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HINWEIS FÜR DEN LESER

Die Akte betreffend den Beitritt der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der
Republik Zypern, der Republik Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der
Republik Malta, der Republik Polen, der Republik Slowenien und der Slowakischen Republik
zur Europäischen Union werden im Amtsblatt der Europäischen Union L 236 vom 23. Sep-
tember 2003 veröffentlicht.

Die Anlagen der Anhänge IV, V, VII, VIII, IX, X, XI, XII, XIII und XIV der Akte über die
Bedingungen des Beitritts der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik
Zypern, der Republik Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik
Malta, der Republik Polen, der Republik Slowenien und der Slowakischen Republik und die
Anpassungen der die Europäische Union begründenden Verträge werden im Amtsblatt der
Europäischen Union C 227 E vom 23. September 2003 veröffentlicht.

Die gälische, die tschechische, die estnische, die ungarische, die litauische, die lettische, die
maltesische, die polnische, die slowakische und die slowenische Sprachfassung dieser Doku-
mente werden in den Sonderausgaben dieser Amtsblätter veröffentlicht.



I

(Mitteilungen)

EUROPÄISCHES PARLAMENT

Geschäftsordnung der Konferenz der Ausschüsse für Gemeinschafts- und Europa-Angelegenheiten
der Parlamente der Europäischen Union

(2003/C 235/01)

Die vorliegende Geschäftsordnung ist dazu bestimmt, die Ar-
beiten der am 16. und 17. November 1989 in Paris gegründe-
ten Konferenz der Ausschüsse für Gemeinschafts- und Europa-
Angelegenheiten der Parlamente der Europäischen Union, im
folgenden als COSAC bezeichnet, zu erleichtern und verbes-
sern.

Sie kann auch auf die Sitzungen anderer parlamentarischer
Ausschüsse angewandt werden, die von dem Parlament des
die EU-Präsidentschaft ausübenden Mitgliedstaats einberufen
werden.

Auf der Grundlage der XXVII. Sitzung der COSAC vom
16.—18. Oktober 2002 in Kopenhagen wurde auf der außer-
ordentlichen XXVIII. Sitzung der COSAC vom 27. Januar 2003
in Brüssel beschlossen, die Zusammenarbeit zwischen den na-
tionalen Parlamenten der EU zu verstärken, die Geschäftsord-
nung um neue Vorschriften für die Abstimmungen zu ergän-
zen und Leitlinien für eine wirksame parlamentarische Kon-
trolle der Regierungen in Gemeinschaftsangelegenheiten zu er-
lassen (Kopenhagener Parlamentarische Leitlinien).

Die Mitglieder der COSAC beabsichtigen, nach ihren eigenen
parlamentarischen Gepflogenheiten auf die Umsetzung der Ko-
penhagener Parlamentarischen Leitlinien hinzuwirken (1). Die
Leitlinien sind in einer getrennten Erklärung niedergelegt.

Diese Geschäftsordnung, die auf der XXIX. COSAC vom 5.—6.
Mai 2003 in Athen angenommen wurde, ersetzt die Geschäfts-
ordnung, die am 11./12. Oktober 1999 in Helsinki verabschie-
det wurde.

1. AUFGABEN UND ZUSTÄNDIGKEITEN DER COSAC

Die COSAC ermöglicht einen regelmäßigen Meinungsaus-
tausch, unbeschadet der Zuständigkeiten der parlamentarischen
Organe der Europäischen Union.

Das im Amsterdamer Vertrag zur Änderung des Vertrags über
die Europäische Union, der Verträge zur Gründung der Euro-
päischen Gemeinschaften und einiger damit zusammenhängen-
der Rechtsakte enthaltene Protokoll über die Rolle der einzel-
staatlichen Parlamente in der Europäischen Union ermächtigt
die COSAC, jeden ihr zweckmäßig erscheinenden Beitrag für
die Organe der EU zu leisten sowie die Gesetzgebungstätigkei-
ten, Vorschläge und Initiativen der Union zu prüfen.

Die Beiträge der COSAC binden in keiner Weise die einzel-
staatlichen Parlamente und präjudizieren in keiner Weise deren
Standpunkt.

2. HÄUFIGKEIT UND ZEITPUNKTE DER SITZUNGEN

2.1 Ordentliche Sitzungen

Während jeder Präsidentschaft im Rat der Europäischen Union
wird unter Berücksichtigung der verschiedenen parlamentari-
schen Gepflogenheiten der Mitgliedstaaten, der Wahlperioden
und der gesetzlichen Feiertage in den Mitgliedstaaten eine or-
dentliche Sitzung der COSAC abgehalten. Der Termin der
nächsten Sitzung wird spätestens bis zum Zeitpunkt der voran-
gehenden Sitzung festgelegt und angekündigt.

2.2 Außerordentliche Sitzungen

Außerordentliche Sitzungen der COSAC werden abgehalten,
wenn dies eine absolute Mehrheit der Vorsitzenden der Aus-
schüsse für Gemeinschafts- und Europa-Angelegenheiten der
einzelstaatlichen Parlamente und des zuständigen Organs des
Europäischen Parlaments für erforderlich erachtet.

2.3 Sitzungen der Vorsitzenden

Im Einvernehmen mit der Vorsitz-Troika findet vor den Sit-
zungen der COSAC eine vorbereitende Sitzung der Vorsitzen-
den der Ausschüsse für Gemeinschafts- und Europa-Angelegen-
heiten und des Vertreters des Europäischen Parlaments statt.
Jede Delegation besteht aus zwei Mitgliedern des jeweiligen
Parlaments.

2.4 Außerordentliche Sitzungen der Vorsitzenden

Außerordentliche Sitzungen der Vorsitzenden der Ausschüsse
für Gemeinschafts- und Europa-Angelegenheiten und des zu-
ständigen Organs des Europäischen Parlaments finden auf Vor-
schlag des Vorsitzes und nach Anhörung der Vorsitz-Troika
oder wenn dies eine absolute Mehrheit der Vorsitzenden der
Ausschüsse für Gemeinschafts- und Europa-Angelegenheiten
der einzelstaatlichen Parlamente und des zuständigen Organs
des Europäischen Parlaments für erforderlich erachtet, statt.

2.5 Die Vorsitz-Troika der COSAC

Die Vorsitz-Troika der COSAC besteht aus dem Vorsitz, dem
vorausgehenden und dem nächsten Vorsitz sowie dem Euro-
päischen Parlament. Jede Delegation besteht aus zwei Mitglie-
dern des jeweiligen Parlaments.
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(1) Gemäß dem Protokoll über die Rolle der einzelstaatlichen Par-
lamente in der Europäischen Union obliegt es den einzelnen Par-
lamenten, über den Grad der Umsetzung der Kopenhagener Par-
lamentarischen Leitlinien zu entscheiden.



2.6 Arbeitsgruppen

Zur Erörterung eines bestimmten, mit den Aktivitäten der Eu-
ropäischen Union im Zusammenhang stehenden Themas kann
die COSAC beschließen, eine Arbeitsgruppe einzusetzen. Eine
solche Arbeitsgruppe soll auch dann eingesetzt werden, wenn
dies eine absolute Mehrheit der Vorsitzenden der Ausschüsse
für Gemeinschafts- und Europa-Angelegenheiten der einzel-
staatlichen Parlamente und des zuständigen Organs des Euro-
päischen Parlaments für erforderlich erachtet. Der Vorsitzende
des Ausschusses für Gemeinschafts- und Europa-Angelegenhei-
ten des Parlaments des Mitgliedstaates, der die Präsidentschaft
im Rat innehat, fungiert als Vorsitzender der Arbeitsgruppe.
Das Sekretariat des Parlaments des Mitgliedstaates, der die Prä-
sidentschaft im Rat innehat, stellt das Sekretariat der Arbeits-
gruppe.

2.7 Planung der Sitzungen

Die COSAC stellt einen fortlaufenden, langfristigen Sitzungs-
kalender auf.

3. ORT DER SITZUNGEN

Die Sitzungen finden in dem Mitgliedstaat statt, der die Prä-
sidentschaft innehat. Außerordentliche Sitzungen, Sitzungen
der Vorsitzenden und der Arbeitsgruppen können jedoch an
einem anderen Ort stattfinden.

4. ZUSAMMENSETZUNG

4.1 Ordentliche und außerordentliche Sitzungen

Jedes nationale Parlament wird durch höchstens sechs Mitglie-
der seines(seiner) Ausschusses(Ausschüsse) für Gemeinschafts-
und Europa-Angelegenheiten vertreten. Das Europäische Par-
lament wird durch sechs Mitglieder vertreten. Jedes Parlament
bestimmt die Zusammensetzung seiner eigenen Delegation.

4.2 Beobachter der Parlamente der Beitrittskandidatenlän-
der

Drei Beobachter der Parlamente jedes Beitrittskandidatenlandes
werden zu den ordentlichen und außerordentlichen Sitzungen
eingeladen.

4.3 Andere Beobachter, Sachverständige und besondere
Gäste

Der Vorsitz lädt Beobachter des Generalsekretariats des Rates
der Europäischen Union und der Europäischen Kommission ein
und kann Beobachter der Botschaften der Mitgliedstaaten der
Europäischen Union sowie, nach Konsultation der Vorsitz-Troi-
ka, Sachverständige und besondere Gäste einladen.

4.4 Öffentlichkeit der Sitzungen

Die Sitzungen der COSAC sind, sofern nichts anderes beschlos-
sen wird, öffentlich.

5. EINBERUFUNG

Ordentliche Sitzungen sowie Sitzungen der Vorsitzenden und
der Arbeitsgruppen werden vom Sekretariat des Parlaments des
Mitgliedstaates einberufen, der die Präsidentschaft innehat.

Außerordentliche Sitzungen werden vom Sekretariat des Par-
laments des Mitgliedstaates einberufen, in dem die Sitzung
stattfindet.

6. BEZEICHNUNG DER SITZUNGEN

Die Bezeichnung der ordentlichen und außerordentlichen Sit-
zungen lautet: „Konferenz der Ausschüsse für Gemeinschafts-
und Europa-Angelegenheiten (der einzelstaatlichen Parlamente
der Europäischen Union und des Europäischen Parlaments) —
COSAC“, mit der fortlaufenden Nummer der Sitzung vor dieser
Bezeichnung und dem Sitzungszeitpunkt und -ort nach der
Bezeichnung.

7. TAGESORDNUNG

7.1 Vor der letzten ordentlichen Sitzung jedes Jahres schla-
gen die Delegationen die Themen vor, die im folgenden Jahr
erörtert werden sollen. Dieser Punkt wird am Ende der Sitzung
diskutiert. Die Vorsitz-Troika schlägt zu Beginn jeder Präsident-
schaft unter Zugrundelegung der Bestimmungen in Teil II des
Protokolls des Amsterdamer Vertrages über die Rolle der ein-
zelstaatlichen Parlamente in der Europäischen Union ein oder
mehrere Themen aus dem Arbeitsprogramm des Rates der Eu-
ropäischen Union, des Europäischen Parlaments und der Euro-
päischen Kommission oder aus Vorschlägen vor, die während
der oben genannten Sitzung vorgebracht wurden.

7.1.A Die Hauptthemen eines jeden Tagesordnungsentwurfs
ergeben sich aus der Rolle der COSAC als ein Gremium für den
Austausch von Informationen, insbesondere über die prakti-
schen Aspekte der parlamentarischen Kontrolle.

7.2 Der Vorsitzende des Ausschusses für Gemeinschafts-
und Europa-Angelegenheiten des Gastgeber-Parlaments arbeitet
nach Konsultation der Vorsitzenden der Ausschüsse für Ge-
meinschafts- und Europa-Angelegenheiten und des Vertreters
des Europäischen Parlaments einen Tagesordnungsentwurf
aus. Die nationalen Delegationen können dem Vorsitz Vor-
schläge bezüglich besonderer Tagesordnungspunkte unterbrei-
ten.

7.3 Die endgültige Tagesordnung wird von der Sitzung
selbst beschlossen.

8. VORBEREITUNG DER SITZUNGEN

8.1 Die nationalen Delegationen können dem Sekretariat des
Gastgeber-Parlaments Unterlagen zu den Tagesordnungspunk-
ten zusenden.
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8.2 Die nationale Delegation des Mitgliedstaates, der die Prä-
sidentschaft innehat, kann Diskussionsunterlagen für die Kon-
ferenz ausarbeiten.

9. SPRACHEN

9.1 Jede Delegation sorgt für die Übersetzung aller von ihr
vorgelegten Unterlagen ins Englische oder Französische.

9.2 Die teilnehmenden Parlamente erhalten die Konferenz-
unterlagen in Französisch oder Englisch. Jedes Parlament sorgt
für die Übersetzung in die Landessprache.

9.3 Bei den Sitzungen wird simultan in die Amtssprachen
der Union gedolmetscht.

9.4 Die Beiträge der COSAC werden in einer Urschrift in
französischer und in englischer Sprache erstellt; jeder dieser
Texte ist gleichermaßen verbindlich.

10. COSAC-BEITRÄGE

10.1 Die COSAC kann gemäß dem Protokoll zum Amster-
damer Vertrag über die Rolle der einzelstaatlichen Parlamente
in der Europäischen Union Beiträge für die Organe der Euro-
päischen Union leisten.

10.2 Jede nationale Delegation kann vorschlagen, dass ein
Beitrag von der COSAC verabschiedet wird. Ein Beitragsentwurf
wird auf Vorschlag des Vorsitzes nach Konsultation der Vor-
sitz-Troika oder sofern dies eine absolute Mehrheit der Vorsit-
zenden der Ausschüsse für Gemeinschafts- und Europa-Ange-
legenheiten der einzelstaatlichen Parlamente und des zuständi-
gen Organs des Europäischen Parlaments für erforderlich er-
achtet oder sofern dies bei einer Sitzung der COSAC beschlos-
sen wird, erstellt.

10.3 Der Entwurf eines Beitrags wird den Delegationen
rechtzeitig vor der entsprechenden Sitzung der COSAC über-
mittelt, damit ihnen ausreichend Zeit für die Prüfung und An-
merkungen gegeben wird.

10.4 Der endgültige Entwurf eines Beitrags wird bei der
vorbereitenden Sitzung der Vorsitzenden vor der entsprechen-
den Sitzung der COSAC erstellt. Er enthält die Bemerkungen
und Äußerungen aller Delegationen einschließlich möglicher
Erklärungen zur Abstimmung.

10.5 Im Allgemeinen versucht die COSAC, die Beiträge im
Wege eines breiten Konsenses zu verabschieden. Ist dies nicht
möglich, so werden die Beiträge mit einer qualifizierten Mehr-
heit von mindestens drei Viertel der abgegebenen Stimmen
angenommen. Die Mehrheit von drei Viertel der abgegebenen
Stimmen muss gleichzeitig mindestens der Hälfte aller Stimmen
entsprechen.

10.6 Jede Delegation hat zwei Stimmen.

10.7 Nach seiner Verabschiedung wird der Beitrag im Amts-
blatt der Europäischen Union veröffentlicht.

11. DIE ROLLE DES VORSITZES DER SITZUNG

11.1 Der Ausschuss für Gemeinschafts- und Europa-Angele-
genheiten des Mitgliedstaates, der die Präsidentschaft im Rat der
Europäischen Union innehat, führt während der Präsidentschaft
den Vorsitz bei der COSAC.

11.2 Das Sekretariat des Gastgeber-Parlaments bereitet die
Sitzungsunterlagen vor.

11.3 Der Vorsitzende des Ausschusses für Gemeinschafts-
und Europa-Angelegenheiten des Gastgeber-Parlaments eröffnet
die Debatte.

11.4 Der Vorsitzende des Ausschusses für Gemeinschafts-
und Europa-Angelegenheiten des Gastgeber-Parlaments schlägt
einen Zeitplan für die Sitzung und die Länge der Redebeiträge
vor, die vier Minuten betragen soll, sofern die Sitzung nichts
anderes beschließt.

11.5 Das Sekretariat des Gastgeber-Parlaments erstellt ein
Kurzprotokoll der Sitzung.

11.6 Der Vorsitzende des Ausschusses für Gemeinschafts-
und Europa-Angelegenheiten des Gastgeber-Parlaments legt
die Schlussfolgerungen der Debatte vor, die von der Vorsitz-
Troika ausgearbeitet worden sind.

11.7 Das Sekretariat des Parlaments, das den Vorsitz inne-
hat, stellt während der Dauer seines Vorsitzes das Sekretariat
für die Tätigkeiten der COSAC. Die Sekretariate der einzelstaat-
lichen Parlamente und des Europäischen Parlaments unterstüt-
zen es dabei.

12. SCHLUSSFOLGERUNGEN DER DEBATTE

Sofern die Sitzung beschließt, ein Kommuniqué herauszugeben,
wird von der Vorsitz-Troika ein Entwurf ausgearbeitet, dem die
möglicherweise verabschiedeten Beiträge beigefügt werden.

13. ADRESSATEN DER KOMMUNIQUÉS

Das Sekretariat des Gastgeber-Parlaments übermittelt die Kom-
muniqués den Parlamenten der Mitgliedstaaten und dem Euro-
päischen Parlament, dem Rat der Europäischen Union und der
Europäischen Kommission.

14. REVISION DER GESCHÄFTSORDNUNG

14.1 Vorschläge für eine Revision der Geschäftsordnung
sind spätestens einen Monat vor der COSAC-Sitzung in schrift-
licher Form von einer oder mehreren Delegationen eines oder
mehrerer Parlamente an alle einzelstaatlichen Parlamente der
Mitgliedstaaten und das Europäische Parlament zu senden.
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14.2 Vorschläge für eine Revision der Geschäftsordnung sol-
len auf die Tagesordnung der ersten COSAC-Sitzung nach der
Vorlage des Vorschlags gesetzt werden.

14.3 Die Verabschiedung des Vorschlags erfordert die ein-
stimmige Zustimmung der an der Sitzung teilnehmenden De-
legationen. Enthaltungen von Delegationen verhindern die Ver-
abschiedung des Vorschlags nicht.

14.4 Die Beschlussfähigkeit ist bei Anwesenheit von zwei
Dritteln der Delegationen gegeben.

14.5 Jede Delegation hat eine Stimme.

15. INKRAFTTRETEN

Diese Geschäftsordnung tritt mit ihrer Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. Sie wird in einer
Urschrift in französischer und in englischer Sprache erstellt;
jeder dieser Texte ist gleichermaßen verbindlich.

Der Text der vorliegenden Geschäftsordnung wird zur Authen-
tifizierung in dänischer, deutscher, finnischer, griechischer, ita-
lienischer, niederländischer, portugiesischer, schwedischer und
spanischer Sprache erstellt. Die Übersetzungen sollen zwischen
den einzelstaatlichen Parlamenten, die diese Sprachen nutzen,
und dem Europäischen Parlament abgestimmt werden. Im Falle
von Fragen bezüglich der Auslegung dieser Geschäftsordnung
sind nur die englische und französische Version verbindlich.

ANLAGE

Erklärung des Europäischen Parlaments zu Punkt 10.5 der Geschäftsordnung

Das Europäische Parlament kann sich bei der Abstimmung über einen Beitrag, der sich auch an es selbst richtet, der
Stimme enthalten.
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KOMMISSION

Euro-Wechselkurs (1)

30. September 2003

(2003/C 235/02)

1 Euro =

Währung Kurs

USD US-Dollar 1,1652

JPY Japanischer Yen 128,8

DKK Dänische Krone 7,4256

GBP Pfund Sterling 0,6986

SEK Schwedische Krone 8,9625

CHF Schweizer Franken 1,5404

ISK Isländische Krone 89,08

NOK Norwegische Krone 8,184

BGN Bulgarischer Lew 1,9489

CYP Zypern-Pfund 0,58445

CZK Tschechische Krone 31,844

EEK Estnische Krone 15,6466

HUF Ungarischer Forint 254,96

LTL Litauischer Litas 3,4524

Währung Kurs

LVL Lettischer Lat 0,6482

MTL Maltesische Lira 0,4281

PLN Polnischer Zloty 4,6227

ROL Rumänischer Leu 38 435

SIT Slowenischer Tolar 235,495

SKK Slowakische Krone 41,165

TRL Türkische Lira 1 628 000

AUD Australischer Dollar 1,7101

CAD Kanadischer Dollar 1,5717

HKD Hongkong-Dollar 9,0254

NZD Neuseeländischer Dollar 1,9538

SGD Singapur-Dollar 2,0125

KRW Südkoreanischer Won 1 340,15

ZAR Südafrikanischer Rand 8,1393

___________
(1) Quelle: Von der Europäischen Zentralbank veröffentlichter Referenz-Wechselkurs.
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Informationsverfahren — Technische Vorschriften

(2003/C 235/03)

(Text von Bedeutung für den EWR)

Richtlinie 98/34/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. Juni 1998 über ein Informations-
verfahren auf dem Gebiet der Normen und technischen Vorschriften und der Vorschriften für die Dienste
der Informationsgesellschaft (ABl. L 204 vom 21.7.1998, S. 37; ABl. L 217 vom 5.8.1998, S. 18)

Der Kommission übermittelte einzelstaatliche Entwürfe von technischen Vorschriften

Bezugsangaben (1) Titel
Termin des Ablaufs
der dreimonatigen

Stillhaltefrist (2)

2003/339/UK Programm im Rahmen der Bauverordnung von 2000 mit dem Ziel, robuste Standard-Konstruktions-
elemente als Alternative zu vor der Fertigstellung durchgeführten Tests zuzulassen. Ein Konsultations-
paket; herausgegeben von der Abteilung für Bauvorschriften

15.12.2003

2003/341/S Richtlinien des Zentralamts für Verbraucherschutz über die Kennzeichnung von Textilien, Beklei-
dungsleder und Daunenwaren

15.12.2003

2003/342/UK Verordnung über die Verpflichtungen im Rahmen der Herstellerverantwortung (Verpackungsabfälle)
(Änderung) (Schottland) von 2003

3.11.2003

2003/343/B Königlicher Erlass zur Änderung der Artikel 3, 22 bis 27, 32, 40 86, 88, 202, 203, 220 und 221 der
Allgemeinen Vorschrift für elektrische Anlagen (RGIE)

16.12.2003

2003/344/B Königlicher Erlass zur Änderung der Artikel 90, 91 und 92 der Allgemeinen Vorschrift für elektrische
Anlagen (RGIE)

16.12.2003

2003/345/B Königlicher Erlass zur Änderung von Artikel 242 der Allgemeinen Ordnung für elektrische Anlagen
(RGIE Règlement Général sur les Installations Électriques)

16.12.2003

2003/346/NL Verordnung des Wirtschaftsministers vom . . ., Nr. WJZ . . ., zur Änderung der Verordnung über
Zertifikate für Kraft-Wärme-Kopplungen im Rahmen des Elektrizitätsgesetzes von 1998 im Zusam-
menhang mit der Einführung des Kohlendioxid-Indexes (Verordnung zum Kohlendioxid-Index für
Kraft-Wärme-Kopplungen im Rahmen des Elektrizitätsgesetzes von 1998)

(4)

2003/347/E Vorläufiger Entwurf eines Gesetzes zur Förderung und zum Schutz der Qualität von Lebensmitteln 22.12.2003

2003/348/F Verordnung über die Genehmigung von Bestimmungen zur Ergänzung und Änderung der Vorschrif-
ten zum Schutz vor Brand- und Panikgefahren in Einrichtungen mit Publikumsverkehr (allgemeine
Bestimmungen und Einrichtungen vom Typ R)

22.12.2003

2003/349/B Königlicher Erlass zur Änderung der Artikel 15, 18, 66, 76, 77, 80, 94, 120, 169, 175, 181, 190,
199, 207, 236, 240 und 260 der Allgemeinen Ordnung für elektrische Anlagen

23.12.2003

2003/350/B Königlicher Erlass zur Änderung der Artikel 74 und 251 der Allgemeinen Ordnung für elektrische
Anlagen

23.12.2003

2003/351/B Königlicher Erlass zur Änderung der Artikel 29, 86, 207 und 227 der Allgemeinen Ordnung für
elektrische Anlagen

23.12.2003

2003/352/A Entwurf einer Verordnung des Bundesministers für Wirtschaft und Arbeit über die Lagerung pyro-
technischer Gegenstände in gewerblichen Betriebsanlagen 2003 (Pyrotechnik-Lagerverordnung 2003
(Pyr-LV 2003))

23.12.2003

2003/353/A Bundesgesetz, mit dem ein e-Government-Gesetz erlassen wird sowie das Allgemeine Verwaltungs-
verfahrensgesetz 1991, das Zustellgesetz und das Gebührengesetz 1957 geändert werden

23.12.2003

(1) Jahr, Registriernummer, Staat.
(2) Zeitraum, in dem der Entwurf nicht verabschiedet werden kann.
(3) Keine Stillhaltefrist, da die Kommission die Begründung der Dringlichkeit anerkannt hat.
(4) Keine Stillhaltefrist, da es sich um technische Spezifikationen bzw. sonstige mit steuerlichen oder finanziellen Maßnahmen verbundene Vorschriften (Artikel 1 Nummer

11 Absatz 2 dritter Gedankenstrich der Richtlinie 98/34/EG) handelt.
(5) Informationsverfahren abgeschlossen.

DEC 235/6 Amtsblatt der Europäischen Union 1.10.2003



Die Kommission möchte auf das Urteil „CIA Security“ verweisen, das am 30. April 1996 in der Rechts-
sache C-194/94 (Slg. 1996, S. I-2201) erging. Nach Auffassung des Gerichtshofs sind Artikel 8 und 9 der
Richtlinie 98/34/EG (ehemalige 83/189/EWG) so auszulegen, dass Dritte sich vor nationalen Gerichten auf
diese Artikel berufen können; es obliegt dann den nationalen Gerichten sich zu weigern, die Anwendung
einer einzelstaatlichen technischen Vorschrift zu erzwingen, die nicht gemäß der Richtlinie notifiziert
wurde.

Dieses Urteil bestätigt die Mitteilung der Kommission vom 1. Oktober 1986 (ABl. C 245 vom 1.10.1986,
S. 4).

Die Missachtung der Verpflichtung zur Notifizierung führt damit zur Unanwendbarkeit der betreffenden
technischen Vorschriften, die somit gegenüber Dritten nicht durchsetzbar sind.

Weitere Informationen zum Notifizierungsverfahren erhalten Sie unter folgender Adresse:

Europäische Kommission
Generaldirektion Unternehmen, Einheit F1
B-1049 Brüssel
E-Mail-Adresse: Dir83-189-Central@cec.eu.int
Besuchen Sie auch die Website: http://europa.eu.int/comm/enterprise/tris/

Eventuelle Auskünfte zu den Notifizierungen sind bei den nachstehenden nationalen Dienststellen verfüg-
bar:
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LISTE DER FÜR DIE UMSETZUNG DER RICHTLINIE 98/34/EG ZUSTÄNDIGEN NATIONALEN STELLEN

BELGIEN

BELNotif
Bestuur Kwaliteit en Veiligheid
FOD Economie, KMO, Middenstand en Energie
North Gate III — 4e etage
Boulevard du Roi Albert II/Koning Albert II-laan 16
B-1000 Bruxelles

Webseite: http://www.mineco.fgov.be

Frau P. Descamps
Tel. (32-2) 206 46 89
Fax (32-2) 206 57 46
E-Mail: belnotif@mineco.fgov.be

DÄNEMARK

Erhvervs- og Boligstyrelsen
Dahlerups Pakhus
Langelinie Allé 17
DK-2100 Copenhagen Ø (oder DK-2100 Copenhagen OE)

Webseite: http://www.ebst.dk

Frau Laila Østergren
Tel. (45) 35 46 66 89 (direct)
Fax (45) 35 46 62 03
E-Mail: Frau Laila Østergren — loe@ebst.dk

Frau Birgitte Spühler Hansen — bsh@ebst.dk

Mailbox für Notifizierungen — noti@ebst.dk

DEUTSCHLAND

Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit
Referat XA2
Scharnhorststraße 34—37
D-10115 Berlin

Webseite: http://www.bmwa.bund.de

Frau Christina Jäckel
Tel. (49) 30 20 14 63 53
Fax (49) 30 20 14 53 79
E-Mail: infonorm@bmwa.bund.de

GRIECHENLAND

Ministry of Development
General Secretariat of Industry
Michalacopoulou 80
GR-115 28 Athens
Tel. (30-210) 778 17 31
Fax (30-210) 779 88 90

ELOT
Acharnon 313
GR-111 45 Athens

Herr E. Melagrakis
Tel. (30-210) 212 03 00
Fax (30-210) 228 62 19
E-Mail: 83189in@elot.gr

SPANIEN

Ministerio de Asuntos Exteriores
Secretaría de Estado de Asuntos Europeos
Direccion General de Coordinacion del Mercado Interior y otras
Políticas Comunitarias
Subdireccion General de Asuntos Industriales, Energéticos, de Transportes y
Comunicaciones y de Medio Ambiente

Padilla, 46, Planta 2a, Despacho: 6276
E-28006 Madrid

Frau Esther Pérez Peláez

Tel. (34) 913 79 84 64
Fax (34) 913 79 84 01
E-Mail: d83-189@ue.mae.es

FRANKREICH

Direction générale de l'industrie, des technologies de l'information et des postes
(DiGITIP)
Service des politiques d'innovation et de compétitivité (SPIC)
Sous-direction de la normalisation, de la qualité et de la propriété industrielle
(SQUALPI)
DiGITIP 5
12, rue Villiot
F-75572 Paris Cedex 12

Frau Suzanne Piau
Tel. (33) 153 44 97 04
Fax (33) 153 44 98 88
E-Mail: suzanne.piau@industrie.gouv.fr

Frau Françoise Ouvrard
Tel. (33) 153 44 97 05
Fax (33) 153 44 98 88
E-Mail: francoise.ouvrard@industrie.gouv.fr

IRLAND

NSAI
Glasnevin
Dublin 9
Ireland

Herr Tony Losty
Tel. (353-1) 807 38 80
Fax (353-1) 807 38 38
E-Mail: lostyt@nsai.ie

ITALIEN

Ministero delle Attività produttive
Direzione generale per lo Sviluppo produttivo e la competitività
Ispettorato tecnico dell'industria — Ufficio F1
Via Molise 2
I-00187 Roma

Webseite: http://www.minindustria.it

Herr V. Correggia
Tel. (39) 06 47 05 22 05
Fax (39) 06 47 88 78 05
E-Mail: vincenzo.correggia@minindustria.it

Herr E. Castiglioni
Tel. (39) 06 47 05 26 69
Fax (39) 06 47 88 77 48
E-Mail: enrico.castiglioni@minindustria.it

LUXEMBURG

SEE — Service de l'Énergie de l'État
34, avenue de la Porte-Neuve
BP 10
L-2010 Luxembourg

Herr J. P. Hoffmann
Tel. (352) 469 74 61
Fax (352) 22 25 24
E-Mail: see.direction@eg.etat.lu

DEC 235/8 Amtsblatt der Europäischen Union 1.10.2003



NIEDERLANDE

Ministerie van Financiën
Belastingsdienst/Douane Noord
Team bijzondere klantbehandeling
Centrale Dienst voor In- en uitvoer
Engelse Kamp 2
Postbus 30003
9700 RD Groningen
Nederland

Herr Ebel Van der Heide
Tel. (31-50) 523 21 34

Frau Hennie Boekema
Tel. (31-50) 523 21 35

Frau Tineke Elzer
Tel. (31-50) 523 21 33
Fax (31-50) 523 21 59
Allgemeine Mailbox: Enquiry.Point@tiscali-business.nl

Enquiry.Point2@tiscali-business.nl

ÖSTERREICH

Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit
Abteilung C2/1
Stubenring 1
A-1010 Wien

Webseite: http://www.bmwa.gv.at

Frau Brigitte Wikgolm
Tel. (43-1) 711 00 58 96
Fax (43-1) 715 96 51 oder (43-1) 712 06 80
E-Mail: post@tbt.bmwa.gv.at

PORTUGAL

Instituto Portugês da Qualidade
Rua Antonio Gião, 2
P-2829-513 Caparica

Webseite: http://www.ipq.pt

Frau Miranda Ondina
Tel. (351) 21 294 82 36 oder 81 00
Fax (351) 21 294 82 23
E-Mail: MOndina@mail.ipq.pt
Allgemeine Mailbox: dir83189@mail.ipq.pt

FINNLAND

Kauppa- ja teollisuusministeriö

Besucheradresse: Aleksanterinkatu 4
FIN-00171 Helsinki
und
Katakatu 3
FIN-00120 Helsinki

Postanschrift:
PO Box 32
FIN-00023 Valtioneuvosto

Webseite: http://www.ktm.fi

Frau Heli Malinen
Tel. (358-9) 16 06 36 27
Fax (358-9) 16 06 46 22
E-Mail: heli.malinen@ktm.fi

Herr Katri Amper

Allgemeine Mailbox: maaraykset.tekniset@ktm.fi

SCHWEDEN

Kommerskollegium
Box 6803
Drottninggatan 89
S-113 86 Stockholm

Webseite: http://www.kommers.se

Frau Kerstin Carlsson
Tel. (46-8) 690 48 82 oder (46-8) 690 48 00
Fax (46-8) 690 48 40 oder (46-8) 30 67 59
E-Mail: kerstin.carlsson@kommers.se

Allgemeine Mailbox: 9834@kommers.se

GROSSBRITANNIEN

Department of Trade and Industry
Standards and Technical Regulations Directorate 2
Bay 327
151 Buckingham Palace Road
London SW1 W 9SS
United Kingdom

Webseite: http://www.dti.gov.uk/strd

Herr Philip Plumb
Tel. (44) 20 72 15 15 64 oder 14 88
Fax (44) 20 72 15 15 29
E-Mail: philip.plumb@dti.gsi.gov.uk

Allgemeine Mailbox: mailto: 98-34@dti.gov.uk

EFTA-Überwachungsbehörde

EFTA Surveillance Authority (ESA)
Rue de Trêves/Trierstraat 74
B-1040 Bruxelles

Webseite: http://www.eftasurv.int

Herr Gunnar Thor Petursson
Tel. (32-2) 286 18 71
Fax (32-2) 286 18 00
E-Mail: DRAFTTECHREGESA@eftasurv.int

EFTA
Goods Unit
EFTA Secretariat
Rue de Trêves/Trierstraat 74
B-1040 Bruxelles

Webseite: http://www.efta.int

Frau Kathleen Byrne
Tel. (32-2) 286 17 34
Fax (32-2) 286 17 42
E-Mail: DRAFTTECHREGEFTA@efta.int

kathleen.byrne@efta.int

TÜRKEI

Undersecretariat of Foreign Trade
General Directorate of Standardisation for Foreign Trade
Inönü Bulvari — Emek — Ankara

Webseite: http://www.dtm.gov.tr

Herr Saadettin Doğan
Tel. (90-312) 212 88 00 oder 20 44

(90-312) 212 88 00 oder 25 65
Fax (90-312) 212 87 68
E-Mail: dtsabbil@dtm.gov.tr
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Wettbewerbsregeln für Technologietransfer-Vereinbarungen

Mitteilung gemäß Artikel 5 der Verordnung Nr. 19/65/EWG vom 2. März 1965 über die Anwen-
dung von Artikel 81 Absatz 3 des EG-Vertrages auf Gruppen von Vereinbarungen und aufeinander
abgestimmten Verhaltensweisen in der durch die Verordnung (EG) Nr. 1/2003 geänderten Fassung

(2003/C 235/04)

(Text von Bedeutung für den EWR)

Die Kommission bittet um Stellungnahme zu folgenden Entwürfen:

— Entwurf einer Kommissionsverordnung über die Anwendung von Artikel 81 Absatz 3 des EG-Vertrages
auf Gruppen von Technologietransfer-Vereinbarungen

— Entwurf von Leitlinien zur Anwendung von Artikel 81 EG-Vertrag auf Technologietransfer-Verein-
barungen.

Die Stellungnahmen sollten spätestens acht Wochen nach der Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäi-
schen Union bei der Kommission eingehen. Die Beiträge, die die Kommission im Rahmen einer öffentlichen
Konsultation erhält, werden in der Regel veröffentlicht. Es besteht jedoch die Möglichkeit, Beiträge oder
Teile davon auf Antrag vertraulich zu behandeln. Sollten Sie eine vertrauliche Behandlung wünschen,
geben Sie bitte auf dem Deckblatt Ihres Beitrags klar und deutlich an, dass dieser Beitrag nicht veröffent-
licht werden soll. In diesem Fall sollten Sie der Kommission gleichzeitig eine nicht vertrauliche Fassung des
Beitrags zur Veröffentlichung zukommen lassen. Stellungnahmen können entweder per E-Mail gerichtet
werden an:

COMP-TECHNOLOGY-TRANSFER@cec.eu.int

oder auf dem Postweg an:

Europäische Kommission
Generaldirektion Wettbewerb
Referat A 1 — Wettbewerbspolitik im Bereich Kartelle und Fusionen
Revision des Technologietransfer-Rechts
B-1049 Brüssel.
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Entwurf einer Kommissionsverordnung über die Anwendung von Artikel 81 Absatz 3 des EG-
Vertrages auf Gruppen von Technologietransfer-Vereinbarungen

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge-
meinschaft,

gestützt auf die Verordnung Nr. 19/65/EWG des Rates vom 2.
März 1965 über die Anwendung von Artikel 85 Absatz 3 des
Vertrages auf Gruppen von Vereinbarungen und aufeinander
abgestimmten Verhaltensweisen (1), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 1/2003 (2), insbesondere auf Artikel 1,

nach Veröffentlichung des Entwurfs dieser Verordnung (3),

nach Anhörung des Beratenden Ausschusses für Kartell- und
Monopolfragen,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Nach der Verordnung Nr. 19/65/EWG ist die Kommission
ermächtigt, Artikel 81 Absatz 3 EG-Vertrag durch Verord-
nung auf bestimmte unter Artikel 81 Absatz 1 fallende
Gruppen von Technologietransfer-Vereinbarungen und
entsprechende aufeinander abgestimmte Verhaltensweisen
für anwendbar zu erklären, an denen nur zwei Unterneh-
men beteiligt sind.

(2) Auf der Grundlage der Verordnung Nr. 19/65/EWG hat
die Kommission insbesondere die Verordnung (EG) Nr.
240/96 vom 31. Januar 1996 zur Anwendung von Ar-
tikel 81 Absatz 3 des Vertrages auf Gruppen von Tech-
nologietransfer-Vereinbarungen erlassen (4).

(3) Am 20. Dezember 2001 veröffentlichte die Kommission
einen Evaluierungsbericht über die Gruppenfreistellungs-
verordnung (EG) Nr. 240/96 für Technologietransfer-Ver-
einbarungen (5). Dieser Bericht löste eine öffentliche Dis-
kussion über die Anwendung dieser Verordnung und die
Anwendung von Artikel 81 Absätze 1 und 3 EG-Vertrag
auf Technologietransfer-Vereinbarungen allgemein aus.
Mitgliedstaaten und Dritte sprachen sich dabei allgemein
für eine Reform der Wettbewerbspolitik der Kommission
in Bezug auf Technologietransfer-Vereinbarungen aus. Es
wurde daher beschlossen, die Verordnung (EG) Nr.
240/96 durch eine neue Verordnung zu ersetzen.

(4) Eine neue, die Verordnung (EG) Nr. 240/96 ersetzende
Verordnung sollte für wirksamen Wettbewerb sorgen
und zugleich den Unternehmen angemessene Rechts-
sicherheit bieten. Bei der Verfolgung dieser Ziele ist der
Notwendigkeit, die rechtlichen Vorgaben zu vereinfachen
und für eine einfachere Anwendung zu sorgen, Rechnung
zu tragen. Es ist angemessen, künftig anstelle einer Auf-
zählung der vom Verbot des Artikels 81 Absatz 1 EG-
Vertrag freigestellten Bestimmungen die Gruppen von
Vereinbarungen zu beschreiben, die von dem Verbot frei-
gestellt sind, solange die Marktmacht der Beteiligten ein

bestimmtes Maß nicht überschreitet, und die Beschrän-
kungen oder Bestimmungen zu benennen, die in solchen
Vereinbarungen nicht enthalten sein dürfen. Dies ent-
spricht einem wirtschaftsorientierten Ansatz, bei dem un-
tersucht wird, wie sich eine Vereinbarung auf den rele-
vanten Markt auswirkt. Diesem Ansatz entspricht es auch,
zwischen Vereinbarungen zwischen Wettbewerbern und
Vereinbarungen zwischen Nicht-Wettbewerbern zu unter-
scheiden.

(5) Gegenstand einer Technologietransfer-Vereinbarung ist die
Vergabe einer Lizenz für eine bestimmte Technologie.
Diese Verordnung gilt nur für Vereinbarungen, in denen
der Lizenzgeber dem Lizenznehmer erlaubt, die überlas-
sene Technologie zur Herstellung oder Bereitstellung von
Waren oder Dienstleistungen zu nutzen. Lizenzverein-
barungen, die weitere Forschungs- und Entwicklungstätig-
keiten zum Ziel haben, werden hiervon nicht erfasst.
Nicht erfasst sind ferner Lizenzvereinbarungen zur Errich-
tung von Patentpools, d. h. Vereinbarungen über die Zu-
sammenlegung von Technologien mit dem Ziel, das so
entstandene Paket an Schutzrechtslizenzen Dritten zur
Nutzung anzubieten.

(6) Für die Anwendung von Artikel 81 Absatz 3 EG-Vertrag
durch Verordnung ist es nicht erforderlich, diejenigen
Technologietransfer-Vereinbarungen zu bestimmen, die
unter Artikel 81 Absatz 1 fallen könnten. Bei der indivi-
duellen Beurteilung von Vereinbarungen nach Artikel 81
Absatz 1 sind mehrere Faktoren, insbesondere die Struk-
tur der relevanten Technologie- und Produktmärkte, zu
berücksichtigen.

(7) Die Gruppenfreistellung sollte nur Vereinbarungen zugute
kommen, von denen mit hinreichender Sicherheit ange-
nommen werden kann, dass sie die Voraussetzungen von
Artikel 81 Absatz 3 EG-Vertrag erfüllen. Um die Vorteile
des Technologietransfers nutzen und die damit verbunde-
nen Ziele erreichen zu können, sollte diese Verordnung
auch für Bestimmungen in Technologietransfer-Verein-
barungen gelten, die nicht den Hauptgegenstand dieser
Vereinbarungen bilden, aber mit der Anwendung der
überlassenen Technologie unmittelbar verbunden sind.

(8) Technologietransfer-Vereinbarungen steigern in der Regel
die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit und wirken sich po-
sitiv auf den Wettbewerb aus, da sie die Verbreitung der
Technologie erleichtern, parallelen Forschungs- und Ent-
wicklungsaufwand reduzieren, den Anreiz zur Aufnahme
von Forschungs- und Entwicklungsarbeiten stärken, An-
schlussinnovationen fördern und Wettbewerb auf den Pro-
duktmärkten erzeugen können.

(9) Die Wahrscheinlichkeit, dass die effizienzsteigernden und
wettbewerbsfördernden Wirkungen stärker ins Gewicht
fallen als wettbewerbsschädliche Wirkungen, die von Be-
schränkungen in Technologietransfer-Vereinbarungen ver-
ursacht werden, hängt von der Marktmacht der beteiligten
Unternehmen und somit von dem Ausmaß ab, in dem
diese Unternehmen dem Wettbewerb anderer Unterneh-
men ausgesetzt sind, die über Ersatztechnologien verfügen
oder Ersatzprodukte herstellen.
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(10) Bei Technologietransfer-Vereinbarungen zwischen Wett-
bewerbern kann angenommen werden, dass sie im All-
gemeinen zu einer Verbesserung der Produktion oder
des Vertriebs und zu einer angemessenen Beteiligung
der Verbraucher an dem daraus entstehenden Gewinn
führen, wenn der gemeinsame Marktanteil der Parteien
auf den relevanten Märkten 20 % nicht überschreitet
und die Vereinbarungen nicht schwerwiegende wett-
bewerbsschädigende Beschränkungen enthalten.

(11) Bei Technologietransfer-Vereinbarungen zwischen Nicht-
Wettbewerbern kann angenommen werden, dass sie im
Allgemeinen zu einer Verbesserung der Produktion oder
des Vertriebs und zu einer angemessenen Beteiligung der
Verbraucher an dem daraus entstehenden Gewinn führen,
wenn der individuelle Marktanteil der Parteien auf den
relevanten Märkten 30 % nicht überschreitet und die Ver-
einbarungen nicht schwerwiegende wettbewerbsschädi-
gende Beschränkungen enthalten.

(12) Oberhalb dieser Marktanteilsschwellen kann nicht davon
ausgegangen werden, dass Technologietransfer-Verein-
barungen, die unter Artikel 81 Absatz 1 EG-Vertrag fallen,
regelmäßig objektive Vorteile mit sich bringen, die nach
Art und Umfang geeignet sind, die Nachteile auszuglei-
chen, die sie für den Wettbewerb nach sich ziehen.

(13) Diese Verordnung sollte keine Technologietransfer-Verein-
barungen freistellen, die Beschränkungen enthalten, die
für die Verbesserung der Produktion oder des Vertriebs
nicht unerlässlich sind. Insbesondere Technologietransfer-
Vereinbarungen, die schwerwiegende wettbewerbsschädi-
gende Beschränkungen enthalten, wie die Festsetzung von
Preisen gegenüber Dritten, sollten ohne Rücksicht auf den
Marktanteil der beteiligten Unternehmen von dem Vorteil
der Gruppenfreistellung, die durch diese Verordnung ge-
währt wird, ausgenommen werden. Bei diesen so genann-
ten Kernbeschränkungen sollte die gesamte Vereinbarung
vom Vorteil der Gruppenfreistellung ausgeschlossen wer-
den.

(14) Die Gruppenfreistellung ist mit bestimmten Voraussetzun-
gen zu verbinden, um Innovationsanreize zu erhalten und
eine angemessene Anwendung der Rechte an geistigem
Eigentum sicherzustellen. Hierzu sollte die Freistellung
insbesondere von Rücklizenz-Verpflichtungen für abtrenn-
bare Verbesserungen auf nicht ausschließliche Verpflich-
tungen beschränkt werden. Liegen diese Voraussetzungen
nicht vor, sollte nur die betreffende Beschränkung vom
Vorteil der Gruppenfreistellung ausgeschlossen werden.

(15) Durch die Marktanteilsschwellen, den Ausschluss von
Technologietransfer-Vereinbarungen, die schwerwiegende
Wettbewerbsbeschränkungen enthalten, von der Gruppen-
freistellung und durch die in dieser Verordnung vorgese-
henen Voraussetzungen dürfte sichergestellt sein, dass
Vereinbarungen, auf welche die Gruppenfreistellung An-
wendung findet, den beteiligten Unternehmen nicht die
Möglichkeit eröffnen, für einen wesentlichen Teil der be-
treffenden Produkte den Wettbewerb auszuschalten.

(16) Wenn im Einzelfall eine Vereinbarung zwar unter diese
Verordnung fällt, aber dennoch Wirkungen entfaltet, die
mit Artikel 81 Absatz 3 EG-Vertrag unvereinbar sind,

kann die Kommission den Vorteil der Gruppenfreistellung
entziehen. Dies kann unter anderem dann der Fall sein,
wenn Innovationsanreize eingeschränkt werden oder der
Marktzugang erschwert wird.

(17) Nach der Verordnung (EG) Nr. 1/2003 können die zu-
ständigen Behörden der Mitgliedstaaten den Rechtsvorteil
der Gruppenfreistellung entziehen, wenn Technologie-
transfer-Vereinbarungen Wirkungen entfalten, die mit Ar-
tikel 81 Absatz 3 EG-Vertrag unvereinbar sind und im
Gebiet eines Mitgliedstaats oder in einem Teilgebiet dieses
Mitgliedstaats, das alle Merkmale eines gesonderten räum-
lichen Markts aufweist, auftreten. Die Mitgliedstaaten soll-
ten sicherstellen, dass sie bei der Ausübung dieser Ent-
zugsbefugnis nicht die einheitliche Anwendung der Wett-
bewerbsregeln der Gemeinschaft auf dem gesamten Ge-
meinsamen Markt oder die volle Wirksamkeit der zu ih-
rem Vollzug ergangenen Maßnahmen beeinträchtigen.

(18) Um die Überwachung paralleler Netze von Technologie-
transfer-Vereinbarungen mit gleichartigen wettbewerbs-
beschränkenden Wirkungen zu verstärken, die mehr als
50 % eines Markts erfassen, kann die Kommission erklä-
ren, dass diese Verordnung auf Technologietransfer-Ver-
einbarungen, die bestimmte auf den relevanten Markt be-
zogene Beschränkungen enthalten, keine Anwendung fin-
det, und dadurch die volle Anwendbarkeit von Artikel 81
EG-Vertrag auf diese Vereinbarungen wiederherstellen.

(19) Diese Verordnung gilt nur für Technologietransfer-Verein-
barungen zwischen einem Lizenzgeber und einem Lizenz-
nehmer. Sie gilt auch für Vereinbarungen, die Beschrän-
kungen für mehr als eine Handelsstufe enthalten, bei-
spielsweise wenn der Lizenznehmer verpflichtet wird,
ein spezielles Vertriebssystem zu errichten, und wenn
ihm vorgegeben wird, welche Verpflichtungen er den
Weiterverkäufern der in Lizenz hergestellten Produkte auf-
erlegen muss oder kann. Diese Beschränkungen und Ver-
pflichtungen müssen jedoch mit den für Liefer- und Ver-
triebsvereinbarungen geltenden Wettbewerbsregeln verein-
bar sein. Liefer- und Vertriebsvereinbarungen zwischen
einem Lizenznehmer und seinen Kunden sind von dieser
Verordnung nicht freigestellt. Solche Vereinbarungen sind
nur dann freigestellt, wenn sie von einer Gruppenfreistel-
lungsverordnung für Liefer- und Vertriebsvereinbarungen
erfasst sind.

(20) Diese Verordnung gilt unbeschadet der Anwendung von
Artikel 82 EG-Vertrag —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Definitionen

(1) Für diese Verordnung gelten folgende Begriffsbestim-
mungen:

a) „Vereinbarung“: eine Vereinbarung, ein Beschluss einer Un-
ternehmensvereinigung oder eine aufeinander abgestimmte
Verhaltensweise;
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b) „Technologietransfer-Vereinbarung“: eine Patentlizenzverein-
barung, eine Know-how-Vereinbarung, eine Softwarelizenz-
Vereinbarung oder gemischte Patentlizenz-, Know-how-
oder Softwarelizenz-Vereinbarungen einschließlich Verein-
barungen mit Bestimmungen, die sich auf den Bezug oder
den Absatz von Produkten oder die sich auf die Lizenzie-
rung oder die Übertragung von Rechten an geistigem Eigen-
tum beziehen, sofern diese Bestimmungen nicht den eigent-
lichen Gegenstand der Vereinbarung bilden und unmittelbar
mit der Herstellung oder Bereitstellung der Vertragsprodukte
verbunden sind; als Technologietransfer-Vereinbarung gilt
auch die Übertragung von Patent-, Know-how- oder Soft-
ware-Rechten sowie einer Kombination dieser Rechte, wenn
das mit der Verwertung der Technologie verbundene Risiko
beim Veräußerer verbleibt, insbesondere, wenn der als Ge-
genleistung für die Übertragung zu zahlende Betrag vom
Umsatz abhängt, den der Erwerber mit Produkten erzielt,
die mit Hilfe der übertragenen Technologie hergestellt
oder bereitgestellt worden sind, oder von der Menge der
so hergestellten Produkte oder der Anzahl der unter Einsatz
der Technologie durchgeführten Arbeitsvorgänge;

c) „Produkt“: eine Ware und/oder eine Dienstleistung in Form
eines Zwischen- oder Endprodukts;

d) „Vertragsprodukt“: ein Produkt, das mit der überlassenen
Technologie hergestellt oder bereitgestellt wird;

e) „Rechte an geistigem Eigentum“: gewerbliche Schutzrechte,
Urheberrechte sowie verwandte Schutzrechte;

f) „Patent“: Patente, Patentanmeldungen, Gebrauchsmuster, Ge-
brauchsmusteranmeldungen, Geschmacksmuster, Topogra-
phien von Halbleitererzeugnissen, ergänzende Schutzzertifi-
kate für Arzneimittel oder andere Produkte, für die solche
Zertifikate erlangt werden können, und Sortenschutzrechte;

g) „Know-how“: eine Gesamtheit nicht patentierter praktischer
Kenntnisse, die durch Erfahrungen und Versuche gewonnen
werden und die geheim, wesentlich und identifiziert sind;
hierbei bedeutet „geheim“, dass das Know-how nicht all-
gemein bekannt und nicht leicht zugänglich ist; „wesentlich“
bedeutet, dass das Know-how Kenntnisse umfasst, die für die
Herstellung oder Bereitstellung der Vertragsprodukte uner-
lässlich sind; „identifiziert“ bedeutet, dass das Know-how
umfassend genug beschrieben ist, so dass überprüft werden
kann, ob es die Merkmale „geheim“ und „wesentlich“ erfüllt;

h) „konkurrierende Unternehmen“: Unternehmen, die auf dem
relevanten Technologiemarkt und/oder dem relevanten Pro-
duktmarkt miteinander im Wettbewerb stehen:

— Unternehmen stehen auf dem „relevanten Technologie-
markt“ miteinander im Wettbewerb, wenn die Unterneh-
men Lizenzen für konkurrierende Technologien ver-

geben (tatsächliche Wettbewerber auf dem Technologie-
markt);

— Unternehmen stehen auf dem „relevanten Produktmarkt“
miteinander im Wettbewerb, wenn sie auf den sachlich
und räumlich relevanten Märkten tätig sind, auf dem die
Vertragsprodukte angeboten werden (tatsächliche Wett-
bewerber auf dem Produktmarkt), oder wenn sie unter
realistischen Annahmen die zusätzlichen Investitionen
oder sonstigen Umstellungskosten auf sich nehmen wür-
den, die nötig sind, um auf eine geringfügige dauerhafte
Erhöhung der relativen Preise hin in die sachlich und
räumlich relevanten Märkte eintreten zu können (poten-
zielle Wettbewerber auf dem Produktmarkt);

i) „selektive Vertriebssysteme“: Vertriebssysteme, in denen sich
der Lizenzgeber verpflichtet, Lizenzen für die Herstellung
und Bereitstellung der Vertragsprodukte nur Lizenznehmern
zu erteilen, die aufgrund festgelegter Merkmale ausgewählt
werden, und in denen sich diese Lizenznehmer verpflichten,
die Vertragsprodukte nicht an Händler zu verkaufen, die
nicht zum Vertrieb zugelassen sind.

(2) Die Begriffe „Unternehmen“, „Lizenzgeber“ und „Lizenz-
nehmer“ schließen verbundene Unternehmen ein.

„Verbundene Unternehmen“ sind

a) Unternehmen, bei denen ein an der Vereinbarung beteiligtes
Unternehmen unmittelbar oder mittelbar

i) über mehr als die Hälfte der Stimmrechte verfügt oder

ii) mehr als die Hälfte der Mitglieder des Leitungs- oder
Verwaltungsorgans oder der zur gesetzlichen Vertretung
berufenen Organe bestellen kann oder

iii) das Recht hat, die Geschäfte des Unternehmens zu füh-
ren;

b) Unternehmen, die in einem an der Vereinbarung beteiligten
Unternehmen unmittelbar oder mittelbar die unter Buch-
stabe a) bezeichneten Rechte oder Einflussmöglichkeiten ha-
ben;

c) Unternehmen, in denen ein unter Buchstabe b) genanntes
Unternehmen unmittelbar oder mittelbar die unter Buch-
stabe a) bezeichneten Rechte oder Einflussmöglichkeiten hat;

d) Unternehmen, in denen eine der Vertragsparteien gemein-
sam mit einem oder mehreren der unter den Buchstaben a),
b) oder c) genannten Unternehmen oder in denen zwei oder
mehr als zwei der zuletzt genannten Unternehmen gemein-
sam die in Buchstabe a) bezeichneten Rechte oder Einfluss-
möglichkeiten haben;
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e) Unternehmen, in denen

i) Vertragsparteien oder mit ihnen jeweils verbundene Un-
ternehmen im Sinne der Buchstaben a) bis d) oder

ii) eine oder mehrere Vertragsparteien oder eines oder meh-
rere der mit ihnen im Sinne der Buchstaben a) bis d)
verbundenen Unternehmen und ein oder mehrere dritte
Unternehmen gemeinsam die unter Buchstabe a) be-
zeichneten Rechte und Einflussmöglichkeiten haben.

Artikel 2

Freistellung

Artikel 81 Absatz 1 EG-Vertrag wird gemäß Artikel 81 Absatz
3 EG-Vertrag unter den in dieser Verordnung genannten Vo-
raussetzungen für nicht anwendbar erklärt auf Technologie-
transfer-Vereinbarungen zwischen zwei Unternehmen über die
Herstellung oder Bereitstellung von Vertragsprodukten.

Die Freistellung gilt, soweit diese Vereinbarungen Wettbewerbs-
beschränkungen enthalten, die unter Artikel 81 Absatz 1 EG-
Vertrag fallen. Die Freistellung gilt, solange die Rechte an der
überlassenen Technologie nicht abgelaufen oder für ungültig
erklärt worden sind oder — im Falle überlassenen Know-hows
— geheim bleibt, es sei denn, das Know-how wird infolge des
Verhaltens des Lizenznehmers offenkundig; in diesem Fall gilt
die Freistellung für die Dauer der Vereinbarung.

Artikel 3

Marktanteilsschwellen

(1) Handelt es sich bei den Unternehmen, zwischen denen
eine Technologietransfer-Vereinbarung besteht, um konkurrie-
rende Unternehmen, gilt die Freistellung nach Artikel 2 unter
der Voraussetzung, dass der gemeinsame Marktanteil der Par-
teien entweder auf einem relevanten Technologiemarkt oder
auf einem relevanten Produktmarkt 20 % nicht überschreitet.

(2) Handelt es sich bei den Unternehmen, zwischen denen
eine Technologietransfer-Vereinbarung besteht, um nicht kon-
kurrierende Unternehmen, gilt die Freistellung nach Artikel 2
unter der Voraussetzung, dass der individuelle Marktanteil der
Parteien auf den relevanten Technologie- und Produktmärkten
30 % nicht überschreitet.

(3) Für die Anwendung der Absätze 1 und 2 bestimmt sich
der Marktanteil einer Partei auf den relevanten Technologie-
märkten nach der Präsenz der überlassenen Technologie auf
den relevanten Produktmärkten. Als Marktanteil des Lizenz-
gebers auf den relevanten Technologiemärkten gilt der gemein-
same Marktanteil, den der Lizenzgeber und seine Lizenznehmer

mit den hergestellten oder bereitgestellten Vertragsprodukten
auf den relevanten Produktmärkten erzielen.

Artikel 4

Kernbeschränkungen

(1) Handelt es sich bei den Vertragsparteien um konkurrie-
rende Unternehmen, gilt die Freistellung nach Artikel 2 nicht
für Vereinbarungen, die unmittelbar oder mittelbar, für sich
allein oder in Verbindung mit anderen Umständen unter der
Kontrolle der Vertragsparteien Folgendes bezwecken:

a) die Beschränkung der Möglichkeit einer Partei, den Preis, zu
dem sie ihre Produkte an Dritte verkauft, selbst festzusetzen;

b) die Beschränkung der Produktion oder des Absatzes mit
Ausnahme von Beschränkungen, die dem Lizenznehmer in
einer nichtwechselseitigen Vereinbarung in Bezug auf die
Menge der hergestellten oder bereitgestellten Vertragspro-
dukte auferlegt werden;

c) die Zuweisung von Märkten oder Kunden mit Ausnahme

i) der dem Lizenznehmer in einer nichtwechselseitigen Ver-
einbarung auferlegten Verpflichtung, die überlassene
Technologie nur in einem oder mehreren Anwendungs-
bereichen oder in einem oder mehreren Produktmärkten
zu nutzen;

ii) der Auflage, dass der Lizenznehmer die Vertragsprodukte
nur für den Eigenbedarf herstellt oder bereitstellt ein-
schließlich des Verkaufs der Vertragsprodukte als Ersatz-
teile für seine eigenen Produkte;

d) die Beschränkung der Möglichkeit des Lizenznehmers, seine
eigene Technologie zu verwerten, oder die Beschränkung
der Möglichkeit der Vertragsparteien, Forschungs- und Ent-
wicklungsarbeiten durchzuführen, es sei denn, letztere Be-
schränkungen sind unerlässlich, um die Preisgabe des über-
lassenen Know-hows an Dritte zu verhindern.

(2) Handelt es sich bei den Vertragsparteien nicht um kon-
kurrierende Unternehmen, gilt die Freistellung nach Artikel 2
nicht für Vereinbarungen, die unmittelbar oder mittelbar, für
sich allein oder in Verbindung mit anderen Umständen unter
der Kontrolle der Vertragsparteien Folgendes bezwecken:

a) die Beschränkung der Möglichkeit einer Partei, den Preis, zu
dem sie ihre Produkte an Dritte verkauft, selbst festzusetzen;
dies gilt unbeschadet der Möglichkeit, Höchstverkaufspreise
festzusetzen oder Preisempfehlungen auszusprechen, sofern
sich diese nicht infolge der Ausübung von Druck oder der
Gewährung von Anreizen durch eine der Vertragsparteien
tatsächlich wie Fest- oder Mindestverkaufspreise auswirken;
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b) die Beschränkung des Gebiets oder des Kundenkreises, in
das oder an den der Lizenznehmer Vertragsprodukte ver-
kaufen darf, mit Ausnahme

i) der Beschränkung des Verkaufs in ein Gebiet oder an
einen Kundenkreis, das bzw. den sich der Lizenzgeber
selbst vorbehalten hat;

ii) der Beschränkung des aktiven Verkaufs in ein Gebiet
oder an einen Kundenkreis, das bzw. der vom Lizenz-
geber einem anderen Lizenznehmer ausschließlich zuge-
wiesen worden ist;

iii) der Auflage, dass der Lizenznehmer die Vertragspro-
dukte nur für den Eigenbedarf herstellt oder bereitstellt
einschließlich des Verkaufs der Vertragsprodukte als Er-
satzteile für seine eigenen Produkte;

iv) der Beschränkung des Verkaufs an Endverbraucher
durch Lizenznehmer, die auf der Großhandelsstufe tätig
sind;

v) der Beschränkung des Verkaufs an nicht zugelassene
Händler, die Mitgliedern eines selektiven Vertriebssys-
tems auferlegt werden;

c) die Beschränkung des aktiven oder passiven Verkaufs an
Endverbraucher, soweit diese Beschränkungen Lizenzneh-
mern auferlegt werden, die einem selektiven Vertriebssystem
angehören und auf der Einzelhandelsstufe tätig sind; dies gilt
unbeschadet der Möglichkeit, Mitgliedern des Systems zu
verbieten, Geschäfte von nicht zugelassenen Niederlassun-
gen aus zu betreiben.

Artikel 5

Voraussetzungen

(1) Die Freistellung nach Artikel 2 gilt nicht für die folgen-
den in Technologietransfer-Vereinbarungen enthaltenen Ver-
pflichtungen:

a) alle unmittelbaren oder mittelbaren Verpflichtungen des Li-
zenznehmers, dem Lizenzgeber oder einem vom Lizenz-
geber benannten Dritten eine ausschließliche Lizenz für
seine eigenen abtrennbaren Verbesserungen an der überlas-
senen Technologie oder seine neuen Anwendungen dieser
Technologie zu gewähren;

b) alle unmittelbaren oder mittelbaren Verpflichtungen des Li-
zenznehmers, Rechte an Verbesserungen an der überlasse-
nen Technologie oder Rechte an neuen Anwendungen die-
ser Technologie vollständig oder teilweise auf den Lizenz-
geber oder einen vom Lizenzgeber benannten Dritten zu
übertragen;

c) alle unmittelbaren oder mittelbaren Verpflichtungen, die
Gültigkeit der Rechte an geistigem Eigentum, über die der
Lizenzgeber im Gemeinsamen Markt verfügt, sowie deren

geheimen oder wesentlichen Charakter nicht anzugreifen,
unbeschadet der Möglichkeit, die Beendigung der Technolo-
gietransfer-Vereinbarung für den Fall vorzusehen, dass der
Lizenznehmer die Gültigkeit oder den geheimen oder we-
sentlichen Charakter der überlassenen Schutzrechte angreift.

(2) Die Freistellung nach Artikel 2 gilt nicht für unmittelbare
oder mittelbare Verpflichtungen in einer nichtwechselseitigen
Technologietransfer-Vereinbarung zwischen konkurrierenden
Unternehmen, die die Menge der vom Lizenznehmer hergestell-
ten oder bereitgestellten Vertragsprodukte beschränken.

(3) Handelt es sich bei den Vertragsparteien nicht um kon-
kurrierende Unternehmen, gilt die Freistellung nach Artikel 2
nicht für unmittelbare oder mittelbare Verpflichtungen, die die
Möglichkeit des Lizenznehmers, seine eigene Technologie zu
verwerten, oder die Möglichkeit der Vertragsparteien, For-
schungs- und Entwicklungsarbeiten durchzuführen, beschrän-
ken, es sei denn, letztere Beschränkung ist unerlässlich, um
die Preisgabe des überlassenen Know-hows an Dritte zu ver-
hindern.

Artikel 6

Entzug des Rechtsvorteils der Verordnung

(1) Die Kommission kann den mit dieser Verordnung ver-
bundenen Rechtsvorteil nach Artikel 29 Absatz 1 der Verord-
nung (EG) Nr. 1/2003 im Einzelfall entziehen, wenn eine nach
dieser Verordnung freigestellte Technologietransfer-Verein-
barung gleichwohl Wirkungen hat, die mit den Voraussetzun-
gen von Artikel 81 Absatz 3 EG-Vertrag unvereinbar sind; dies
gilt insbesondere, wenn

a) der Zugang fremder Technologien zum Markt beschränkt
wird, beispielsweise durch die kumulative Wirkung paralle-
ler Netze gleichartiger beschränkender Vereinbarungen, die
den Lizenznehmern die Nutzung fremder Technologien un-
tersagen;

b) der Zugang potenzieller Lizenznehmer zum Markt be-
schränkt wird, beispielsweise durch die kumulative Wirkung
paralleler Netze gleichartiger beschränkender Vereinbarun-
gen, die den Lizenzgebern die Erteilung von Lizenzen an
andere Lizenznehmer untersagen;

c) die Parteien die überlassene Technologie ohne sachlich ge-
rechtfertigten Grund nicht verwerten.

(2) Wenn eine unter die Freistellung des Artikels 2 fallende
Technologietransfer-Vereinbarung im Gebiet eines Mitglied-
staats oder in einem Teil desselben, der alle Merkmale eines
gesonderten räumlichen Marktes aufweist, im Einzelfall Wir-
kungen hat, die mit den Voraussetzungen von Artikel 81 Ab-
satz 3 EG-Vertrag unvereinbar sind, so kann die Wettbewerbs-
behörde dieses Mitgliedstaats unter den gleichen Voraussetzun-
gen wie in Absatz 1 den Rechtsvorteil dieser Verordnung mit
Wirkung für das betroffene Gebiet entziehen.
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Artikel 7

Nichtanwendbarkeit der Verordnung

(1) Gemäß Artikel 1a der Verordnung Nr. 19/65/EWG kann
die Kommission durch Verordnung erklären, dass in Fällen, in
denen mehr als 50 % eines relevanten Marktes von parallelen
Netzen gleichartiger Technologietransfer-Vereinbarungen er-
fasst werden, die vorliegende Verordnung auf Technologietrans-
fer-Vereinbarungen, die bestimmte Beschränkungen des Wett-
bewerbs auf diesem Markt vorsehen, keine Anwendung findet.

(2) Eine Verordnung im Sinne von Absatz 1 wird frühestens
sechs Monate nach ihrem Erlass anwendbar.

Artikel 8

Anwendung der Marktanteilsschwellen

(1) Für die Anwendung der Marktanteilsschwellen im Sinne
des Artikels 3 gelten folgende Regeln:

a) Der Marktanteil wird anhand des Absatzwerts berechnet;
liegen keine Angaben über den Absatzwert vor, so können
zur Ermittlung des Marktanteils Schätzungen vorgenommen
werden, die auf anderen verlässlichen Marktdaten unter Ein-
schluss der Absatzmengen beruhen.

b) Der Marktanteil wird anhand der Angaben für das vorher-
gehende Kalenderjahr ermittelt.

c) Der Marktanteil der in Artikel 1 Nummer 2 Buchstabe e)
genannten Unternehmen wird zu gleichen Teilen jedem Un-
ternehmen zugerechnet, das die in Artikel 1 Nummer 2
Buchstabe a) bezeichneten Rechte oder Einflussmöglichkei-
ten hat.

(2) Wird die in Artikel 3 Absatz 1 oder Absatz 2 genannte
Marktanteilsschwelle von 20 % bzw. 30 % erst im Lauf der Zeit
überschritten und wird dabei ein Wert von höchstens 25 %
bzw. 35 % erreicht, so gilt die Freistellung nach Artikel 2 im
Anschluss an das Jahr, in dem die Schwelle von 20 % bzw.

30 % zum ersten Mal überschritten wird, noch für zwei auf-
einander folgende Kalenderjahre weiter.

(3) Wird die in Artikel 3 Absatz 1 oder Absatz 2 genannte
Marktanteilsschwelle von 20 % bzw. 30 % erst im Lauf der Zeit
überschritten und wird dabei ein Wert von mehr als 25 % bzw.
35 % erreicht, so gilt die Freistellung nach Artikel 2 im An-
schluss an das Jahr, in dem die Schwelle von 25 % bzw. 30 %
zum ersten Mal überschritten wird, noch für ein Kalenderjahr
weiter.

(4) Die in den Absätzen 2 und 3 genannten Vorteile dürfen
nicht in der Weise miteinander verbunden werden, dass ein
Zeitraum von zwei Kalenderjahren überschritten wird.

Artikel 9

Übergangsfrist

(1) Die Verordnung (EG) Nr. 240/96 wird mit Wirkung vom
1. Mai 2004 aufgehoben.

(2) Das Verbot des Artikels 81 Absatz 1 EG-Vertrag gilt vom
1. Mai 2004 bis zum 31. Oktober 2005 nicht für Vereinbarun-
gen, die am 30. April 2004 bereits in Kraft waren und die
Voraussetzungen für eine Freistellung zwar nach der Verord-
nung (EG) Nr. 240/96, nicht aber nach dieser Verordnung
erfüllen.

Artikel 10

Geltungsdauer

Diese Verordnung tritt am 1. Mai 2004 in Kraft.

Sie gilt bis zum 30. April 2014.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt
unmittelbar in jedem Mitgliedstaat.

Brüssel, den . . .
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Entwurf von Leitlinien zur Anwendung von Artikel 81 EG-Vertrag auf Technologietransfer-Ver-
einbarungen

I. EINFÜHRUNG

1. In diesen Leitlinien werden die Grundsätze für die Beur-
teilung von Technologietransfer-Vereinbarungen nach
Maßgabe des Artikels 81 EG-Vertrag dargelegt. Dabei
handelt es sich in der Regel um Vereinbarungen, auf
deren Grundlage ein Unternehmen (Lizenzgeber) einem
anderen (Lizenznehmer) die Lizenz zur Nutzung rechtlich
geschützter Verfahren zum Zwecke der Herstellung oder
Bereitstellung von Waren oder Dienstleistungen im Sinne
der Verordnung (EG) Nr. . . ./2004 der Kommission über
die Anwendung von Artikel 81 Absatz 3 des Vertrages
auf Gruppen von Technologietransfer-Vereinbarungen
(„GFTT“) (1) erteilt.

2. Diese Leitlinien sollen Orientierungshilfen sowohl für die
Anwendung der GFTT als auch für die Anwendung des
Artikels 81 auf Technologietransfer-Vereinbarungen ge-
ben, die nicht in den Anwendungsbereich der GFTT fal-
len. Die mögliche parallele Anwendung von Artikel 82
EG-Vertrag auf Lizenzvereinbarungen bleibt von den Leit-
linien unberührt. Die Anwendung von Artikel 81 Absatz
3 im Wege einer Einzel- oder Gruppenfreistellung
schließt die Anwendung von Artikel 82 nicht aus (2).

3. Die in diesen Leitlinien dargelegten Regeln müssen unter
Berücksichtigung des jeweiligen Sachverhalts angewandt
werden, das heißt, es verbietet sich eine rein mechanische
Anwendung. Jeder Fall muss auf der Grundlage der jewei-
ligen Umstände beurteilt und die Leitlinien müssen ange-
messen und flexibel angewandt werden. Die Kommission
wird die Anwendung der GFTT und der Leitlinien laufend
in Bezug auf etwaige erforderliche Änderungen hin über-
prüfen.

4. Die Leitlinien gelten vorbehaltlich der Auslegung von
Artikel 81 durch den Gerichtshof und das Gericht erster
Instanz.

II. ALLGEMEINE GRUNDSÄTZE

1. Artikel 81 und die Rechte an geistigem Eigentum

5. Artikel 81 zielt insgesamt darauf ab, den Wettbewerb auf
dem Markt zu schützen und damit das Wohl der Ver-
braucher und eine effiziente Ressourcenallokation zu för-
dern. Artikel 81 Absatz 1 untersagt alle Vereinbarungen
und aufeinander abgestimmten Verhaltensweisen von Un-
ternehmen und Beschlüsse von Unternehmensvereinigun-
gen (3), die den Handel zwischen Mitgliedstaaten zu be-
einträchtigen geeignet sind (4) und eine Verhinderung,
Einschränkung oder Verfälschung des Wettbewerbs be-
zwecken oder bewirken (5). Als Ausnahme zu dieser Vor-
schrift sieht Artikel 81 Absatz 3 vor, dass das in Artikel
81 Absatz 1 enthaltene Verbot im Falle von Vereinbarun-
gen für nicht anwendbar erklärt werden kann, die unter
angemessener Beteiligung der Verbraucher an dem ent-
stehenden Gewinn zur Verbesserung der Warenerzeu-
gung oder -verteilung oder zur Förderung des tech-
nischen oder wirtschaftlichen Fortschritts beitragen,
ohne dass den beteiligten Unternehmen Beschränkungen
auferlegt werden, die für die Verwirklichung dieser Ziele
nicht unerlässlich sind, oder Möglichkeiten eröffnet wer-
den, für einen wesentlichen Teil der betreffenden Waren
den Wettbewerb auszuschalten.

6. Die Rechtsvorschriften zum geistigen Eigentum räumen
den Inhabern von Patenten, Urheberrechten, Geschmacks-
musterrechten, Warenzeichen und anderen gesetzlich ge-
schützten Rechten ausschließliche Rechte ein. Danach ist
der Inhaber eines solchen Schutzrechts berechtigt, einer-
seits die unberechtigte Nutzung seines geistigen Eigen-
tums zu unterbinden und andererseits dieses Recht u. a.
durch die Vergabe von Lizenzen an Dritte zu verwerten.
Sobald ein Erzeugnis, in das ein Schutzrecht eingegangen
ist, vom Inhaber oder mit seiner Zustimmung innerhalb
des EWR in Verkehr gebracht worden ist, ist dieses
Schutzrecht in dem Sinne erschöpft, dass der Rechtsinha-
ber sich nicht länger darauf berufen kann, um den Ver-
kauf des Erzeugnisses zu kontrollieren (6). Der Lizenz-
geber hat kein gesetzlich geschütztes Recht, Verkäufe
durch die Lizenznehmer oder die Abnehmer von Erzeug-
nissen, die die lizenzierte Technologie enthalten, zu un-
terbinden. Demgegenüber führt der Verkauf von Kopien
geschützter Werke nicht zur Erschöpfung der mit dem
Werk verbundenen Aufführungs- einschließlich der Ver-
leihrechte (7). Der Erschöpfungsgrundsatz steht im Ein-
klang mit der Hauptfunktion der Schutzrechte, nämlich
dem Inhaber das Recht einzuräumen, andere von der
Verwertung seines geistigen Eigentums ohne seine Zu-
stimmung auszuschließen.

7. Die Tatsache, dass die Rechtsvorschriften über geistiges
Eigentum ausschließliche Verwertungsrechte einräumen,
bedeutet nicht, dass diese Rechte nicht dem Wettbewerbs-
recht unterworfen wären. Die Artikel 81 und 82 gelten
auch für Vereinbarungen, in denen der Schutzrechtsinha-
ber einem anderen Unternehmen eine Lizenz zur Nut-
zung seiner Rechte erteilt (8). Sie bedeutet auch nicht,
dass es einen immanenten Konflikt zwischen Rechten
des geistigen Eigentums und den Wettbewerbsregeln der
Gemeinschaft gibt. Hauptziel beider Rechtsbereiche ist die
Förderung des Wohls der Verbraucher und eine effiziente
Ressourcenallokation. Innovation ist ein wesentlicher und
dynamischer Bestandteil einer offenen und wettbewerbs-
fähigen Marktwirtschaft. Die Rechte des geistigen Eigen-
tums tragen zu einem dynamischen Wettbewerb bei, in-
dem sie Unternehmen dazu ermuntern, in die Entwick-
lung neuer oder verbesserter Erzeugnisse und Verfahren
zu investieren. Gleiches gilt für den Wettbewerb, der
Unternehmen ebenfalls zur Innovation veranlasst. Daher
sind sowohl gewerbliche Schutzrechte als auch Wett-
bewerb notwenig, um Innovationen zu fördern und deren
wettbewerbsfähige Verwertung sicherzustellen.

8. Bei einer Beurteilung gemäß Artikel 81 wird nicht allein
die Ex-post-Situation betrachtet, in der ein Exklusivrecht
den Umfang der Konkurrenz auf dem Markt verringern
kann. Es muss auch bedacht werden, dass die Erlangung
gewerblicher Schutzrechte mit Risiken verbunden ist und
häufig beträchtliche Investitionen erfordert. Viele dieser
Schutzrechte haben nur einen geringen Marktwert.
Wenn Innovationsimpulse und Wettbewerbsdynamik er-
halten bleiben sollen, darf ein innovatives Unternehmen
daher bei der Verwertung von Schutzrechten, die sich als
wertvoll erweisen, nicht über Gebühr eingeschränkt wer-
den.
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9. Bei der Beurteilung von Lizenzvereinbarungen nach Ar-
tikel 81 verwendet die Kommission für die Rechte des
geistigen Eigentums in der Regel denselben analytischen
Rahmen wie bei allen sonstigen Eigentumsrechten. Dieser
Rahmen ist ausreichend flexibel, um der Kommission die
angemessene Berücksichtigung der dynamischen Aspekte
der Technologielizenz-Vergabe zu erlauben. Dies bedeutet
insbesondere, dass nicht unterstellt wird, dass Schutz-
rechte und Lizenzvereinbarungen per se wettbewerbs-
rechtlich bedenklich sind. Lizenzvereinbarungen können
allein wettbewerbsfördernde Effizienzvorteile mit sich
bringen, ohne den Wettbewerb zu beschränken. Aber
auch Lizenzvereinbarungen, die Wettbewerbsbeschrän-
kungen enthalten, sind häufig mit Effizienzgewinnen ver-
bunden, die im Rahmen von Artikel 81 Absatz 3 geprüft
und gegen die negativen Auswirkungen, die sich aus sol-
chen Vereinbarungen für den Wettbewerb ergeben kön-
nen, abgewogen werden müssen (9).

2. Der allgemeine Rahmen für die Anwendung von Arti-
kel 81

10. Artikel 81 Absatz 1 gilt sowohl für Wettbewerbs-
beschränkungen zwischen den Vertragsparteien, als
auch für Wettbewerbsbeschränkungen zwischen den Par-
teien oder einer der Parteien und Dritten. Diese Wett-
bewerbsbeschränkungen stellen entweder bezweckte
oder bewirkte Beschränkungen des Wettbewerbs dar.
Eine bezweckte Beschränkung des Wettbewerbs liegt
vor, wenn sie den Wettbewerb ihrem Wesen nach be-
schränkt. Hierbei handelt es sich um Beschränkungen,
bei denen im Hinblick auf die mit den Wettbewerbsvor-
schriften der Gemeinschaft verfolgten Ziele negative Aus-
wirkungen auf den Wettbewerb vermutet werden, und
deren tatsächliche Auswirkungen im Markt für die An-
wendung von Artikel 81 Absatz 1 daher nicht nach-
gewiesen werden müssen (10). Überdies ist kaum anzu-
nehmen, dass die Voraussetzungen des Artikels 81 Ab-
satz 3 in diesem Fall erfüllt werden. Für die Beurteilung,
ob eine Vereinbarung eine Beschränkung des Wett-
bewerbs bezweckt, ist eine Reihe von Faktoren maßgeb-
lich. Dazu gehören insbesondere der Inhalt der Verein-
barung, und die damit verfolgten Ziele. Außerdem mag
es erforderlich sein, den Zusammenhang, in dem sie an-
gewendet wird oder angewendet werden soll, oder das
tatsächliche Verhalten der Parteien im Markt (11) zu wür-
digen. Die Art der Durchführung einer Vereinbarung
kann eine bezweckte Beschränkung enthüllen, selbst
wenn die förmliche Vereinbarung keine ausdrückliche
Bestimmung in diesem Sinne enthält. Belege für die sub-
jektive Absicht der Parteien, den Wettbewerb zu be-
schränken, sind ein relevanter Faktor, jedoch keine not-
wendige Voraussetzung. Bei Lizenzvereinbarungen ist die
Kommission der Ansicht, dass die Beschränkungen, die
unter die in Artikel 4 GFTT aufgeführten Kernbeschrän-
kungen fallen, als bezweckte Beschränkungen des Wett-
bewerbs anzusehen sind.

11. Lizenzvereinbarungen, die eine Beschränkung des Wett-
bewerbs bewirken, müssen den Wettbewerb in einem
solchen Ausmaß beeinträchtigen können, dass auf dem
relevanten Markt mit einiger Wahrscheinlichkeit negative
Auswirkungen auf Preise, Produktion, Innovationstätig-
keit oder Vielfalt bzw. Qualität von Waren und Dienst-
leistungen zu erwarten sind. Diese voraussichtlich nega-
tiven Auswirkungen auf den Wettbewerb müssen spürbar
sein (12). Wettbewerbswidrige Wirkungen sind wahr-

scheinlich, wenn mindestens eine der Vertragsparteien
eine gewisses Maß an Marktmacht hat oder erlangt und
die Vereinbarung zur Begründung, Erhaltung oder Stär-
kung dieser Marktmacht beiträgt oder es den Parteien
ermöglicht, diese Marktmacht auszunutzen. Marktmacht
ist die Fähigkeit, während eines längeren Zeitraums die
Preise oberhalb des Wettbewerbsniveaus bzw. die Produk-
tion im Hinblick auf Produktmengen, Produktqualität und
-bandbreite oder Innovationstätigkeit unterhalb des Wett-
bewerbsniveaus zu halten.

12. Lizenzvereinbarungen können durch die Beschränkung
des Wettbewerbs zwischen den Vertragsparteien oder
durch die Beschränkung des Wettbewerbs durch Dritte
zur Begründung, Erhaltung oder Stärkung der Markt-
macht führen. Bei der Beurteilung von voraussichtlich
negativen Auswirkungen auf den Wettbewerb müssen
nicht nur die Auswirkungen auf Preise und Produktion,
sondern auch alle negativen Folgen für die Innovations-
tätigkeit berücksichtigt werden. Lizenzvereinbarungen,
die eine spürbar negative Auswirkung auf die Innovati-
onstätigkeit der Vertragsparteien oder Dritter haben, fal-
len unter Artikel 81 Absatz 1.

13. Um die Auswirkungen wettbewerbsbeschränkender Ver-
einbarungen untersuchen zu können, ist es in der Regel
erforderlich, den relevanten Markt zu definieren und u. a.
die Beschaffenheit der betroffenen Erzeugnisse und Tech-
nologien, die Marktstellung der Parteien, der sonstigen
Wettbewerber und der Abnehmer, das Vorhandensein
potenzieller Wettbewerber und den Umfang der Markt-
eintrittshemmnisse zu untersuchen und zu bewerten.

14. Die Bewertung, ob eine Lizenzvereinbarung den Wett-
bewerb beschränkt, muss im konkreten Zusammenhang
erfolgen, in dem Wettbewerb stattfinden würde, wenn die
mutmaßliche Wettbewerbsbeschränkung nicht bestün-
de (13). Hierzu müssen die Auswirkungen der mutmaßlich
wettbewerbsbeschränkenden Vereinbarung auf den Tech-
nologienwettbewerb (d. h. den Wettbewerb zwischen Un-
ternehmen, die konkurrierende Technologien verwenden)
sowie auf den technologieinternen Wettbewerb (d. h. den
Wettbewerb zwischen Unternehmen, die dieselbe Tech-
nologie verwenden) untersucht werden (14). Die Auswir-
kungen der Vereinbarung auf den Wettbewerb können
mit der Beantwortung der beiden folgenden Fragen ermit-
telt werden:

a) Beschränkt die Vereinbarung den tatsächlichen oder
potenziellen Wettbewerb, der ohne eine Lizenzgewäh-
rung bestanden hätte? Wenn ja, fällt die Vereinbarung
in aller Regel unter Artikel 81 Absatz 1 EG-Vertrag, es
sei denn, sie ist nicht geeignet, den Handel zwischen
Mitgliedstaaten spürbar zu beeinträchtigen. Erteilen
sich beispielsweise zwei in verschiedenen Mitgliedstaa-
ten niedergelassene Unternehmen gegenseitig Lizenzen
für konkurrierende Technologien und verpflichten sie
sich, die Produkte nicht auf dem Heimatmarkt des
Vertragspartners anzubieten, wird der vor der Verein-
barung bestehende (potenzielle) Wettbewerb einge-
schränkt. Ähnlich ist die Situation, wenn ein Lizenz-
geber seinen Lizenznehmern zur Auflage macht, keine
konkurrierenden Technologien zu nutzen, und da-
durch Technologien Dritter vom Markt ferngehalten
werden; auf diese Weise wird der tatsächliche oder
potenzielle Wettbewerb, der ohne diese Vereinbarung
bestanden hätte, beschränkt.
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b) Beschränkt die Vereinbarung den Wettbewerb, der
ohne die mit ihr verbundenen mutmaßliche(n) Wett-
bewerbsbeschränkung(en) bestanden hätte? Damit
wird die Frage angesprochen, ob die Beschränkung
für den Abschluss der Vereinbarung objektiv notwen-
dig ist. Falls ja, fällt die Vereinbarung mit ihren Be-
schränkungen nicht unter Artikel 81 Absatz 1. Diese
Beurteilung erfolgt anhand objektiver, von den Par-
teien unabhängiger Faktoren; subjektive Bewertungen
und Eigenschaften der Parteien bleiben unberücksich-
tigt. Die Frage ist nicht, ob die Parteien in ihrer Lage
eine weniger beschränkende Vereinbarung akzeptiert
hätten, sondern ob in Anbetracht der Art der Verein-
barung und der Beschaffenheit des Markts Unterneh-
men unter ähnlichen Voraussetzungen eine weniger
beschränkende Vereinbarung geschlossen hätten. Bei-
spielsweise können Gebietsbeschränkungen in einer
Vereinbarung zwischen Nicht-Wettbewerbern von Ar-
tikel 81 Absatz 1 ausgenommen sein, wenn die Be-
schränkungen objektiv erforderlich sind, um einen
neuen Markt zu erschließen. Behauptungen, dass der
Lieferant ohne die Gebietsbeschränkung eine vertikale
Integration bevorzugt hätte, reichen nicht aus. Ent-
scheidungen darüber, ob eine vertikale Integration an-
zustreben ist, hängt von zahlreichen komplexen Wirt-
schaftsfaktoren ab, die zum Teil von den Unterneh-
men selbst abhängen. Die ursprüngliche Entscheidung
zugunsten einer Zusammenarbeit statt einer vertikalen
Integration zeigt ohnehin bereits, dass letztere nicht
praktikabel gewesen wäre.

15. Lizenzvereinbarungen können jedoch nicht nur wett-
bewerbsbeschränkende Wirkungen hervorrufen. Sie ha-
ben auch beträchtliches wettbewerbsförderndes Potenzial.
Lizenzvereinbarungen können Innovationen fördern, in-
dem sie innovativen Unternehmen ermöglichen, Ein-
künfte zu erwirtschaften, um zumindest einen Teil ihrer
Forschungs- und Entwicklungskosten decken zu können.
Lizenzvereinbarungen können ferner zur Verbreitung von
Technologien beitragen, die durch die Senkung der Pro-
duktionskosten des Lizenznehmers oder seine Möglich-
keit, neue oder verbesserte Produkte herzustellen, wert-
schöpfend wirken. Effizienzgewinne auf der Ebene des
Lizenznehmers sind in der Regel auf eine Kombination
der Technologie des Lizenzgebers mit den Ressourcen
und Technologien des Lizenznehmers zurückzuführen.
Eine solche Integration ergänzender Betriebsvermögen
kann ein Verhältnis zwischen Kosten und Produktion
schaffen, das anders nicht erzielt werden könnte. Bei-
spielsweise können durch die verbesserte Technologie
des Lizenzgebers in Verbindung mit effizienteren Produk-
tions- oder Vertriebsressourcen des Lizenznehmers die
Produktionskosten gesenkt oder hochwertigere Erzeug-
nisse hergestellt werden.

16. Bei der Anwendung von Artikel 81 Absatz 3 müssen die
wettbewerbsfördernden und wettbewerbsbeschränkenden
Auswirkungen der Lizenzvereinbarungen gegeneinander
abgewogen werden. Sind alle vier Voraussetzungen des
Artikels 81 Absatz 3 erfüllt, ist die fragliche Lizenzver-
einbarung rechtsgültig, ohne dass es dazu einer vorheri-
gen Entscheidung bedarf (15). Bei Kernbeschränkungen
werden die Voraussetzungen des Artikels 81 Absatz 3
nur in absoluten Ausnahmefällen erfüllt. Bei solchen Ver-

einbarungen liegt regelmäßig (mindestens) eine der ersten
beiden Voraussetzungen des Artikels 81 Absatz 3 nicht
vor. Sie bringen normalerweise keinen objektiven wirt-
schaftlichen Nutzen oder Vorteile für die Verbraucher
mit sich. Darüber hinaus erfüllen diese Arten von Verein-
barungen im Allgemeinen nicht die dritte Voraussetzung
der Unerlässlichkeit. Gewähren sich beispielsweise zwei
Wettbewerber gegenseitig Lizenzen für ihre jeweiligen
Technologien und schränken sie als Teil dieser Verein-
barung gegenseitig ihre Preisgestaltung oder die Produk-
tion der mit diesen Technologien hergestellten Erzeug-
nisse ein, führt dies in der Regel zu einer geringeren
Produktion, zu einer ineffizienten Ressourcenallokation
und zu höheren Preisen für die Verbraucher. Die Be-
schränkungen im Hinblick auf Preise und Produktion
der herzustellenden Erzeugnisse sind auch nicht unerläss-
lich, um die möglichen Effizienzgewinne zu erzielen, die
sich daraus ergeben, dass beide Wettbewerber über die
beiden Technologien verfügen.

3. Definition des Marktes

17. Wie die Kommission den relevanten Markt bestimmt,
geht aus ihren Leitlinien zur Marktdefinition hervor (16).
Die vorliegenden Leitlinien behandeln lediglich solche
Aspekte der Marktdefinition, die von besonderer Bedeu-
tung für den Technologietransfer sind.

18. Technologie ist ein Input, das entweder in ein Erzeugnis
oder einen Produktionsprozess eingeht. Die Lizenzierung
von Technologie kann daher den Wettbewerb sowohl auf
Inputmärkten als auch auf Outputmärkten beeinträchti-
gen. Eine Vereinbarung zwischen zwei Parteien, die Kon-
kurrenzerzeugnisse verkaufen und sich gegenseitig Lizen-
zen für Technologien gewähren, die für die Herstellung
dieser Erzeugnisse genutzt werden, kann den Wettbewerb
auf dem betreffenden Produktmarkt beschränken. Sie
kann auch den Wettbewerb auf dem Technologiemarkt
beschränken und möglicherweise auch auf anderen Input-
märkten. Um die Auswirkungen von Lizenzvereinbarun-
gen auf den Wettbewerb beurteilen zu können, kann es
daher notwendig sein, die relevanten Märkte für Waren
und Dienstleistungen (Produktmärkte) sowie die Tech-
nologiemärkte zu bestimmen (17). Die in Artikel 3 der
GFTT verwendete Bezeichnung „Produktmarkt“ bezieht
sich auf die relevanten Waren- und Dienstleistungsmärk-
te, und zwar sowohl in räumlicher als auch in sachlicher
Hinsicht. Wie aus Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe h) her-
vorgeht, soll damit lediglich der Unterschied zu den re-
levanten Technologiemärkten deutlich gemacht werden.

19. Produktmärkte umfassen insbesondere End- und Zwi-
schenerzeugnisse, in welche die lizenzierten Technologien
einfließen, sowie deren Substitute.

20. Technologiemärkte betreffen die lizenzierte Technologie
und ihre Substitute, d. h. andere Technologien, die die
Kunden alternativ verwenden könnten. Technologie-
märkte werden nach denselben Grundsätzen definiert
wie Produktmärkte. Ausgehend von der Technologie,
die von den Parteien vermarktet wird, müssen die ande-
ren Technologien ermittelt werden, zu denen die Kunden
als Reaktion auf eine geringfügige, aber dauerhafte Erhö-
hung der relativen Preise, d. h. der Lizenzgebühren, über-
wechseln könnten.
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21. Sobald die relevanten Märkte definiert sind, können den
verschiedenen Wettbewerbsquellen Marktanteile zugeord-
net werden und als Indikator für die relative Stärke der
Marktteilnehmer dienen. Bei den Technologiemärkten be-
steht eine mögliche Vorgehensweise darin, die Markt-
anteile auf der Grundlage des Anteils jeder Technologie
an der Gesamtheit der Lizenzeinnahmen zu berechnen,
womit der Anteil der Technologien auf dem Markt dar-
gestellt wird, auf dem konkurrierende Technologien lizen-
ziert werden. Ein alternativer Ansatz, der in Artikel 3
Absatz 3 GFTT verwendet wird, besteht darin, die Markt-
anteile auf dem Technologiemarkt anhand der Verkäufe
der Erzeugnisse, die die lizenzierte Technologie enthalten,
auf den nachgelagerten Produktmärkten zu berechnen.
Bei diesem Ansatz werden sämtliche Verkäufe berück-
sichtigt, unabhängig davon, ob das Produkt eine lizen-
zierte Technologie enthält oder nicht. Indem Artikel 3
Absatz 3 Technologien berücksichtigt, die (nur) inner-
betrieblich eingesetzt werden, weicht er von der her-
kömmlichen Praxis ab (18). Bei Technologiemärkten ist
diese Vorgehensweise jedoch berechtigt. Im Allgemeinen
ist dieser Ansatz ein guter Indikator für die Marktstärke
einer Technologie. Erstens wird dabei jeder potenzielle
Wettbewerb von Unternehmen erfasst, die mit ihrer ei-
genen Technologie produzieren und die im Falle einer
geringfügigen, aber dauerhaften Erhöhung der Lizenz-
gebühren voraussichtlich mit der Lizenzierung beginnen
werden. Zweitens brauchen Lizenzgeber, selbst wenn an-
dere Technologiebesitzer wahrscheinlich nicht mit einer
Lizenzvergabe beginnen, nicht unbedingt Marktmacht auf
dem Technologiemarkt zu besitzen, auch wenn ihr Anteil
an den Lizenzeinnahmen hoch ist. Wenn der nachgela-
gerte Produktmarkt wettbewerbsfähig ist, kann der Wett-
bewerb auf dieser Ebene die Lizenzgeber wirksam unter
Druck setzen. Eine Erhöhung der Lizenzgebühren auf
dem vorgelagerten Markt wirkt sich auf die Kosten des
Lizenznehmers aus, seine Wettbewerbsfähigkeit lässt nach
und sein Absatz sinkt. Der Marktanteil einer Technologie
auf dem Produktmarkt berücksichtigt auch diesen Um-
stand und ist daher in der Regel ein guter Indikator für
die Marktmacht des Lizenzgebers. In einzelnen Fällen au-
ßerhalb des geschützten Bereiches der GFTT kann es je-
doch notwendig sein, mit beiden beschriebenen Ansätzen
zu arbeiten, um die Marktstärke des Lizenzgebers richtig
beurteilen zu können.

22. Einige Lizenzvereinbarungen können sich auf die Innova-
tionstätigkeit auswirken. Bei der Untersuchung solcher
Wirkungen wird sich die Kommission jedoch in der Regel
darauf beschränken, die Auswirkung der Vereinbarung
auf den Wettbewerb innerhalb bestehender Produkt-
und Technologiemärkte zu prüfen (19). Der Wettbewerb
auf solchen bestehenden Märkten kann durch Verein-
barungen beeinflusst werden, die die Einführung verbes-
serter oder neuer Erzeugnisse, die mit der Zeit die beste-
henden Erzeugnisse ersetzen werden, verzögern. In diesen
Fällen sind Innovationen eine Quelle potenziellen Wett-
bewerbs, was berücksichtigt werden muss, wenn die Aus-
wirkungen von Vereinbarungen auf Produkt- und Tech-
nologiemärkten beurteilt werden. In manchen Fällen kann
es jedoch nützlich und notwendig sein, Innovations-
märkte zu definieren. Dies gilt insbesondere in Fällen,
in denen sich die Vereinbarung auf die Innovationstätig-
keit auswirkt, mit der neue Erzeugnisse entwickelt wer-
den sollen, und wo es möglich ist, Forschungs- und Ent-
wicklungspole bereits in einer frühen Phase auszuma-

chen (20). In solchen Fällen kann untersucht werden, ob
nach der Vereinbarung eine ausreichende Anzahl an kon-
kurrierenden Forschungs- und Entwicklungspolen übrig
bleibt, um einen wirksamen Innovationswettbewerb auf-
rechtzuerhalten.

4. Die Unterscheidung zwischen Wettbewerbern und
Nicht-Wettbewerbern

23. Im Allgemeinen stellen Vereinbarungen zwischen Wett-
bewerbern eine größere Gefahr für den Wettbewerb dar
als Vereinbarungen zwischen Nicht-Wettbewerbern. Der
Wettbewerb zwischen Unternehmen, die dieselbe Tech-
nologie verwenden (technologieinterner Wettbewerb),
stellt jedoch eine wichtige Ergänzung des Wettbewerbs
zwischen Unternehmen, die konkurrierende Technologien
verwenden (Technologienwettbewerb) dar. Technologie-
interner Wettbewerb kann beispielsweise zu niedrigeren
Preisen bei den Erzeugnissen führen, die die betreffende
Technologie enthalten, was nicht nur unmittelbare Vor-
teile für die Verbraucher dieser Erzeugnisse mit sich brin-
gen, sondern auch den Wettbewerb zwischen Unterneh-
men anregen kann, die konkurrierende Technologien ver-
wenden. Im Rahmen der Lizenzvergabe muss auch be-
rücksichtigt werden, dass die Lizenznehmer ihre eigenen
Erzeugnisse verkaufen. Sie verkaufen nicht Produkte wei-
ter, die von einem anderen Unternehmen geliefert wer-
den. Daher besteht bei der Differenzierung der Erzeug-
nisse und einem auf Qualität beruhenden Wettbewerb
zwischen Lizenznehmern möglicherweise ein größerer
Spielraum als im Falle vertikaler Vereinbarungen für
den Wiederverkauf von Erzeugnissen.

24. Um das Wettbewerbsverhältnis zwischen den Vertrags-
parteien zu bestimmen, muss geprüft werden, ob die Par-
teien ohne die Vereinbarung tatsächliche oder potenzielle
Wettbewerber gewesen wären. Wären die Parteien ohne
die Vereinbarung keine tatsächlichen oder potenziellen
Wettbewerber auf einem relevanten Markt gewesen, gel-
ten sie als Nicht-Wettbewerber. Sind demgegenüber der
Lizenzgeber und der Lizenznehmer beide auf demselben
Produkt- oder Technologiemarkt tätig, sind sie tatsäch-
liche Wettbewerber auf dem betreffenden Markt. Die Ver-
tragsparteien werden als potenzielle Wettbewerber auf
dem Produktmarkt betrachtet, wenn sie voraussichtlich
auch ohne die Vereinbarung die notwendigen zusätzli-
chen Investitionen getätigt hätten, um als Reaktion auf
eine geringfügige, aber dauerhafte Erhöhung der Produkt-
preise in den relevanten Markt einzutreten. Die Parteien
werden beispielsweise dann als potenzielle Wettbewerber
auf dem Produktmarkt betrachtet, wenn der Lizenzneh-
mer mit seiner eigenen Technologie in einem bestimmten
geografischen Markt produziert und in einem anderen
geografischen Markt die Produktion mit einer konkurrie-
renden Technologie aufnimmt. Unter diesen Umständen
ist anzunehmen, dass der Lizenznehmer in der Lage ge-
wesen wäre, mit seiner eigenen Technologie in den zwei-
ten geografischen Markt einzutreten, es sei denn, objek-
tive Faktoren stehen einem solchen Markteintritt ent-
gegen. Die Vertragsparteien werden als potenzielle Wett-
bewerber auf dem Technologiemarkt angesehen, wenn sie
substituierbare Technologien besitzen, selbst wenn im
Einzelfall der Lizenznehmer seine eigene Technologie
nicht in Lizenz vergibt, vorausgesetzt, dass er dies bei
einer geringfügigen, aber dauerhaften Erhöhung der
Technologiepreise voraussichtlich tun würde.
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25. Wenn die Vertragsparteien Technologien besitzen, die
sich in einer einseitigen oder zweiseitigen Sperrposition
befinden, werden die Parteien als Nicht-Wettbewerber auf
dem Technologiemarkt angesehen. Eine einseitige Sperr-
position besteht, wenn eine Technologie nicht genutzt
werden kann, ohne Rechte an einer anderen Technologie
zu verletzen. Dies ist beispielsweise der Fall, wenn ein
Patent für die Verbesserung einer Technologie besteht,
für die es wiederum ein anderes Patent gibt. In diesem
Fall setzt die Nutzung des Patents für die Verbesserung
voraus, dass der Inhaber eine Lizenz für das Basispatent
erwirbt. Eine zweiseitige Sperrposition besteht, wenn
keine der beiden Technologien genutzt werden kann,
ohne die Rechte an der anderen Technologie zu verlet-
zen, und die Inhaber sich daher wechselseitig eine Lizenz
gewähren müssen oder einer von ihnen gegenüber dem
anderen auf seine Rechte verzichten muss. Bei der Prü-
fung, ob eine Sperrposition besteht, wird sich die Kom-
mission auf objektive Faktoren anstatt auf den subjekti-
ven Standpunkt der Parteien verlassen. Die Kommission
geht davon aus, dass die Inhaber von Technologien, die
aus technischer Sicht substituierbar sind, potenzielle
Wettbewerber auf dem Technologiemarkt sind, es sei
denn, die Parteien weisen überzeugend nach, dass eine
Sperrposition besteht. Im Falle einer zweiseitigen Sperr-
position gelten besonders hohe Beweisanforderungen.
Maßgebliche Nachweise umfassen rechtskräftige Urteile
und Gutachten unabhängiger Sachverständiger. Die Aus-
wahl dieser Sachverständigen wird u. a. von der Kommis-
sion genau geprüft.

26. In einigen Fällen kann man zu dem Schluss kommen,
dass Lizenzgeber und Lizenznehmer zwar konkurrierende
Erzeugnisse herstellen, aber keine Wettbewerber auf den
relevanten Produkt- und Technologiemärkten sind, weil
die lizenzierte Technologie eine derart durchgreifende In-
novation darstellt, dass die Technologie des Lizenzneh-
mers veraltet oder nicht mehr wettbewerbsfähig ist. In
diesen Fällen wird durch die Technologie des Lizenz-
gebers entweder ein neuer Markt geschaffen oder die
Technologie des Lizenznehmers vom Markt ausgeschlos-
sen. Oft ist es jedoch nicht möglich, diese Schlussfolge-
rung bereits beim Abschluss der Vereinbarung zu ziehen.
Erst wenn die Technologie oder die Erzeugnisse, in denen
sie enthalten ist, für den Verbraucher bereits seit einiger
Zeit erhältlich sind, kann sich herausstellen, dass die äl-
tere Technologie obsolet oder nicht mehr wettbewerbs-
fähig ist. Als beispielsweise die CD-Technik entwickelt
wurde und CD-Player und Compactdiscs auf den Markt
kamen, war nicht abzusehen, dass diese neue Technologie
die LP-Technik ersetzen würde. Dies zeigte sich erst ei-
nige Jahre später. Wenn deshalb bei Abschluss der Ver-
einbarung nicht ersichtlich ist, dass die Technologie des
Lizenznehmers veraltet oder nicht mehr wettbewerbs-
fähig ist, werden die Parteien als Wettbewerber betrach-
tet. Da jedoch Artikel 81 Absatz 1 und Artikel 81 Absatz
3 mit Blick auf den konkreten Zusammenhang anzuwen-
den sind, in dem die Vereinbarung besteht, werden bei
der Prüfung wesentliche Veränderungen der Umstände
berücksichtigt. Die Beurteilung des Verhältnisses zwi-
schen den Parteien wird sich daher ändern, wenn zu
einem späteren Zeitpunkt die Technologie des Lizenzneh-
mers veraltet oder auf dem Markt nicht mehr wett-
bewerbsfähig ist.

III. ANWENDUNG DER GRUPPENFREISTELLUNGSVERORD-
NUNG

1. Die Auswirkungen der Gruppenfreistellung

27. Technologietransfer-Vereinbarungen, die die Vorausset-
zungen der GFTT erfüllen, werden von der in Artikel
81 Absatz 1 vorgesehenen Verbotsregel freigestellt. Frei-
gestellte Vereinbarungen sind rechtswirksam und durch-
setzbar. Solche Vereinbarungen können lediglich für die
Zukunft verboten werden und dies nur bei förmlichem
Entzug der Gruppenfreistellung durch die Kommission
oder die Wettbewerbsbehörde eines Mitgliedstaats. Frei-
gestellte Vereinbarungen können nicht aus wettbewerbs-
rechtlichen Gründen von einzelstaatlichen Gerichten bei
privatrechtlichen Streitigkeiten zwischen Parteien für
nichtig erklärt werden.

28. Die Gruppenfreistellung wettbewerbsbeschränkender
Technologietransfer-Vereinbarungen basiert auf der An-
nahme, dass diese Vereinbarungen die vier in Artikel
81 Absatz 3 genannten Freistellungsvoraussetzungen er-
füllen. Es wird also davon ausgegangen, dass die Verein-
barungen zu wirtschaftlichen Effizienzgewinnen führen,
dass die in den Vereinbarungen enthaltenen Beschränkun-
gen für das Erreichen dieser Gewinne unerlässlich sind,
dass die Verbraucher innerhalb des betroffenen Marktes
angemessen an diesen Gewinnen beteiligt werden und
dass die Vereinbarung den beteiligten Unternehmen nicht
die Möglichkeit eröffnet, für einen wesentlichen Teil der
betreffenden Waren den Wettbewerb auszuschalten. Die
Marktanteilsschwellen (Artikel 3), die Liste Kernbeschrän-
kungen (Artikel 4) und die Voraussetzungen (Artikel 5)
sollen sicherstellen, dass nur Vereinbarungen, bei denen
mit hinreichender Sicherheit davon ausgegangen werden
kann, dass sie die vier Voraussetzungen des Artikels 81
Absatz 3 erfüllen, in die Gruppenfreistellung einbezogen
werden.

29. Die meisten Technologietransfer-Vereinbarungen sind
nicht wettbewerbsbeschränkend im Sinne von Artikel
81 Absatz 1. Ein einigen, zum Teil nachstehend in Ab-
schnitt IV behandelten Fällen, fallen Lizenzvereinbarun-
gen nicht unter Artikel 81 Absatz 1, weil sie entweder
den Wettbewerb überhaupt nicht oder nicht in nennens-
wertem Umfang einschränken (21). Soweit diese Verein-
barungen ohnehin unter die GFTT fallen würden, besteht
kein Grund nachzuprüfen, ob sie von Art. 81 Abs. 1
erfasst werden (22).

30. Bei nicht unter die Gruppenfreistellung fallenden Verein-
barungen ist zu prüfen, ob sie unter Artikel 81 Absatz 1
fallen und dann vielleicht die Voraussetzungen des Arti-
kels 81 Absatz 3 erfüllen. Es wird nicht von vorneherein
unterstellt, dass von der Gruppenfreistellung nicht er-
fasste Technologietransfer-Vereinbarungen mit Artikel
81 unvereinbar sind. Insbesondere wird keine Unrecht-
mäßigkeit allein deswegen unterstellt, weil die Markt-
anteile der Parteien die in Artikel 3 GFTT vorgesehenen
Schwellenwerte überschreiten. Es kann sein, dass der-
artige Vereinbarungen nicht wettbewerbsbeschränkend
sind oder, falls doch, die Voraussetzungen des Artikels
81 Absatz 3 erfüllen. Die Nichtanwendung der Gruppen-
freistellung bedeutet lediglich, dass eine Einzelprüfung
erforderlich ist. Nur wenn Vereinbarungen Kernbeschrän-
kungen enthalten, kann in der Regel angenommen wer-
den, dass sie unter das Verbot des Artikels 81 fallen.

DE1.10.2003 Amtsblatt der Europäischen Union C 235/21



2. Anwendungsbereich und Dauer der Gruppenfreistel-
lungsverordnung

2.1 Vereinbarungen zwischen zwei Parteien

31. Gemäß Artikel 2 Absatz 1 GFTT gilt die Verordnung für
Technologietransfer-Vereinbarungen „zwischen zwei Un-
ternehmen“. Technologietransfer-Vereinbarungen zwi-
schen mehr als zwei Unternehmen fallen nicht unter
die GFTT. Entscheidend für die Unterscheidung zwischen
Vereinbarungen zwischen zwei Parteien und Mehrpartei-
en-Vereinbarungen ist, ob die betreffende Vereinbarung
von mehr als zwei Parteien geschlossen worden ist.

32. Vereinbarungen, die zwischen zwei Parteien geschlossen
werden, fallen in den Anwendungsbereich der GFTT,
auch wenn die Vereinbarung Bedingungen für mehr als
eine Handelsstufe enthält. So gilt die GFTT beispielsweise
für eine Lizenzvereinbarung, die sich nicht nur auf die
Stufe der Herstellung, sondern auch auf die Stufe des
Vertriebs bezieht, und Verpflichtungen enthält, die der
Lizenznehmer den Wiederverkäufern der im Rahmen
der Lizenz hergestellten Erzeugnisse auferlegen muss
oder kann (23).

33. Lizenzvereinbarungen zwischen mehr als zwei Unterneh-
men werfen oft die gleichen Fragen auf wie vergleichbare
Lizenzvereinbarungen, an denen nur zwei Unternehmen
beteiligt sind. Bei ihrer Einzelprüfung von Lizenzverein-
barungen, die ihrem Gegenstand nach den unter die
Gruppenfreistellung fallenden Vereinbarungen entspre-
chen, aber von mehr als zwei Unternehmen geschlossen
worden sind, wird die Kommission die in der GFTT dar-
gelegten Grundsätze analog anwenden. Vereinbarungen
zwischen mehr als zwei Parteien, die unter die Gruppen-
freistellung gefallen wären, wenn nur zwei Unternehmen
beteiligt gewesen wären, werden grundsätzlich so behan-
delt, als würden sie von der Gruppenfreistellung erfasst.

2.2 Vereinbarungen über die Herstellung oder Bereitstellung von Ver-
tragsprodukten

34. Aus Artikel 2 folgt, dass Lizenzvereinbarungen, die unter
die GFTT fallen, „zur Herstellung oder Bereitstellung von
Vertragsprodukten“ dienen müssen, d. h. von Produkten,
die die lizenzierte Technologie enthalten oder mit ihrer
Hilfe produziert werden. Die GFTT gilt nicht für Tech-
nologiepools. Der Begriff „Technologiepool“ bezieht sich
auf Vereinbarungen, in denen sich zwei oder mehr Par-
teien darauf einigen, ihre Technologien zusammenzule-
gen und sie als Paket in Lizenz zu vergeben. Ferner um-
fasst er Vereinbarungen, in denen sich zwei oder mehr
Unternehmen darauf einigen, einer dritten Partei eine Li-
zenz zu gewähren und ihr zu gestatten, das Technologie-
paket weiter zu lizenzieren. Technologiepools werden
unten in Abschnitt IV.4 behandelt. Die GFTT gilt auch
nicht für Vereinbarungen, mit denen ein Lizenzgeber dem
Lizenznehmer die Genehmigung erteilt, Lizenzen für die
Nutzung der Technologie an Dritte (Unterlizenznehmer)
zu gewähren. Die Kommission wird die Grundsätze der
GFTT und dieser Leitlinien jedoch in der gleichen Weise
auf solche „master-licensing“-Vereinbarungen zwischen
dem Lizenzgeber und dem Lizenznehmer anwenden. Ver-

einbarungen die zwischen dem Lizenznehmer und Unter-
lizenznehmern fallen unter die GFTT.

35. Die GFTT gilt nicht für Lizenzvereinbarungen einschließ-
lich Lizenztauschvereinbarungen, die verhindern sollen,
dass die eine Seite ihre geistigen Eigentumsrechte geltend
macht, um die andere Seite an der Nutzung ihrer eigenen
Technologie zu hindern (Anspruchsverzicht-Vereinbarun-
gen). Ferner gilt sie nicht für Vereinbarungen, mit denen
lediglich die mit den eigenen geistigen Eigentumsrechten
verbundenen Ansprüche gegenüber den geistigen Eigen-
tumsrechten der anderen Seite geregelt werden sollen
(Anspruchsregelungs-Vereinbarungen). Weder in dem ei-
nen noch in dem anderen Fall werden nämlich Verein-
barungen über die Herstellung oder Bereitstellung von
Vertragsprodukten eingegangen. Diese Vereinbarungen
werden unten in Abschnitt IV.3 behandelt.

36. Der Begriff „Vertragsprodukte“ umfasst mit der lizenzier-
ten Technologie hergestellte Waren oder erbrachte
Dienstleistungen. Dies ist sowohl der Fall, wenn die lizen-
zierte Technologie im Produktionsprozess verwendet
wird, als auch, wenn sie in das Erzeugnis selbst Eingang
findet. In diesen Leitlinien schließt der Begriff „Produkt,
das die lizenzierte Technologie enthält“ beide Fälle ein.
Die GFTT gilt in allen Fällen, in denen eine Technologie-
Lizenz für den Zweck der Herstellung und Bereitstellung
von Waren und Dienstleistungen erteilt wird, einschließ-
lich für die Vergabe von Zulieferverträgen durch den
Lizenzgeber (24).

37. Zulieferverträge sind Vereinbarungen, mit denen der Li-
zenzgeber seine Technologie an einen Lizenznehmer li-
zenziert, der sich im Gegenzug verpflichtet, ausschließlich
für den Lizenzgeber bestimmte Erzeugnisse auf dieser
Grundlage herzustellen. Als Zuliefervertrag kann auch
die Lieferung von Ausrüstungsgegenständen an den Li-
zenzgeber gelten, die für die Herstellung oder Bereitstel-
lung der unter die Vereinbarung fallenden Waren und
Dienstleistungen verwendet werden. Damit diese Art der
Zulieferverträge unter die GFTT fällt, darf nicht die gelie-
ferte Ausrüstung, sondern muss die lizenzierte Technolo-
gie den Hauptgegenstand der Vereinbarung bilden.

38. Zulieferverträge als solche fallen normalerweise nicht un-
ter Artikel 81 Absatz 1, wenn die lizenzierte Technologie
oder die gelieferte Ausrüstung zur Erzeugung der Waren
und Dienstleistungen im Rahmen der Vereinbarung not-
wendig ist. Es gilt nicht an sich als wettbewerbsschädlich,
wenn ein Unternehmen die Produktion einem anderen
Unternehmen (Unterauftragnehmer) überträgt und den
Unterauftragnehmer verpflichtet, die lizenzierte Tech-
nologie nur für die Herstellung oder Bereitstellung von
Waren und Dienstleistungen zu verwenden, die unter die
Vereinbarung fallen, und diese Waren und Dienstleistun-
gen ausschließlich an den Lizenzgeber zu liefern. Die
Alleinbelieferungspflicht ist für die Untervergabe von
Aufträgen charakteristisch und stellt keine Kundenkreis-
beschränkung im Sinne der GFTT dar. Die Notwendigkeit
gilt als gegeben, wenn der Untervertragnehmer ohne den
Vertrag nicht in der Lage gewesen wäre, ein Erzeugnis
mit den gleichen Merkmalen herzustellen, wie vom Li-
zenzgeber bestellt.
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39. Zulieferverträge können jedoch unter Artikel 81 Absatz 1
fallen, wenn sie über eine bloße Auslagerung von Tätig-
keiten in der vorstehend beschriebenen Form hinaus-
gehen. Wettbewerbsbedenken können entstehen, wenn
sie beispielsweise die Fähigkeit oder den Anreiz des Un-
terauftragnehmers, Neuerungen einzuführen, einschrän-
ken, wenn sie Dritte ausschließen oder wenn sie Abspra-
chen auf dem Markt fördern. Die Beschränkung der For-
schungs- und Entwicklungsarbeiten des Unterauftragneh-
mers und Rücklizenz-Verpflichtungen werden in der glei-
chen Weise wie bei jeder anderen Lizenzvereinbarung
behandelt. Dies gilt auch für Wettbewerbsverbote, die
den Unterauftragnehmer verpflichten, keine Geschäfte
mit Dritten in Bezug auf Produkte zu tätigen, die nicht
für den auftraggebenden Lizenzgeber hergestellt wurden
oder in Bezug auf eine Technologie, für die er keine
Lizenz erhalten hat. Zur Feststellung einer Abschottung
reicht es jedoch nicht aus, dass der Unterauftragnehmer
seine Kapazitäten zum Großteil oder zur Gänze zur Pro-
duktion der Vertragserzeugnisse verwenden muss, sofern
er nicht an einer Ausweitung seiner Kapazitäten gehin-
dert ist.

40. Zulieferverträge wie hier definiert schließen Zulieferver-
träge für Forschung und Entwicklung aus, in denen sich
der Lizenznehmer verpflichtet, weitere Forschungs- und
Entwicklungsarbeiten im Bereich der lizenzierten Tech-
nologie auszuführen und das verbesserte Technologiepa-
ket dem Lizenzgeber zurückzugeben. Hauptziel solcher
Vereinbarungen ist die Erbringung von Forschungs- und
Entwicklungsleistungen, mit denen die Technologie ver-
bessert wird, im Gegensatz zur Herstellung und Bereit-
stellung von Waren und Dienstleistungen auf der Grund-
lage der lizenzierten Technologie. Solche Vereinbarungen
fallen nicht in den Anwendungsbereich der GFTT und
dieser Leitlinien.

41. Gleichermaßen gelten die GFTT und die Leitlinien nicht
für Vereinbarungen, in denen eine Technologie-Lizenz zu
dem Zweck erteilt wird, dem Lizenznehmer die Durch-
führung weiterer Forschungs- und Entwicklungsarbeiten
zu ermöglichen, die er später selbst verwertet. Die
GFTT und die Leitlinien erfassen beispielsweise nicht die
Vergabe einer Lizenz für ein Forschungsinstrument, das
für weitere Forschungsarbeiten eingesetzt werden soll.

2.3 Der Begriff der Technologietransfer-Vereinbarung

42. Die GFTT und diese Leitlinien gelten für Technologie-
transfer-Vereinbarungen. Gemäß Artikel 1 Absatz 1
Buchstaben b) und f) GFTT umfasst der Begriff „Tech-
nologie“ Patente und Patentanmeldungen, Gebrauchsmus-
ter und Gebrauchsmusteranmeldungen, Geschmacksmus-
terrechte, Sortenschutzrechte, Topographien von Halblei-
tererzeugnissen, ergänzende Schutzzertifikate für Arznei-

mittel oder andere Erzeugnisse, für die solche ergänzen-
den Schutzzertifikate vergeben werden können, Urheber-
rechte für Software sowie Know-how.

43. Know-how ist in Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe g) als eine
Gesamtheit nichtpatentierter praktischer Kenntnisse defi-
niert, die durch Erfahrungen und Versuche gewonnen
werden und die geheim, wesentlich und identifiziert sind.
„Geheim“ bedeutet, dass das Know-how nicht allgemein
bekannt und nicht leicht zugänglich ist. „Wesentlich“ be-
deutet, dass das Know-how Kenntnisse umfasst, die für
die Her- oder Bereitstellung der unter die Lizenzverein-
barung fallenden Produkte oder die Anwendung des unter
die Lizenzvereinbarung fallenden Verfahrens unerlässlich
sind. „Identifiziert“ bedeutet, dass das Know-how umfas-
send genug beschrieben ist, so dass überprüft werden
kann, ob es die Merkmale „geheim“ und „wesentlich“
erfüllt.

44. Der Begriff „Transfer“ impliziert, dass die Technologie
von einem Unternehmen an ein anderes weitergegeben
wird. Solche Transfers geschehen üblicherweise in Form
von Lizenzen, mit denen der Lizenzgeber dem Lizenzneh-
mer das Recht einräumt, seine Technologie gegen die
Zahlung von Lizenzgebühren zu nutzen. Sie können
auch in Form von Unterlizenzen bestehen, mit denen
ein Lizenznehmer, der von einem Lizenzgeber die Geneh-
migung dafür erhalten hat, Lizenzen für die Nutzung der
Technologie an Dritte gewährt (Unterlizenznehmer). Im
Falle von Unterlizenzen ist die Vereinbarung zwischen
dem Lizenzgeber und dem Lizenznehmer allerdings nicht
von der GFTT erfasst, da diese Lizenz nicht für den
Zweck der Herstellung oder Bereitstellung von Waren
und Dienstleistungen auf der Grundlage der lizenzierten
Technologie gewährt wird (s. o. Randnr. 34).

45. Gemäß Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe b) GFTT umfasst
die Verordnung auch Vereinbarungen, die eine rechts-
geschäftliche Übertragung der Technologie vorsehen, un-
ter der Voraussetzung, dass das mit der Verwertung des
geistigen Eigentums verbundene Risiko beim Veräußerer
verbleibt. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn der
als Gegenleistung für die Übertragung zu zahlende Betrag
vom Umsatz abhängt, den der Erwerber mit den Produk-
ten erwirtschaftet, die mit Hilfe der übertragenen Tech-
nologie hergestellt oder bereitgestellt worden sind, oder
von der Menge dieser Produkte oder von der Anzahl der
unter Einsatz der Technologie durchgeführten Arbeitsvor-
gänge. Solche Übertragungen sind in funktioneller Hin-
sicht einer klassischen Lizenzvereinbarung sehr ähnlich.
Bei diesen ist es üblich, dass die dem Lizenzgeber zu
zahlende Vergütung von der Verwendung der lizenzierten
Technologie durch den Lizenznehmer abhängt. Andere
Fälle von Übertragungen fallen nicht unter die GFTT.
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46. Die GFTT gilt nur für Vereinbarungen, deren Haupt-
gegenstand der Technologietransfer im Gegensatz zum
Erwerb von Waren und Dienstleistungen oder der Lizen-
zierung anderer Arten von Rechten des geistigen Eigen-
tums ist. Vereinbarungen, die Bestimmungen zum Erwerb
und Verkauf von Erzeugnissen enthalten, fallen nur inso-
weit unter die GFTT, als diese Bestimmungen nicht den
Hauptgegenstand der Vereinbarung bilden und mit der
Anwendung der überlassenen Technologie unmittelbar
verbunden sind. Dies ist voraussichtlich der Fall, wenn
es sich bei den gekoppelten Produkten um Maschinen-
oder Prozess-Inputs handelt, die speziell darauf zuge-
schnitten sind, die lizenzierte Technologie zu integrieren
oder effizient zu nutzen. Ist das Erzeugnis jedoch ledig-
lich ein anderes Einsatzgut für das Enderzeugnis, muss
sorgfältig geprüft werden, ob die lizenzierte Technologie
Hauptgegenstand der Vereinbarung ist. In Fällen, in denen
der Lizenznehmer beispielsweise bereits ein Enderzeugnis
auf der Grundlage einer anderen Technologie herstellt,
muss die Lizenz zu einer spürbaren Verbesserung des
Produktionsprozesses des Lizenznehmers führen, die
den Wert des vom Lizenzgeber erworbenen Produkts
übersteigt. Die Vorschrift, dass die gekoppelten Produkte
mit der überlassenen Technologie unmittelbar verbunden
sein müssen, impliziert, dass die GFTT den Erwerb von
Produkten ausschließt, die keinen Bezug zu den Produk-
ten aufweisen, die die lizenzierte Technologie enthalten.
Dies ist beispielsweise der Fall, wenn das gekoppelte Er-
zeugnis nicht gemeinsam mit dem Lizenzprodukt ver-
wendet werden soll, sondern mit einer Tätigkeit auf ei-
nem gesonderten Produktmarkt in Verbindung steht.

47. Die Lizenzierung anderer Schutzrechte wie Warenzeichen
und Urheberrechte (mit Ausnahme von Software-Urhe-
berrechten), fällt nur insoweit unter die GFTT, als sie
mit der Nutzung der überlassenen Technologie unmittel-
bar verbunden ist und nicht den Hauptgegenstand der
Vereinbarung darstellt. Diese Voraussetzung gewährleis-
tet, dass Vereinbarungen über andere Schutzrechte nur
insoweit unter die Gruppenfreistellung fallen, wie diese
anderen Rechte dazu dienen, dem Lizenznehmer zu er-
möglichen, die lizenzierte Technologie besser zu nutzen.
Beispielsweise kann der Lizenzgeber dem Lizenznehmer
gestatten, sein Warenzeichen für die Erzeugnisse zu nut-
zen, die die lizenzierte Technologie enthalten. Die Wa-
renzeichenlizenz kann dem Lizenznehmer eine bessere
Nutzung der lizenzierten Technologie ermöglichen, da
der Verbraucher eine direkte Verbindung zwischen dem
Erzeugnis und den Eigenschaften herstellt, die es durch
die lizenzierte Technologie erhält. Eine Verpflichtung des
Lizenznehmers, das Warenzeichen des Lizenzgebers zu
verwenden, kann auch die Verbreitung der Technologie
fördern, indem der Lizenzgeber die Möglichkeit erhält,
sich selbst als derjenige auszuweisen, von dem die zu-
grunde liegende Technologie stammt. Sofern aber der
Wert der lizenzierten Technologie für den Lizenznehmer
begrenzt ist, weil er bereits die gleiche oder eine sehr
ähnliche Technologie verwendet und der Hauptgegen-
stand der Vereinbarung das Warenzeichen ist, gilt die
GFTT nicht (25).

48. Die Vergabe von Lizenzen für die Vervielfältigung und
Verteilung eines geschützten Werks, d. h. die Herstellung

von Kopien für den Weiterverkauf, wird als eine der
Lizenzierung von Technologie ähnliche Form der Lizenz-
vergabe betrachtet. Da sich solche Lizenzvereinbarungen
auf die Herstellung und den Verkauf von Erzeugnissen
auf der Grundlage eines Rechts des geistigen Eigentums
beziehen, gelten sie in ihrer Art den Vereinbarungen über
den Technologietransfer gleich und werfen in der Regel
ähnliche Fragen auf. Im Allgemeinen wird die Kommis-
sion daher die in der GFTT und diesen Leitlinien darge-
legten Grundsätze anwenden, wenn sie die Vergabe einer
Lizenz für Urheberrechte nach Artikel 81 beurteilt.

49. Bei der Lizenzierung von Wiedergabe- und anderen Rech-
ten im Zusammenhang mit dem Urheberrecht hingegen
stellen sich ganz spezielle Fragen, so dass es sich kaum
empfehlen dürfte, solche Vorgänge nach den in diesen
Leitlinien entwickelten Prinzipien zu beurteilen. Bei den
verschiedenen Wiedergaberechten basiert die Wertschöp-
fung nicht auf der Herstellung oder den Verkauf von
Kopien eines Erzeugnisses, sondern auf jeder einzelnen
Wiedergabe des geschützten Werks. Diese Nutzung
kann verschiedene Formen annehmen, einschließlich des
Aufführens, Zeigens oder Verleihens von geschütztem
Material wie Filmen, Musik- oder Sportveranstaltungen.
Bei der Anwendung von Artikel 81 müssen die Beson-
derheiten des Werks und die Art und Weise, in der es
genutzt wird, berücksichtigt werden (26). Die Kommission
wird die GFTT und diese Leitlinien daher nicht analog auf
die Lizenzierung dieser anderen Rechte anwenden.

50. Gleichermaßen wird die Kommission die in diesen Leit-
linien entwickelten Grundsätze nicht auf die Lizenzierung
von Warenzeichen erstrecken. Warenzeichenlizenzen
werden jedoch oft im Zusammenhang mit dem Vertrieb
und dem Weiterverkauf von Waren und Dienstleistungen
gewährt, so dass die Lizenzvereinbarung eher einer Ver-
triebsvereinbarung als einer Technologietransfer-Verein-
barung gleicht. Wenn eine Warenzeichenlizenz direkt
mit der Nutzung, dem Verkauf oder dem Weiterverkauf
von Waren und Dienstleistungen unmittelbar verbunden
ist und nicht den Hauptgegenstand der Vereinbarung dar-
stellt, fällt die Lizenzvereinbarung unter die Verordnung
(EG) Nr. 2790/1999 der Kommission über die Anwen-
dung von Artikel 81 Absatz 3 des Vertrags auf Gruppen
von vertikalen Vereinbarungen und aufeinander abge-
stimmten Verhaltensweisen (27).

2.4 Dauer

51. Die Gruppenfreistellung gilt, solange das lizenzierte
Schutzrecht nicht abgelaufen oder für ungültig erklärt
worden ist. Im Falle von Know-how gilt die Gruppenfrei-
stellung, solange das lizenzierte Know-how geheim bleibt,
es sei denn, das Know-how wird infolge einer Handlung
des Lizenznehmers offenkundig; in diesem Fall gilt die
Freistellung für die Dauer der Vereinbarung (siehe Artikel
2 GFTT).

52. Die Gruppenfreistellung gilt für jedes einzelne in der Ver-
einbarung in Lizenz vergebene Schutzrecht. Sie gilt nicht
mehr, wenn das letzte Schutzrecht, das eine „Technolo-
gie“ im Sinne der GFTT darstellt, abläuft bzw. ungültig
oder gemeinfrei wird (siehe oben Randnr. 42).
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53. Außerhalb des Anwendungsbereichs der Gruppenfreistel-
lung kann die Bewertung entsprechend dem betreffenden
Schutzrecht variieren und hängt z. B. davon ab, ob die
Vereinbarung ein Basispatent oder die Verbesserung eines
erloschenen Basispatents betrifft.

2.5 Verhältnis zu anderen Gruppenfreistellungsverordnungen

54. Die GFTT umfasst Vereinbarungen zwischen zwei Par-
teien über die Vergabe von Technologielizenzen für die
Herstellung oder Bereitstellung von Vertragsprodukten.
Technologie kann jedoch auch unter andere Arten von
Vereinbarungen fallen. Zudem gelangen die Erzeugnisse,
die diese Technologie enthalten, anschließend auf den
Markt. Daher ist es notwendig, auf die Schnittstellen zwi-
schen der GFTT und den Verordnungen (EG) Nr.
2658/2000 der Kommission über die Anwendung von
Artikel 81 Absatz 3 des Vertrags auf Gruppen von Spe-
zialisierungsvereinbarungen (28), (EG) Nr. 2659/2000
über die Anwendung von Artikel 81 Absatz 3 auf Grup-
pen von Vereinbarungen über Forschung und Entwick-
lung (29) und (EG) Nr. 2790/1999 über die Anwendung
von Artikel 81 Absatz 3 des Vertrags auf Gruppen von
vertikalen Vereinbarungen und aufeinander abgestimmten
Verhaltensweisen (30) einzugehen.

2.5.1 Die Gruppenfreistellungsverordnungen für Spezialisie-
rungsvereinbarungen und FuE-Vereinbarungen

55. Gemäß Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe c) der Verordnung
(EG) Nr. 2658/2000 über Spezialisierungsvereinbarungen
gilt diese Verordnung u. a. für Vereinbarungen über eine
gemeinsame Produktion, in denen sich zwei oder mehr
Unternehmen dazu verpflichten, bestimmte Produkte ge-
meinsam zu produzieren. Die Verordnung gilt auch für
Bestimmungen über die Übertragung oder Nutzung von
Rechten an geistigem Eigentum, sofern sie nicht den ei-
gentlichen Gegenstand der Vereinbarung bilden, aber mit
deren Durchführung unmittelbar verbunden und für diese
notwendig sind.

56. Wenn Unternehmen ein gemeinsames Produktionsunter-
nehmen gründen und diesem Gemeinschaftsunternehmen
eine Lizenz zur Nutzung einer Technologie erteilen, die
für die Produktion der vom Gemeinschaftsunternehmen
hergestellten Erzeugnisse verwendet wird, fällt die Lizenz-
vereinbarung unter die Verordnung (EG) Nr. 2658/2000
und nicht unter die GFTT. Dementsprechend wird die
Lizenzvergabe im Zusammenhang mit einem gemein-
samen Produktionsunternehmen in der Regel nach der
Verordnung (EG) Nr. 2658/2000 geprüft. Gewährt das
Gemeinschaftsunternehmen jedoch Dritten eine Lizenz,
so ist dies ein Vorgang, der nicht mit der Produktion
des Gemeinschaftsunternehmens verbunden ist und daher
nicht unter diese Verordnung fällt. Solche Lizenzverein-

barungen, die die Technologien der Parteien zusammen-
führen, stellen Technologiepools dar, die weiter unten in
Abschnitt IV.4 behandelt werden.

57. Die Verordnung (EG) Nr. 2659/2000 über Forschungs-
und Entwicklungsvereinbarungen gilt für Vereinbarungen,
die zwei oder mehr Unternehmen treffen, um gemeinsam
Forschungs- und Entwicklungsarbeiten durchzuführen
und deren Ergebnisse gemeinsam zu nutzen. Gemäß Ar-
tikel 2 Nummer 11 werden Forschung und Entwicklung
sowie die Verwertung der Ergebnisse gemeinsam durch-
geführt, wenn die betreffenden Tätigkeiten durch eine
gemeinsame Arbeitsgruppe oder Organisation oder ein
gemeinsames Unternehmen, durch einen gemeinsam be-
stimmten Dritten oder durch die Vertragsparteien selbst
ausgeübt werden, von denen jede eine bestimmte Auf-
gabe — Forschung, Entwicklung, Herstellung oder Ver-
trieb, einschließlich Lizenzierung — übernimmt.

58. Daraus folgt, dass die Verordnung 2659/2000 auf die
Gewährung von Lizenzen Anwendung findet, die die Par-
teien einer FuE-Vereinbarung einander oder einer gemein-
samen Einrichtung erteilen. Im Rahmen einer solchen
Vereinbarung können die Parteien auch die Bedingungen
für die Lizenzierung der Ergebnisse der FuE-Vereinbarung
an Dritte festlegen. Da jedoch dritte Lizenznehmer nicht
Vertragspartei der FuE-Vereinbarung sind, fällt eine mit
Dritten geschlossene Lizenzvereinbarung nicht unter die
Verordnung 2659/2000. Diese Lizenzvereinbarungen
kommen in den Genuss der Gruppenfreistellung, wenn
sie die Voraussetzungen der GFTT erfüllen.

2.5.2 Die Gruppenfreistellungsverordnung für vertikale Verein-
barungen

59. Die Verordnung (EG) Nr. 2790/1999 der Kommission
über vertikale Vereinbarungen gilt für Vereinbarungen
zwischen zwei oder mehr Unternehmen, von denen jedes
zwecks Durchführung der Vereinbarung auf einer unter-
schiedlichen Produktions- oder Vertriebsstufe tätig ist,
und in denen die Bedingungen geregelt sind, zu denen
die Parteien bestimmte Waren oder Dienstleitungen be-
ziehen, verkaufen oder weiterverkaufen können. Sie gilt
damit auch für Liefer- und Vertriebsvereinbarungen (31).

60. Da die GFTT nur für Vereinbarungen zwischen zwei Par-
teien gilt und ein Lizenznehmer, der ein Erzeugnis ver-
kauft, das die lizenzierte Technologie enthält, ein Liefe-
rant im Sinne der Verordnung 2790/1999 ist, sind diese
beiden Gruppenfreistellungsverordnungen eng miteinan-
der verbunden. Die Vereinbarung zwischen Lizenzgeber
und Lizenznehmer unterliegt der GFTT, während Verein-
barungen, die zwischen einem Lizenznehmer und Abneh-
mern geschlossen werden, unter die Verordnung
2790/1999 und die Leitlinien über vertikale Beschrän-
kungen fallen (32).

DE1.10.2003 Amtsblatt der Europäischen Union C 235/25



61. Die GFTT stellt Vereinbarungen zwischen dem Lizenz-
geber und dem Lizenznehmer auch dann frei, wenn die
Vereinbarung Verpflichtungen für den Lizenznehmer im
Hinblick auf die Art und Weise vorsieht, in der er die
Produkte, die die lizenzierte Technologie enthalten, ver-
kaufen muss. Insbesondere kann der Lizenznehmer ver-
pflichtet werden, eine bestimmte Art von Vertriebssystem
— wie Alleinvertrieb oder selektiver Vertrieb — ein-
zurichten. Die Vertriebsvereinbarungen, die zum Zweck
der Umsetzung solcher Verpflichtungen geschlossen wer-
den, müssen jedoch mit der Verordnung 2790/1999 ver-
einbar sein, um freigestellt werden zu können. Der Li-
zenzgeber kann den Lizenznehmer zum Beispiel zur Ein-
richtung eines Alleinvertriebssystems nach bestimmten
Vorgaben verpflichten. Aus Artikel 4 Buchstabe b) der
Verordnung 2790/1999 folgt jedoch, dass es dem Händ-
ler freistehen muss, passive Verkäufe in den Gebieten
anderer Alleinvertriebshändler zu tätigen.

62. Ferner muss dem Händler grundsätzlich freigestellt sein,
aktive und passive Verkäufe in Gebieten zu tätigen, die
durch die Vertriebssysteme anderer Lizenznehmer abge-
deckt sind, die ihre eigenen Erzeugnisse auf der Grund-
lage der lizenzierten Technologie herstellen. Im Sinne der
Verordnung 2790/1999 ist jeder Lizenznehmer ein eigen-
ständiger Lieferant. Die in dieser Verordnung enthaltenen
Gründe für die Gruppenfreistellung können jedoch auch
gelten, wenn die Produkte, die die lizenzierte Technologie
enthalten, von den Lizenznehmern unter einer gemein-
samen Marke verkauft werden, die dem Lizenzgeber ge-
hört. Werden die Erzeugnisse, die die lizenzierte Tech-
nologie enthalten, unter einer gemeinsamen Marke ver-
kauft, können die Beschränkungen zwischen den Ver-
triebssystemen der Lizenznehmer mit denselben Effizienz-
gewinnen begründet werden wie innerhalb eines einzel-
nen vertikalen Vertriebssystems. In diesen Fällen würde
die Kommission Beschränkungen kaum beanstanden,
wenn die Voraussetzungen der Verordnung 2790/1999
analog erfüllt sind. Damit eine gemeinsame Markeniden-
tität gegeben ist, müssen die Produkte unter einer ge-
meinsamen Marke verkauft und vertrieben werden, die
im Hinblick auf die Übermittlung der Qualität und ande-
rer relevanter Informationen an den Verbraucher eine
hervorgehobene Stellung einnimmt. Es genügt nicht,
dass das Produkt zusätzlich zu den Marken der Lizenz-
nehmer die Marke des Lizenzgebers trägt, die ihn als
Herkunftsquelle der lizenzierten Technologie ausweist.

3. Der von der Gruppenfreistellungsverordnung ge-
schützte Bereich

63. Gemäß Artikel 3 GFTT ist die Freistellung wettbewerbs-
beschränkender Vereinbarungen von Marktanteilsschwel-
len abhängig; damit wird der Anwendungsbereich der
Gruppenfreistellung auf Vereinbarungen beschränkt, von
denen in der Regel angenommen werden kann, dass sie
die Voraussetzungen des Artikels 81 Absatz 3 erfüllen.

64. Die anzuwendenden Schwellenwerte hängen davon ab,
ob die Vertragsparteien im Wettbewerb miteinander ste-

hen oder nicht. Im Sinne der GFTT sind Unternehmen
Wettbewerber auf dem betreffenden Technologiemarkt,
wenn sie Lizenzen für konkurrierende Technologien an
Dritte vergeben. Der potenzielle Wettbewerb auf dem
Technologiemarkt wird bei der Anwendung der Markt-
anteilsschwellen nicht berücksichtigt. Außerhalb des ge-
schützten Bereichs wird er sehr wohl berücksichtigt und
kann zu einer Neubeurteilung des Wettbewerbsverhältnis-
ses zwischen den Parteien führen (siehe insbesondere
Randnr. 23).

65. Unternehmen sind Wettbewerber in Bezug auf die betref-
fenden Produkte, wenn beide Unternehmen auf den sach-
lich und räumlich relevanten Märkten tätig sind, auf de-
nen die Produkte, die die lizenzierte Technologie enthal-
ten, verkauft werden (tatsächliche Wettbewerber). Sie
werden ebenfalls als Wettbewerber betrachtet, wenn sie
unter realistischen Annahmen die zusätzlichen Investitio-
nen oder sonstigen Umstellungskosten auf sich nehmen
würden, die nötig sind, um auf eine geringfügige dauer-
hafte Erhöhung der relativen Preise hin in die sachlich
und räumlich relevanten Märkte eintreten zu können (po-
tenzielle Wettbewerber).

66. Aus den Randnrn. 63 und 64 folgt, dass zwei Unterneh-
men im Sinne der GFTT nicht im Wettbewerb miteinan-
der stehen, wenn der Lizenzgeber auf dem relevanten
Markt weder ein aktueller noch potenzieller Lieferant
der Produkte ist und der schon auf dem Produktmarkt
tätige Lizenznehmer keine Lizenz für eine konkurrierende
Technologie vergibt, selbst wenn er eine konkurrierende
Technologie besitzt und damit produziert. Die Parteien
werden jedoch dann zu Wettbewerbern, wenn der Li-
zenznehmer zu einem späteren Zeitpunkt Lizenzen für
seine Technologie erteilt oder wenn der Lizenzgeber als
tatsächlicher oder potenzieller Lieferant auf dem relevan-
ten Markt auftritt. Wie unter Randnr. 63 ausgeführt, wird
darüber hinaus der potenzielle Wettbewerb auf dem
Technologiemarkt oberhalb der Marktanteilsschwelle be-
rücksichtigt.

67. Bei Vereinbarungen zwischen Wettbewerbern liegt die
Marktanteilsschwelle bei 20 %, bei Vereinbarungen zwi-
schen Nicht-Wettbewerbern bei 30 % (vgl. Artikel 3 Ab-
sätze 1 und 2 GFTT). Wenn die Unternehmen, die Ver-
tragsparteien der Lizenzvereinbarung sind, keine Wett-
bewerber sind, fällt die Vereinbarung unter die Gruppen-
freistellung, wenn der individuelle Marktanteil der Par-
teien nicht mehr als 30 % auf relevanten Technologie-
und Produktmärkten beträgt. Sind die Vertragsparteien
Wettbewerber, wird die Vereinbarung in die Gruppenfrei-
stellung einbezogen, wenn der gemeinsame Marktanteil
der Parteien nicht mehr als 20 % auf dem relevanten
Technologie- und Produktmärkten beträgt. Die Markt-
anteilsschwellen gelten folglich für Technologiemärkte
und für Märkte, auf denen Produkte angeboten werden,
die die lizenzierte Technologie enthalten. Wird die anzu-
wendende Marktanteilsschwelle auf einem der relevanten
Märkte überschritten, gilt die Gruppenfreistellung für die
Vereinbarung in bezug auf diesen relevanten Markt nicht.

DEC 235/26 Amtsblatt der Europäischen Union 1.10.2003



68. Bei Technologiemärkten bestimmt sich der Marktanteil
des Lizenzgebers nach Artikel 3 Absatz 3 der GFTT (33)
auf der Grundlage der vom Lizenzgeber, vom Lizenzneh-
mer sowie von weiteren Lizenznehmern abgesetzten Pro-
dukte, die die Technologie des Lizenzgebers enthalten,
und zwar getrennt für jeden Produktmarkt. Sind die Par-
teien Wettbewerber auf dem Technologiemarkt, müssen
die Verkäufe der Produkte, die die Technologie des Li-
zenznehmers enthalten, zu den Verkäufen der Produkte
addiert werden, die die lizenzierte Technologie enthalten.
Neuen Technologien, bei denen es bisher noch keine
Verkäufe gab, wird ein Marktanteil von Null zugewiesen.
Mit Beginn der Verkäufe werden dann den neuen Tech-
nologien die entsprechenden Marktanteile zugeordnet.

69. Bei Produktmärkten wird der Marktanteil des Lizenzneh-
mers auf der Grundlage der Vertragsprodukte und der
Konkurrenzprodukte, die der Lizenznehmer ebenfalls ver-
kauft, berechnet, d. h. anhand der Gesamtverkäufe des
Lizenznehmers auf dem betreffenden Produktmarkt. Bie-
tet der Lizenzgeber ebenfalls Erzeugnisse auf dem rele-
vanten Produktmarkt an, sind auch die Verkäufe des Li-
zenzgebers auf diesem Markt zu berücksichtigen. Bei der
Berechnung der Marktanteile des Lizenznehmers und/
oder des Lizenzgebers auf dem Produktmarkt werden
die Verkäufe weiterer Lizenznehmer nicht berücksichtigt.

70. Marktanteile sollten auf der Grundlage des Absatzwerts
berechnet werden, sofern solche Daten vorliegen. Diese
Daten liefern in der Regel ein genaueres Bild von der
Marktstärke der Technologie als Mengendaten. Sind keine
Wertangaben vorhanden, dürfen auch Schätzungen vor-
genommen werden, die auf anderen verlässlichen Markt-
daten, einschließlich auf dem Absatzvolumen, beruhen.

71. Diese Grundsätze können anhand der folgenden Beispiele
veranschaulicht werden:

Lizenzvereinbarungen zwischen Nicht-Wettbewer-
bern

Beispiel 1

Das Unternehmen A ist auf die Entwicklung von Produk-
ten und Verfahren in der Biotechnologie spezialisiert und
hat ein neues Produkt mit der Bezeichnung Xeran ent-
wickelt. A ist jedoch kein Massenhersteller von Xeran, da
es weder über entsprechende Produktions- noch Ver-
triebseinrichtungen verfügt. Das Unternehmen B stellt
produziert Erzeugnisse mittels frei erhältlicher, nicht ei-
gentumsrechtlich geschützter Technologie. Im Jahr 0 er-
zielte B mit diesen Erzeugnissen einen Umsatz von
25 Mio. EUR. Im Jahr 1 vergibt A an B eine Lizenz
zur Produktion von Xeran. Im Jahr B erzielt B einen
Umsatz von 15 Mio. EUR mit den auf den frei erhältli-
chen Technologien beruhenden Produkten und einen
Umsatz in gleicher Höhe mit Xeran. Im Jahr 2 und den
Folgejahren erzeugt und vertreibt B lediglich Xeran und
erzielt damit einen Jahresumsatz von 40 Mio. EUR. Im

Jahr 1 vergibt A ferner eine Lizenz an C, das auf diesem
Produktmarkt zuvor nicht vertreten war. C produziert
und verkauft ausschließlich Xeran und erzielt im Jahr 1
einen Umsatz von 10 Mio. EUR und in den Folgejahren
von jeweils 15 Mio. EUR. Ferner sei vorausgesetzt, dass
der Gesamtmarkt für Xeran und seine Substitute, auf dem
B und C tätig sind, jedes Jahr einen Umsatz von
200 Mio. EUR aufweist.

Im Jahr 1, dem Jahr der Lizenzvereinbarung, beträgt der
Anteil von A auf dem Technologiemarkt 0 %, da sein
Marktanteil anhand des Gesamtumsatzes mit Xeran im
Vorjahr zu berechnen ist. Im Jahr 2 beträgt dieser Markt-
anteil 12,5 % aufgrund des Umsatzes, den B und C im
vorhergehenden Jahr 1 mit ihrem Xeran erzielt haben. Im
Jahr 3 und den Folgejahren beträgt der Anteil auf dem
Technologiemarkt 27,5 % aufgrund des Umsatzes, den B
und C im jeweils vorhergehenden Jahr mit ihrem Xeran
erzielt haben.

Im Jahr 1 beträgt der Marktanteil von B auf dem Pro-
duktmarkt 12,5 % aufgrund des Umsatzes, den B im Jahr
0 erzielt hat. Im Jahr 2 beträgt der Marktanteil von B auf
dem Produktmarkt 15 %, da sein Umsatz im Jahr 1 auf
30 Mio. EUR gewachsen ist. Im Jahr 3 und danach be-
trägt der Marktanteil von B 20 %, da sein Umsatz
40 Mio. EUR erreicht. Im Jahr 1 beträgt der Marktanteil
von C auf dem Produktmarkt 0 %, im Jahr 2 5 % und
danach 7,5 %.

Da es sich um Vereinbarungen zwischen Nicht-Wett-
bewerbern handelt und der Marktanteil von A, B und C
jedes Jahr unter 30 % liegt, sind die Vereinbarungen
durch die GFTT freigestellt.

Beispiel 2

Die Situation ist die gleiche wie in Beispiel 1, nur dass B
und C jetzt auf unterschiedlichen geographischen Märk-
ten tätig sind. Es sei vorausgesetzt, dass beide geographi-
schen Märkte für Xeran und seine Substitute jedes Jahr
einen Umsatz von insgesamt 100 Mio. EUR aufweisen.

In diesem Fall ist der Anteil von A auf dem Technolo-
giemarkt für die beiden geographischen Märkte einzeln
zu berechnen. Auf dem Markt, auf dem B tätig ist, hängt
der Marktanteil von A vom Umsatz ab, den B mit Xeran
erzielt. Auf diesem Markt mit einem Marktwert von ins-
gesamt 100 Mio. EUR (die Hälfte des Marktes in Beispiel
1) beträgt der Anteil von A im Jahr 1 0 %, im Jahr 2
15 % und danach 40 %. Im Jahr 1 beträgt der Marktanteil
von B 25 %, im Jahr 2 30 % und im Jahr 3 40 %. In den
ersten beiden Jahren überschreitet weder der Marktanteil
von A noch der von B die Schwelle von 30 %. Da die
Schwelle jedoch ab dem Jahr 3 überschritten wird, gilt die
Lizenzvereinbarung zwischen A und B ab dem Jahr 4
gemäß Artikel 8 Absatz 3 GFTT als nicht länger frei-
gestellt und muss einzeln geprüft werden.
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Auf dem Markt, auf dem C tätig ist, hängt der Marktanteil
von A vom Umsatz ab, den C mit Xeran erzielt. Im Jahr
1 beträgt der Marktanteil von A auf dem Technologie-
markt, der sich aus dem Vorjahresumsatz von C errech-
net, 0 %, im Jahr 2 10 % und danach 15 %. Der Markt-
anteil von C ist der gleiche: 0 % im Jahr 1, 10 % im Jahr
2 und danach 15 %. Die Lizenzvereinbarung zwischen A
und C fällt daher über den gesamten Freiraum unter die
GFTT.

Lizenzvereinbarungen zwischen Wettbewerbern

Beispiel 1

Die Unternehmen A und B sind auf dem gleichen rele-
vanten Markt eines bestimmten chemischen Erzeugnisses
tätig. Beide sind Inhaber eines Patents für unterschiedliche
Produktionstechnologien, mit denen dieses Erzeugnis her-
gestellt werden kann. Im Jahr 1 schließen A und B eine
Lizenzvereinbarung zur wechselseitigen Nutzung ihrer je-
weiligen Technologien. Im Jahr 0 produzieren A und B
ausschließlich mittels ihrer eigenen Technologie; A erzielt
mit dem Produkt einen Umsatz von 15 Mio. EUR, B von
20 Mio. EUR. Im Jahr 1 verwenden beide Unternehmen
sowohl ihre eigene Technologie als auch die ihres Kon-
kurrenten. Ab diesem Jahr erzielt A mit beiden Technolo-
gien jeweils einen Umsatz von 10 Mio. EUR. B erzielt ab
dem Jahr 1 mit seiner eigenen Technologie einen Umsatz
von 15 Mio. EUR und mit der Technologie von A einen
Umsatz von 10 Mio. EUR. Es sei vorausgesetzt, dass der
Markt für das Produkt und seine Substitute jedes Jahr
einen Umsatz von insgesamt 100 Mio. EUR aufweist.

Für die Beurteilung der Lizenzvereinbarung nach der
GFTT sind die Marktanteile von A und B auf dem Tech-
nologie- und auf dem Produktmarkt zu berechnen. Der
Anteil von A auf dem Technologiemarkt hängt von dem
Umsatz ab, der von A und B mit dem Erzeugnis, soweit
es mit der Technologie von A produziert wurde, erzielt
wurde. Im Jahr 1 beträgt der Anteil von A auf dem
Technologiemarkt daher 15 % aufgrund der Tatsache,
dass A im Jahr 0 mit dem Verkauf seiner eigenen Pro-
duktion einen Umsatz von 15 Mio. EUR erzielt hat. Ab
dem Jahr 2 beträgt der Anteil von A auf dem Technolo-
giemarkt 20 %, da A und B gemeinsam mit dem mittels
der Technologie von A produzierten Erzeugnis einen
Umsatz von 20 Mio. EUR (jeweils 10 Mio.) erzielt ha-
ben. Analog beträgt der Anteil von B auf dem Technolo-
giemarkt im Jahr 1 20 % und danach 25 %.

Die Marktanteile von A und B auf dem Produktmarkt
hängen von ihrem Vorjahresumsatz mit dem Produkt
ab, und zwar unabhängig davon, mit welcher Technolo-
gie es hergestellt wurde. Im Jahr 1 beträgt der Anteil von
A auf dem Produktmarkt 15 % und danach 20 %. Im Jahr

1 beträgt der Anteil von B auf dem Produktmarkt 20 %
und danach 25 %.

Da es sich um eine Vereinbarung zwischen Wettbewer-
bern handelt, muss ihr gemeinsamer Marktanteil sowohl
auf dem Technologie- als auch auf dem Produktmarkt
unter der Schwelle von 20 % liegen, damit die Verein-
barung als durch die GFTT automatisch freigestellt gilt.
Das ist in diesem Fall eindeutig nicht so. Der gemeinsame
Anteil auf dem Technologiemarkt und auf dem Produkt-
markt beträgt im Jahr 1 35 % und danach 45 %. Diese
Vereinbarung zwischen Wettbewerbern ist daher einzeln
zu prüfen.

4. Kernbeschränkungen des Wettbewerbs nach der Grup-
penfreistellungsverordnung

4.1 Allgemeine Grundsätze

72. In Artikel 4 GFTT sind die so genannten Kernbeschrän-
kungen des Wettbewerbs aufgelistet. Ausschlaggebend für
die Einordnung eine Beschränkung als Kernbeschränkung
sind das Wesen der Wettbewerbsbeschränkung sowie die
Erfahrung, die zeigt, dass solche Beschränkungen fast im-
mer wettbewerbswidrig sind. Nach der Rechtsprechung
der Gemeinschaftsgerichte (34) kann sich eine solche Be-
schränkung aus dem eindeutigen Ziel der Vereinbarung
oder aus den Umständen des Einzelfalles ergeben (s. o.
Randnr. 10). Eine Untersuchung des zugrunde liegenden
Sachverhalts und der besonderen Umstände, unter denen
eine Vereinbarung durchgeführt wird, kann demnach er-
forderlich sein, bevor entschieden werden kann, ob eine
bestimmte Beschränkung eine Kernbeschränkung des
Wettbewerbs darstellt.

73. Enthält eine Technologietransfer-Vereinbarung eine Kern-
beschränkung, ergibt sich aus Artikel 4 Absätze 1 und 2
GFTT, dass die Vereinbarung als Ganzes von der Grup-
penfreistellung ausgeschlossen ist. Eine teilweise Freistel-
lung der Vereinbarung ist nicht möglich. Die Kommission
ist überdies der Ansicht, dass Kernbeschränkungen des
Wettbewerbs bei einer Einzelprüfung nur in Ausnahme-
fällen die vier Voraussetzungen des Artikels 81 Absatz 3
erfüllen (s. Randnr. 16).

74. In Artikel 4 GFTT wird zwischen Vereinbarungen zwi-
schen Wettbewerbern und solchen zwischen Nicht-Wett-
bewerbern unterschieden.

4.2 Vereinbarungen zwischen Wettbewerbern

75. In Artikel 4 Absatz 1 sind die Kernbeschränkungen bei
der Lizenzvergabe zwischen Wettbewerbern aufgeführt.
Danach gilt die GFTT nicht für Vereinbarungen, die un-
mittelbar oder mittelbar, für sich allein oder in Verbin-
dung mit anderen Umständen unter der Kontrolle der
Vertragsparteien Folgendes bezwecken:
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a) die Beschränkung der Möglichkeit einer Partei, den
Preis, zu dem sie ihre Produkte an Dritte verkauft,
selbst festzusetzen;

b) die Beschränkung der Produktion oder des Absatzes
mit Ausnahme von Beschränkungen, die dem Lizenz-
nehmer in einer nichtwechselseitigen Vereinbarung in
Bezug auf die Menge der hergestellten oder bereit-
gestellten Vertragsprodukte auferlegt werden;

c) Die Aufteilung von Märkten oder Abnehmern außer

i) der Verpflichtung des Lizenznehmers in einer
nichtwechselseitigen Vereinbarung, die Lizenztech-
nologie lediglich innerhalb bestimmter technischer
Anwendungsbereiche oder auf bestimmten Pro-
duktmärkten zu nutzen, und

ii) der Auflage, dass der Lizenznehmer die Vertrags-
produkte nur für den Eigenbedarf herstellt oder
bereitstellt einschließlich des Verkaufs der Vertrags-
produkte als Ersatzteile für seine eigenen Produkte;

d) die Beschränkung der Möglichkeit des Lizenznehmers,
seine eigene Technologie zu verwerten, oder die Be-
schränkung der Möglichkeit der Vertragsparteien, For-
schungs- und Entwicklungsarbeiten durchzuführen, es
sei denn, letztere Beschränkungen sind unerlässlich,
um die Preisgabe des überlassenen Know-hows an
Dritte zu verhindern.

76. Die in Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a) genannte Kern-
beschränkung bezieht sich auf Vereinbarungen zwischen
Wettbewerbern, deren Gegenstand die Festlegung der
Preise für Produkte ist, die an Dritte verkauft werden.
Die Preisfestsetzung zwischen Wettbewerbern stellt schon
durch ihren Gegenstand selbst eine Beschränkung des
Wettbewerbs dar. Die Preisfestsetzung kann beispiels-
weise in Form einer direkten Vereinbarung über den ge-
nauen Preis erfolgen, der zu erheben ist, oder in Form
einer Preisliste mit bestimmten zulässigen Höchstrabatten.
Sie kann auch indirekt erfolgen, indem Abschreckungs-
maßnahmen angewandt werden, wenn von einem fest-
gelegten Preisniveau abgewichen wird. So kann zum Bei-
spiel bestimmt werden, dass die Lizenzgebühren steigen,
wenn die Produktpreise unter ein bestimmtes Niveau fal-
len.

77. Eine Preisfestsetzung liegt auch dann vor, wenn sich die
Parteien, die konkurrierende Erzeugnisse verkaufen, ge-
genseitig Lizenzen für Technologien gewähren, die in
diese Erzeugnisse eingehen. Werden Lizenzgebühren auf
der Grundlage einzelner Produktverkäufe berechnet, wirkt
sich die Höhe der Lizenzgebühr direkt auf die Grenzkos-
ten des Erzeugnisses und damit auf die Produktpreise
aus (35). Die Wettbewerber können daher Lizenzgebühren
als ein Mittel verwenden, um die Preise auf nachgelager-
ten Produktmärkten abzustimmen (36). Wenn Wettbewer-

ber eine Vereinbarung über gegenseitige Lizenzen und
gegenseitige Lizenzgebühren auf der Grundlage der Ver-
käufe des Endproduktes schließen, wird die Kommission
die Vereinbarung als Preisfestsetzung behandeln, wenn
die Vereinbarung nicht zu einer erheblichen Integration
ergänzender Technologien führt. Ist dies nämlich nicht
der Fall, hat die Vereinbarung keinen wettbewerbsför-
dernden Zweck und ist keine gutgläubig geschlossene
Lizenzvereinbarung. In Fällen, in denen die Vereinbarung
eine gutgläubig geschlossene Lizenzvereinbarung darstellt,
weil sie zu einer erheblichen Integration ergänzender
Technologien führt, wird sie in der Regel nicht unter
Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a) fallen, sondern bei Ein-
haltung der Marktanteilsschwelle von 20 % in die Grup-
penfreistellung einbezogen. Die Kommission wird nur
dann die Ansicht vertreten, dass die Vereinbarung eine
Preisfestsetzung darstellt, wenn die Parteien sinnvoller-
weise eine weniger restriktive Zahlungsweise, wie etwa
Pauschalbeträge oder einmalige Zahlungen von Nettoli-
zenzgebühren, hätten wählen können und wenn die
Höhe der Lizenzgebühr voraussichtlich eine nicht uner-
hebliche Auswirkung auf die Preise haben wird.

78. Eine Kernbeschränkung gemäß Artikel 4 Absatz 1 Buch-
stabe a) liegt auch bei Vereinbarungen vor, in denen
Lizenzgebühren auf der Grundlage aller Produktverkäufe
berechnet werden, unabhängig davon, ob die lizenzierte
Technologie genutzt wird. Solche Vereinbarungen fallen
auch unter Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe d), demzufolge
der Lizenznehmer nicht in seiner Möglichkeit einge-
schränkt werden darf, seine eigene Technologie zu nut-
zen (siehe unten Randnr. 89). Eine solche Vereinbarung
stellt von Natur aus eine Wettbewerbsbeschränkung dar,
da sie die für den Lizenznehmer aus der Nutzung seiner
eigenen, konkurrierenden Technologie entstehenden Kos-
ten erhöht und den Wettbewerb einschränkt, der ohne
diese Vereinbarung stattgefunden hätte (37). Dies gilt so-
wohl im Fall wechselseitiger als auch nichtwechselseitiger
Vereinbarungen. In Ausnahmefällen kann jedoch eine
Vereinbarung, bei der die Lizenzgebühren auf der Grund-
lage aller Produktverkäufe berechnet werden, die Voraus-
setzungen des Artikels 81 Absatz 3 im Einzelfall erfüllen,
wenn anhand objektiver Umstände geschlossen werden
kann, dass die Beschränkung für eine wettbewerbsför-
dernde Lizenzvergabe unerlässlich ist. So könnte es bei-
spielsweise ohne die Beschränkung unmöglich oder un-
angemessen schwierig sein, die vom Lizenznehmer ge-
zahlte Lizenzgebühr zu berechnen und zu überwachen,
beispielsweise weil die Technologie des Lizenzgebers
keine sichtbaren Spuren auf dem Enderzeugnis hinterlässt
und praktikable alternative Überwachungsmethoden nicht
bestehen.

79. Die in Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe b) behandelte Kern-
beschränkung betrifft Beschränkungen von Produktion
und Absatz. Einigen sich die Wettbewerber darauf, ihre
Produktion wechselseitig zu beschränken, läuft die Ver-
einbarung auf ein Kartell hinaus. Dies ist auch bei Ver-
einbarungen der Fall, die den Anreiz der Parteien, die
Produktion auszuweiten, verringern, indem einer Partei
zum Beispiel Zahlungen an die andere Partei auferlegt
werden, wenn ein bestimmtes Produktionsvolumen über-
schritten wird.
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80. Mengenbeschränkungen für den Lizenznehmer in nicht-
wechselseitigen Vereinbarungen sind weder unter den
Kernbeschränkungen des Wettbewerbs aufgeführt, noch
fallen sie unter die Gruppenfreistellung (vgl. Artikel 4
Absatz 1 Buchstabe b) und Artikel 5 Absatz 2 GFTT).
Im Sinne dieser Artikel ist eine Vereinbarung nicht wech-
selseitig, wenn ein Wettbewerber eine Lizenz für eine
Technologie von einem anderen Wettbewerber erhält,
selbst aber keine Lizenz für eine konkurrierende Tech-
nologie gewährt. Umgekehrt ist eine Lizenz wechselseitig,
wenn ein Wettbewerber einem anderen Wettbewerber
eine Technologie-Lizenz erteilt und im Gegenzug von
diesem Wettbewerber eine Lizenz für eine konkurrie-
rende Technologie erhält (38). Von den Kernbeschränkun-
gen ausgenommen sind nur Mengenbeschränkungen für
den Lizenznehmer in nicht wechselseitigen Vereinbarun-
gen. Beschränkungen für den Lizenzgeber im Hinblick
darauf, wo er produziert oder verkauft, wie viel er pro-
duziert oder verkauft und zu welchem Preis er verkauft,
gelten als Kernbeschränkungen. Mengenbeschränkungen
für den Lizenznehmer werden aus folgenden Erwägungen
günstiger behandelt: Erstens ist das Risiko, dass die Ver-
einbarung keine gutgläubig geschlossene Vereinbarung
ist, geringer, wenn die Beschränkung nur für den Lizenz-
nehmer besteht. Ist ein Lizenznehmer bereit, eine einsei-
tige Beschränkung hinzunehmen, wird die Vereinbarung
wahrscheinlich eine tatsächliche Integration sich ergän-
zender Technologien oder einen Effizienzgewinn bewir-
ken, der die Integration der überlegeneren Technologie
des Lizenzgebers in die Produktionsanlagen des Lizenz-
nehmers fördert. Im Falle gegenseitiger Vereinbarungen
mit Produktionsbegrenzungen besteht dagegen die nicht
unerhebliche Gefahr, dass Gegenstand und Wirkung der
Vereinbarung darin bestehen, die Produktion zu drosseln
und die Preise zu erhöhen. Zweitens kann eine Beschrän-
kung der Produktion des Lizenznehmers erforderlich sein,
um dem Lizenzgeber einen Anreiz zu geben, seine Tech-
nologie zu verbreiten. Ermöglicht die lizenzierte Tech-
nologie es dem Lizenznehmer jedoch nicht, Kostenvor-
teile oder andere Effizienzgewinne in einem erheblichen
Umfang zu erzielen, wird die Vereinbarung wie eine
Kernbeschränkung behandelt, weil die Vereinbarung vo-
raussichtlich den Wettbewerb beschränkt, der vor der
Vereinbarung bestand, ohne einen wettbewerbsfördern-
den Zweck zu haben. Die Kommission wird ebenfalls
prüfen, ob der Lizenzgeber durch die praktische Umset-
zung der Vereinbarung in seiner Geschäftstätigkeit einge-
schränkt wird. Ist dies der Fall, so wird mit der Verein-
barung eine Wettbewerbsbeschränkung bezweckt, die
demzufolge als Kernbeschränkung des Wettbewerbs ein-
zustufen ist.

81. Die in Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe c) aufgeführte Kern-
beschränkung betrifft die Aufteilung von Märkten und
Abnehmern. Vereinbarungen, aufgrund deren Wettbewer-
ber Märkte und Kunden aufteilen, zum Beispiel durch die
Zuteilung ausschließlicher Verkaufsgebiete oder Kunden-
kreise, haben eine Beschränkung des Wettbewerbs zum
Zweck. Beschränkungen dieser Art können zum Beispiel
die Form von gegenseitigen Lizenzvereinbarungen haben,
bei denen jede Partei ein ausschließliches Recht zur Nut-
zung der lizenzierten Technologie in einem bestimmten
Gebiet erhält. Sie können auch die Form einer nichtwech-
selseitigen Lizenz haben, durch die dem Lizenznehmer
ein ausschließliches Gebiet zugewiesen wird, während
sich der Lizenzgeber ein anderes Gebiet vorbehält.
Auch wenn keine expliziten oder impliziten Beschrän-
kungen für den Lizenzgeber bestehen, gilt es als Kern-
beschränkung, wenn die Lizenz dem Lizenznehmer vor-
schreibt, wo und an wen er verkaufen darf. Solche Be-
schränkungen beschränken den Wettbewerb, der vor der
Vereinbarung bestand. Überdies werden sie als nicht not-
wendig erachtet, um die Verbreitung einer Technologie
zu fördern. Denn dieses Interesse ist bereits ausreichend

geschützt, indem dem Lizenznehmer auferlegte nicht-
wechselseitige Produktions- und Anwendungsbereichs-
beschränkungen vom Anwendungsbereich des Artikels
4 ausgenommen und Lizenzgebühren in die Gruppenfrei-
stellung einbezogen sind. Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe c)
gilt unabhängig davon, ob es dem Lizenznehmer über-
lassen bleibt, seine eigene Technologie zu verwenden.
Denn sobald der Lizenznehmer über die maschinelle Aus-
rüstung verfügt, um die Technologie des Lizenzgebers zu
nutzen, kann es kostspielig sein, eine andere Technologie
zu verwenden. Angesichts des wettbewerbswidrigen Po-
tenzials der Beschränkung gibt es für den Lizenznehmer
überdies wenig Anreiz, mit seiner eigenen Technologie zu
produzieren.

82. Die in Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe c) bezeichnete Kern-
beschränkung des Wettbewerbs gilt auch für Verein-
barungen, in denen der Lizenzgeber eine ausschließliche
Lizenz gewährt, d. h. er verpflichtet sich, die lizenzierte
Technologie nicht selbst zu nutzen. Eine derartige Lizenz
bedeutet, dass der Lizenzgeber den Markt verlässt, auf
dem die Vertragsparteien konkurrieren, und bringt daher
eine sehr weitgehende Form der Marktaufteilung mit sich.
Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe c) erstreckt sich jedoch
nicht auf ausschließliche Lizenzen, mit denen sich der
Lizenzgeber verpflichtet, keine Lizenzen an Dritte inner-
halb eines bestimmten Gebiets zu vergeben. Die letzt-
genannte Form der Ausschließlichkeit fällt unter die
Gruppenfreistellung und wird unten in Abschnitt IV.2.2
behandelt.

83. Einschränkungen des Anwendungsbereichs (39) in Verein-
barungen zwischen Wettbewerbern können einer Auftei-
lung von Märkten und Abnehmern gleichkommen und
fallen dann unter Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe c). Bei
einer Nutzungsbeschränkung wird eine Lizenz entweder
auf einen oder mehrere technische Anwendungsbereiche
oder auf einen oder mehrere Produktmärkte beschränkt.
Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe c) anwendbar, wenn Kon-
kurrenten wechselseitig Lizenzen für konkurrierende
Technologien vergeben und Nutzungsbeschränkungen
auferlegen, die sich auf unterschiedliche Produktmärkte
oder technische Anwendungsbereiche erstrecken. Wenn
sich beispielsweise die Unternehmen A und B wechselsei-
tig Lizenzen für konkurrierende Technologien erteilen
und A die Lizenz auf den Produktmarkt X und B seine
Lizenz auf den Produktmarkt Y beschränkt, kommt die
Vereinbarung einer Aufteilung von Produktmärkten
gleich. Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe c) gilt auch für nicht
wechselseitige Vereinbarungen, in denen dem Lizenz-
geber eine Einschränkung des Anwendungsbereichs auf-
erlegt wird, da damit betroffene Märkte dem Lizenzneh-
mer vorbehalten werden. Eine Kernbeschränkung liegt in
beiden Fällen allerdings nur dann vor, wenn sich die
auferlegte Beschränkung auf einen Markt bezieht, in
dem die Vertragsparteien tatsächliche oder potenzielle
Wettbewerber sind. Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe c) ist
nicht auf Nutzungsbeschränkungen anwendbar, die für
Märkte gelten, in denen die Parteien weder tatsächliche
noch potenzielle Wettbewerber sind. In diesen Fällen
wird die Vereinbarung als Vereinbarung zwischen Nicht-
Wettbewerbern behandelt. Ebenso wenig fällt eine Verein-
barung unter Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe c), wenn es
sich um eine symmetrische Beschränkung des Anwen-
dungsbereichs handelt, d. h. dass beide Parteien die Li-
zenztechnologie nur im gleichen Anwendungsbereich
nutzen dürfen. Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe c) setzt
nicht voraus, dass der Lizenznehmer im Falle von Ver-
einbarungen zwischen Wettbewerbern in der Lage ist, die
Lizenztechnologie in allen tatsächlichen oder potenziellen
Anwendungsbereichen zu nutzen. Es handelt sich somit
nicht um eine Kernbeschränkung, wenn Wettbewerber
eine wechselseitige Lizenzvereinbarung für die gleichen
Anwendungsgebiete abschließen.
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84. Gemäß Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe c) Unterabsatz (i)
liegt keine Kernbeschränkung vor, wenn dem Lizenzneh-
mer in einer nicht wechselseitigen Vereinbarung eine Be-
schränkung des Anwendungsbereichs auferlegt wird. Die
Beschränkung der Lizenz auf einen oder mehrere Pro-
duktmärkte oder einen oder mehrere technische Anwen-
dungsbereiche kommt nicht bereits für sich genommen
einer Marktaufteilung gleich, wenn der Lizenznehmer ge-
mäß Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe d) bei der Nutzung
seiner eigenen, konkurrierenden Technologie nicht einge-
schränkt wird. Dann kann nämlich nicht angenommen
werden, dass die Beschränkung des Anwendungsbereichs
den Lizenznehmer veranlassen wird, sich aus den Märk-
ten, für die ihm die Beschränkung auferlegt wurde, zu-
rückzuziehen.

85. Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe c) Ziffer ii) enthält eine
weitere Ausnahme, nämlich Beschränkungen auf den Ei-
genbedarf, die den Lizenznehmer verpflichten, Produkte,
die die lizenzierte Technologie enthalten, nur für den
Eigenbedarf herzustellen (40). Ist das Vertragsprodukt ein
Bauteil, kann der Lizenznehmer daher verpflichtet wer-
den, das Bauteil nur für den Einbau in seine eigenen
Produkte herzustellen und nicht an andere Hersteller zu
liefern. Der Lizenznehmer muss jedoch befugt sein, die
Bauteile als Ersatzteile für seine eigenen Produkte zu ver-
kaufen und muss daher Dritte beliefern können, die Kun-
dendienste für diese Produkte anbieten. Die hier definier-
ten Beschränkungen auf den Eigenbedarf können notwen-
dig sein, um die Verbreitung der Technologie zu fördern,
insbesondere zwischen Wettbewerbern, und fallen des-
halb in den Anwendungsbereich der Gruppenfreistellung.
Diese Beschränkungen werden weiter unten auch in Ab-
schnitt IV.2.5 behandelt.

86. Die in Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe d) aufgeführte Kern-
beschränkung des Wettbewerbs gilt in erster Linie für
Beschränkungen von Forschungs- und Entwicklungsarbei-
ten der Vertragsparteien. Beiden Parteien muss es frei
stehen, unabhängige Forschungs- und Entwicklungsarbei-
ten durchzuführen. Diese Bestimmung gilt unabhängig
davon, ob die Beschränkung für einen Bereich gilt, der
von der Vereinbarung erfasst ist, oder für andere Berei-
che. Sie erstreckt sich jedoch nicht auf Beschränkungen
für eine Partei, Forschungs- und Entwicklungsarbeiten mit
Dritten durchzuführen, wenn diese Beschränkung erfor-
derlich ist, um das Know-how des Lizenzgebers vor einer
Preisgabe zu schützen. Die Voraussetzung für die Anwen-
dung dieser Ausnahme ist voraussichtlich vor allem in
den Fällen erfüllt, in denen die betreffende dritte Partei
ein tatsächlicher oder potenzieller Wettbewerber des Li-
zenzgebers auf dem Technologiemarkt ist.

87. Gemäß Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe d) darf der Lizenz-
nehmer auch nicht bei der Verwendung seiner eigenen
konkurrierenden Technologie beschränkt werden, sofern
er dabei nicht die Lizenztechnologie nutzt. Im Zusam-

menhang mit seiner eigenen Technologie darf der Lizenz-
nehmer nicht im Hinblick darauf beschränkt werden, wo
er herstellt oder absetzt, wie viel er herstellt oder absetzt
und zu welchem Preis er absetzt. Er darf auch nicht
verpflichtet werden, Lizenzgebühren für Erzeugnisse zu
zahlen, die auf der Grundlage seiner eigenen Technologie
hergestellt wurden (vgl. oben Randnr. 77). Überdies darf
der Lizenznehmer nicht bei der Lizenzierung seiner eige-
nen Technologie an Dritte eingeschränkt werden. Wird
dem Lizenznehmer die Verwendung seiner eigenen Tech-
nologie oder die Forschung und Entwicklung einge-
schränkt, verringert die Vereinbarung die Wettbewerbs-
fähigkeit der Technologie des Lizenznehmers. Dadurch
werden der Wettbewerb auf bestehenden Produkt- und
Technologiemärkten und der Anreiz des Lizenznehmers
verringert, in die Entwicklung und Verbesserung seiner
Technologie zu investieren. Der Wettbewerb im Bereich
der Innovation wird auch beeinträchtigt, wenn der Li-
zenzgeber bei der Durchführung von Forschungs- und
Entwicklungsarbeiten eingeschränkt wird.

4.3 Vereinbarungen zwischen Nicht-Wettbewerbern

88. In Artikel 4 Absatz 2 sind die Kernbeschränkungen bei
der Gewährung von Lizenzen zwischen Nicht-Wettbewer-
bern aufgeführt. Danach gilt die GFTT nicht für Verein-
barungen, die unmittelbar oder mittelbar, für sich allein
oder in Verbindung mit anderen Umständen unter der
Kontrolle der Vertragsparteien Folgendes bezwecken:

a) die Beschränkung der Möglichkeit einer Partei, den
Preis, zu dem sie ihre Produkte an Dritte verkauft,
selbst festzusetzen; dies gilt unbeschadet der Möglich-
keit, Höchstverkaufspreise festzusetzen oder Preisemp-
fehlungen auszusprechen, sofern sich diese nicht in-
folge der Ausübung von Druck oder der Gewährung
von Anreizen durch eine der Vertragsparteien tatsäch-
lich wie Fest- oder Mindestverkaufspreise auswirken;

b) die Beschränkung des Gebiets oder des Kundenkreises,
in das oder an den der Lizenznehmer das Vertrags-
produkt verkaufen darf, mit Ausnahme

i) der Beschränkung des Verkaufs in ein Gebiet oder
an einen Kundenkreis, das bzw. den sich der Li-
zenzgeber selbst vorbehalten hat;

ii) der Beschränkung des aktiven Verkaufs in ein Ge-
biet oder an einen Kundenkreis, das bzw. der vom
Lizenzgeber einem anderen Lizenznehmer aus-
schließlich zugewiesen worden ist;

iii) der Auflage, dass der Lizenznehmer die Vertrags-
produkte nur für den Eigenbedarf herstellt oder
bereitstellt einschließlich des Verkaufs der Ver-
tragsprodukte als Ersatzteile für seine eigenen Pro-
dukte;

DE1.10.2003 Amtsblatt der Europäischen Union C 235/31



iv) der Beschränkung des Verkaufs an Endverbraucher
durch Lizenznehmer, die auf der Großhandelsstufe
tätig sind;

v) der Beschränkung des Verkaufs an nicht zugelas-
sene Händler, die Mitgliedern eines selektiven Ver-
triebssystems auferlegt werden;

c) die Beschränkung des aktiven oder passiven Verkaufs
an Endverbraucher, soweit diese Beschränkungen Li-
zenznehmern auferlegt werden, die einem selektiven
Vertriebssystem angehören und auf der Einzelhandels-
stufe tätig sind; dies gilt unbeschadet der Möglichkeit,
Mitgliedern des Systems zu verbieten, Geschäfte von
nicht zugelassenen Niederlassungen aus zu betreiben.

Es sei daran erinnert (siehe oben Randnr. 31), dass Li-
zenzvereinbarungen, mit denen der Lizenzgeber dem Li-
zenznehmer Verpflichtungen auferlegt, die dieser an seine
Abnehmer und Händler weitergeben muss oder kann,
unter die Gruppenfreistellung fallen. Diese Verpflichtun-
gen stellen keine Beschränkung des Weiterverkaufs im
Sinne von Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe b) GFTT dar.
Sie müssen jedoch mit den Wettbewerbsregeln vereinbar
sein, die für Liefer- und Vertriebsvereinbarungen gelten.
Da sich die GFTT auf Vereinbarungen zwischen zwei
Parteien beschränkt, fallen die Vereinbarungen, die zwi-
schen dem Lizenznehmer und seinen Abnehmern zur
Erfüllung solcher Verpflichtungen geschlossen werden,
nicht unter die GFTT. Diese Vereinbarungen werden
nur dann in die Gruppenfreistellung einbezogen, wenn
sie die Voraussetzungen der Verordnung 2790/1999 er-
füllen (vgl. oben Abschnitt 2.5.2).

89. Die in Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe a) genannte Kern-
beschränkung des Wettbewerbs betrifft die Festsetzung
von Preisen, die Dritten in Rechnung gestellt werden.
Genauer gesagt gilt diese Bestimmung für Beschränkun-
gen, deren unmittelbarer oder mittelbarer Zweck die Fest-
setzung eines Fest- oder Mindestverkaufspreises oder ei-
nes Fest- oder Mindestpreisniveaus ist, das der Lizenz-
geber oder der Lizenznehmer beim Verkauf von Erzeug-
nissen an Dritte einhalten muss. Bei Vereinbarungen, in
denen der Verkaufspreis unmittelbar festgelegt wird, ist
die Beschränkung offensichtlich. Die Festsetzung von Ver-
kaufspreisen kann auch auf mittelbarem Wege erreicht
werden. Beispiele dafür sind Vereinbarungen, in denen
eine Preisspanne oder eine Höchstgrenze für Rabatte
auf einen vorgeschriebenen Preis festgelegt wird, oder
in denen ein vorgeschriebener Weiterverkaufspreis an
die Weiterverkaufspreise von Wettbewerbern gekoppelt
wird, ferner Drohungen, Einschüchterungen, Warnungen,
Sanktionen oder Vertragskündigungen in Verbindung mit
der Einhaltung eines vorgegebenen Preisniveaus. Direkte
oder indirekte Mittel, mit denen eine Preisfestsetzung er-
zielt werden soll, sind noch effizienter, wenn sie mit
Maßnahmen zur Ermittlung von Preisunterbietungen,
z. B. durch Einführung eines Preisüberwachungssystems
oder die Verpflichtung von Lizenznehmern, über Preis-
abweichungen zu berichten, verknüpft werden. Ähnlich
lässt sich die unmittelbare oder mittelbare Festsetzung

von Preisen in Verbindung mit Maßnahmen effektiver
gestalten, die dem Lizenznehmer weniger Anreize zur
Senkung des Weiterverkaufspreises geben, wenn er also
z. B. zur Anwendung einer Meistbegünstigungsklausel ge-
genüber Kunden verpflichtet wird, d. h. einem Kunden
günstigere Bedingungen als einem anderen einräumen
soll.

90. Die in Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe b) aufgeführten
Kernbeschränkungen des Wettbewerbs betreffen Verein-
barungen oder aufeinander abgestimmte Verhaltenswei-
sen, die unmittelbar oder mittelbar bezwecken, den Ver-
kauf durch Lizenznehmer von Erzeugnissen, die die lizen-
zierte Technologie enthalten, zu beschränken. Artikel 4
Absatz 2 Buchstabe b) gilt nicht für Verkaufsbeschrän-
kungen, die dem Lizenzgeber auferlegt werden. Alle Ver-
kaufsbeschränkungen für den Lizenzgeber fallen demnach
bis zu den Marktanteilsschwellen unter die Gruppenfrei-
stellung. Verkaufsbeschränkungen für den Lizenznehmer
können das Ergebnis direkter Verpflichtungen sein, wie
die Verpflichtung, nicht an einen bestimmten Kunden
oder an Kunden in bestimmten Gebieten zu verkaufen,
oder die Verpflichtung, Bestellungen dieser Kunden an
andere Lizenznehmer weiterzuleiten. Sie können auch
das Ergebnis indirekter Maßnahmen sein, mit denen der
Lizenznehmer dazu veranlasst werden soll, von solchen
Verkäufen Abstand zu nehmen, wie etwa finanzielle An-
reize und die Einrichtung eines Überwachungssystems
zur Überprüfung des tatsächlichen Bestimmungsortes
der lizenzierten Erzeugnisse. Es gibt jedoch eine Reihe
wichtiger Ausnahmen von dieser allgemeinen Kern-
beschränkung der Verkäufe von Lizenznehmern.

91. Beschränkungen des aktiven und passiven Verkaufs (41)
durch Lizenznehmer in ein Gebiet oder an einen Kunden-
kreis, das bzw. den sich der Lizenzgeber selbst vorbehal-
ten hat, stellen keine Kernbeschränkung des Wettbewerbs
dar (vgl. Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe b) Ziffer i). Sie
fallen unter die Gruppenfreistellung. Es wird davon aus-
gegangen, dass solche Beschränkungen bis zur Markt-
anteilsschwelle zwar den Wettbewerb einschränken,
aber die wettbewerbsfördernde Verbreitung der Technolo-
gie und die Integration dieser Technologie in die Produk-
tion des Lizenznehmers unterstützen.

92. Beschränkungen des aktiven Verkaufs zwischen Gebieten
oder Kundenkreisen, die verschiedenen Lizenznehmern
zugewiesen sind, sind unter der Bedingung freigestellt,
dass dem geschützten Lizenznehmer ein Gebiet oder
ein Kundenkreis exklusiv überlassen wurde (vgl. Artikel
4 Absatz 2 Buchstabe b) Ziffer ii)). Die Gruppenfreistel-
lung für aktive Verkäufe gründet auf der Annahme, dass
solche Beschränkungen den nicht über den Preis aus-
getragenen Wettbewerb fördern und die Qualität der
Dienstleistungen verbessern, indem sie Trittbrettfahrer
ausschließen und Sperrprobleme lösen (42). Wurde kein
ausschließliches Gebiet oder keine ausschließliche Kun-
denkreis zugewiesen, fallen die den anderen Lizenzneh-
mern auferlegten Beschränkungen des aktiven Verkaufs
unter Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe b).
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93. Beschränkungen des passiven Verkaufs gelten als Kern-
beschränkung. Fallen sie unter Artikel 81 Absatz 1, er-
füllen sie in der Regel nicht die Voraussetzungen des
Artikels 81 Absatz 3. Insbesondere sind diese Beschrän-
kungen kaum unerlässlich für das Erzielen von Effizienz-
gewinnen (43). Beschränkungen des passiven (und aktiven)
Verkaufs anderer Lizenznehmer im ausschließlichen Ge-
biet eines einzelnen Lizenznehmers fallen jedoch wäh-
rend eines gewissen Anfangszeitraums nach Abschluss
der Vereinbarung mit diesem Lizenznehmer häufig nicht
in den Anwendungsbereich von Artikel 81 Absatz 1.
Lizenznehmer müssen häufig umfangreiche Investitionen
in Produktionsanlagen und Werbung auf sich nehmen,
um ein neues Verkaufsgebiet zu erschließen und zu ent-
wickeln. Der neue Lizenznehmer trägt daher beträchtliche
Risiken, insbesondere, weil Ausgaben für Werbung und
Investitionen in die Anlagen, die erforderlich sind, um auf
der Grundlage einer bestimmten Technologie zu pro-
duzieren, häufig verloren gehen, d. h. sie sind unwieder-
bringlich, wenn der Lizenznehmer den Markt verlässt.
Unter diesen Umständen ist anzunehmen, dass Lizenz-
nehmer die Lizenzvereinbarung ohne einen befristeten
Schutz vor passiven (und aktiven) Verkäufen anderer Li-
zenznehmer in ihrem Vertragsgebiet nicht schließen wür-
den. Die Kommission ist daher der Ansicht, dass Be-
schränkungen des passiven Verkaufs, den andere Lizenz-
nehmer in einem ausschließlichen Gebiet eines Lizenz-
nehmers tätigen, während eines Zeitraums von zwei Jah-
ren, gerechnet ab dem Zeitpunkt, zu dem das Erzeugnis,
das die lizenzierte Technologie enthält, von dem betref-
fenden Lizenznehmer zum ersten Mal in Verkehr ge-
bracht wurde, in der Regel nicht unter Artikel 81 Absatz
1 fallen.

94. Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe b) Ziffer iii) stellt die Ver-
pflichtung des Lizenznehmers frei, Produkte, die die li-
zenzierte Technologie enthalten, nur für den Eigenbedarf
herzustellen. Ist das Vertragsprodukt ein Bauteil, kann der
Lizenznehmer daher verpflichtet werden, das Produkt nur
für den Einbau in seine eigenen Produkte zu nutzen und
nicht an andere Hersteller zu liefern. Der Lizenznehmer
muss jedoch in der Lage sein, das Produkt als Ersatzteil
für seine eigenen Produkte zu verkaufen und es an Dritte,
die Kundendienste für diese Produkte anbieten, zu liefern.
Beschränkungen auf den Eigenbedarf werden auch unten
in Abschnitt IV.2.5 behandelt.

95. Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe b) Ziffer iv) sieht vor, dass
der Lizenzgeber dem Lizenznehmer vorschreiben darf,
nicht an Endverbraucher, sondern nur an Einzelhändler
zu verkaufen. Mit dieser Auflage kann der Lizenzgeber
dem Lizenznehmer eine Großhandelsfunktion innerhalb
des Vertriebs zuweisen; sie fällt in der Regel nicht in
den Anwendungsbereich von Artikel 81 Absatz 1 (44).

96. Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe b) Ziffer v) zufolge darf
dem Lizenznehmer außerdem untersagt werden, an nicht
zugelassene Händler zu verkaufen. Damit kann der Li-

zenzgeber den Lizenznehmer verpflichten, sich einem se-
lektiven Vertriebssystem anzuschließen. In diesem Fall
müssen die Lizenznehmer allerdings gemäß Artikel 4 Ab-
satz 2 Buchstabe c) aktive und passive Verkäufe an End-
verbraucher tätigen können unbeschadet der Möglichkeit
nach Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe b) Ziffer iv), einen
Lizenznehmer auf eine Großhandelsfunktion zu be-
schränken.

5. Voraussetzungen nach der Gruppenfreistellungsverord-
nung

97. In Artikel 5 GFTT sind fünf Arten von Beschränkungen
aufgeführt, die von der Gruppenfreistellung ausgenom-
men sind und deshalb eine Einzelprüfung hinsichtlich
ihrer wettbewerbsbeschränkenden und wettbewerbsför-
dernden Auswirkungen erfordern. Aus Artikel 5 folgt,
dass die Aufnahme einer dieser Beschränkungen in die
Lizenzvereinbarung der Anwendung der GFTT auf den
übrigen Teil der Vereinbarung nicht entgegensteht. In
diesen Fällen fällt lediglich die fragliche Beschränkung
nicht unter die Gruppenfreistellung und erfordert somit
eine Einzelbeurteilung. Dementsprechend gilt für die in
Artikel 5 genannten Beschränkungen der Grundsatz der
Abtrennbarkeit.

98. Artikel 5 Absatz 1 enthält die folgenden drei Vorausset-
zungen:

a) Der Lizenznehmer darf nicht verpflichtet werden, dem
Lizenzgeber oder einem vom Lizenzgeber benannten
Dritten eine ausschließliche Lizenz für seine eigenen
abtrennbaren Verbesserungen an der überlassenen
Technologie oder seine neuen Anwendungen dieser
Technologie zu gewähren. Eine Verbesserung ist ab-
trennbar, wenn sie ohne Verletzung der lizenzierten
Technologie oder ohne Nutzung des lizenzierten
Know-hows genutzt werden kann.

b) Der Lizenznehmer darf nicht verpflichtet werden,
Rechte an Verbesserungen an der überlassenen Tech-
nologie oder Rechte an neuen Anwendungen dieser
Technologie auf den Lizenzgeber oder einen vom Li-
zenzgeber benannten Dritten zu übertragen.

c) Der Lizenznehmer darf nicht daran gehindert werden,
die Gültigkeit oder den geheimen oder wesentlichen
Charakter von Rechten des geistigen Eigentums, über
die der Lizenzgeber im Gemeinsamen Markt verfügt,
anzugreifen. Greift der Lizenznehmer die Gültigkeit
der überlassenen Technologie an, ist der Lizenzgeber
jedoch gemäß der GFTT berechtigt, die Lizenzverein-
barung zu kündigen

Ziel von Artikel 5 Absatz 1 Buchstaben a), b) und c) ist
es, eine Gruppenfreistellung von Vereinbarungen zu ver-
hindern, die Innovationsanreize für Lizenznehmer verrin-
gern können.
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99. Eine Verpflichtung, dem Lizenzgeber abtrennbare Verbes-
serungen der lizenzierten Technologie zu übertragen oder
ihm eine ausschließliche Lizenz für diese Verbesserungen
einzuräumen, kann die Anreize für den Lizenznehmer,
Neuerungen einzuführen, verringern, da sie den Lizenz-
nehmer daran hindert, seine Verbesserungen, auch im
Wege der Lizenzvergabe an Dritte, zu verwerten. Dies
ist sowohl der Fall, wenn die betreffende Verbesserung
dieselbe Anwendung wie die lizenzierte Technologie be-
trifft, als auch, wenn der Lizenznehmer neue Anwendun-
gen für die lizenzierte Technologie entwickelt. Solche
Verpflichtungen sind gemäß Artikel 5 Absatz 1 Buchsta-
ben a) und b) von der Gruppenfreistellung ausgenom-
men. Unter die Gruppenfreistellung fallen hingegen nicht
ausschließliche Rücklizenz-Verpflichtungen. Dies ist auch
dann der Fall, wenn es sich um eine nichtwechselseitige
Verpflichtung handelt, d. h. wenn sie nur für den Lizenz-
nehmer gilt, und wenn der Lizenzgeber nach der Verein-
barung berechtigt ist, die Verbesserungen an andere Li-
zenznehmer weiterzugeben. Eine nichtwechselseitige
Rücklizenz-Verpflichtung kann Innovation und die Ver-
breitung neuer Technologien insofern fördern, als es dem
Lizenzgeber überlassen bleibt, ob und in welchem Um-
fang er seine eigenen Verbesserungen an seine Lizenzneh-
mer weitergibt. Auch eine „feed-on“-Klausel kann die Ver-
breitung von Technologie fördern, weil jeder Lizenzneh-
mer zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses weiß, dass er
den anderen Lizenznehmern im Hinblick auf die Tech-
nologie, auf deren Grundlage er produziert, gleichgestellt
sein wird. Die Gruppenfreistellung umfasst überdies aus-
schließliche Rücklizenzen für nicht abtrennbare Verbes-
serungen. Die letztgenannte Verpflichtung fällt jedoch in
der Regel nicht in den Anwendungsbereich von Artikel
81 Absatz 1, weil die Verbesserung nicht unabhängig von
der lizenzierten Technologie genutzt werden kann.

100. Die Anwendung von Artikel 5 Absatz 1 Buchstaben a)
und b) hängt nicht davon ab, ob der Lizenzgeber eine
Vergütung als Gegenleistung für den Erwerb der Verbes-
serung oder für den Erhalt einer ausschließlichen Lizenz
zahlt. Der Umstand, dass solche Vergütungen geleistet
wurden, muss allerdings bei einer Einzelbeurteilung ge-
mäß Artikel 81 berücksichtigt werden. Werden Rück-
lizenzen gegen Entgelt gewährt, ist es weniger wahr-
scheinlich, dass die Verpflichtung den Innovationsanreiz
für den Lizenznehmer verringert.

101. Bei der Beurteilung von Rücklizenzen außerhalb des An-
wendungsbereichs der Gruppenfreistellung ist die Markt-
stellung des Lizenzgebers auf dem Technologiemarkt
ebenfalls ein maßgeblicher Faktor. Je stärker die Stellung
des Lizenzgebers ist, desto eher haben Rücklizenz-Ver-
pflichtungen eine einschränkende Wirkung auf den Inno-
vationswettbewerb. Je stärker die Stellung der Technolo-
gie des Lizenzgebers ist, desto eher ist der Lizenznehmer
eine wichtige Quelle für Innovation und künftigen Wett-
bewerb. Die Auswirkungen von Rücklizenz-Verpflichtun-
gen können sich auch im Falle paralleler Netze von Li-
zenzvereinbarungen verstärken, die solche Verpflichtun-
gen enthalten. Werden verfügbare Technologien von ei-
ner kleinen Zahl von Lizenzgebern kontrolliert, die den
Lizenznehmern Rücklizenz-Verpflichtungen auferlegen,
ist die Gefahr einer wettbewerbsbeschränkenden Wirkung

größer, als wenn es eine Reihe von Technologien gibt,
von denen nur einige mit der Auflage von Rücklizenzen
lizenziert werden.

102. Das Risiko negativer Auswirkungen auf die Innovations-
tätigkeit ist bei wechselseitigen Lizenzen zwischen Wett-
bewerbern höher, bei denen eine Rücklizenz-Verpflich-
tung mit der Auflage verknüpft wird, dass jeder Lizenz-
geber Verbesserungen seiner Technologie mit der anderen
Partei teilen muss. Das Teilen aller Verbesserungen hin-
dert beide Wettbewerber daran, einen Wettbewerbsvor-
sprung gegenüber der anderen Partei zu erreichen.

103. Die in Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe c) enthaltene Be-
schränkung betrifft Nichtangriffsabreden, d. h. die Ver-
pflichtung, die Gültigkeit des geistigen Eigentums des Li-
zenzgebers nicht anzugreifen. Derartige Beschränkungen
werden nicht in die Gruppenfreistellung einbezogen, da
die Lizenznehmer in der Regel am besten beurteilen kön-
nen, ob ein Schutzrecht gültig ist oder nicht. Im Interesse
eines unverzerrten Wettbewerbs und in Übereinstimmung
mit den Grundsätzen, die dem Schutz des geistigen Ei-
gentums zugrunde liegen, sollten ungültige Schutzrechte
aufgehoben werden. Ungültige Schutzrechte verhindern
eher die Innovationstätigkeit anstatt sie zu fördern. Arti-
kel 81 Absatz 1 gilt für Nichtangriffsabreden, wenn die
lizenzierte Technologie wertvoll ist und somit ein Wett-
bewerbsnachteil für die Unternehmen entsteht, die an
ihrer Nutzung gehindert werden oder die sie nur gegen
Zahlung von Lizenzgebühren nutzen können (45). In die-
sen Fällen werden die Voraussetzungen des Artikels 81
Absatz 3 voraussichtlich nicht erfüllt, es sei denn, die
Nichtangriffs-Verpflichtung ist eine Auflage im Rahmen
der Beilegung einer Patentstreitigkeit.

104. Die GFTT sieht jedoch die Möglichkeit für den Lizenz-
geber vor, die Lizenzvereinbarung im Falle einer Anfech-
tung der lizenzierten Technologie zu kündigen. Dement-
sprechend ist der Lizenzgeber nicht verpflichtet, weiter
mit einem Lizenznehmer Geschäfte zu tätigen, der den
eigentlichen Gegenstand der Lizenzvereinbarung angreift.
Dies bedeutet, dass nach der Kündigung durch den Li-
zenznehmer jede weitere Nutzung der angefochtenen
Technologie auf eigene Gefahr des Anfechtenden ge-
schieht. Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe c) gewährleistet
jedoch, dass die GFTT nicht für vertragliche Verpflichtun-
gen gilt, die den Lizenznehmer verpflichten, die lizen-
zierte Technologie nicht anzufechten. Dies würde es
dem Lizenzgeber ermöglichen, den Lizenznehmer wegen
Vertragsbruch zu verklagen und wäre damit eine weitere
Abschreckung für den Lizenznehmer, die Gültigkeit der
Technologie des Lizenzgebers anzufechten. Die Bestim-
mung stellt somit sicher, dass der Lizenznehmer dieselbe
Stellung wie Dritte hat.

105. Die unter Artikel 5 Absatz 2 fallenden Mengenbeschrän-
kungen, die bei nichtwechselseitigen Lizenzvereinbarun-
gen zwischen Wettbewerbern dem Lizenznehmer auf-
erlegt werden, wurden bereits weiter oben unter Randnr.
79 behandelt.
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106. Handelt es sich bei den Vertragsparteien nicht um kon-
kurrierende Unternehmen, gilt die Gruppenfreistellung
nach Artikel 5 Absatz 3 nicht für unmittelbare oder mit-
telbare Verpflichtungen, die die Möglichkeit des Lizenz-
nehmers, seine eigene Technologie zu verwerten, oder die
Möglichkeit der Vertragsparteien, Forschungs- und Ent-
wicklungsarbeiten durchzuführen, beschränken, es sei
denn, diese Beschränkung ist unerlässlich, um die Preis-
gabe des überlassenen Know-hows an Dritte zu verhin-
dern. Inhaltlich handelt es sich um die gleiche Beschrän-
kung wie die als Kernbeschränkung eingestufte Beschrän-
kung in Vereinbarungen zwischen Wettbewerbern nach
Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe d), die unter Randnrn. 80 f.
erläutert wird. Bei Vereinbarungen zwischen Nicht-Wett-
bewerbern kann jedoch nicht angenommen werden, dass
sich solche Beschränkungen negativ auf den Wettbewerb
auswirken und dass die Voraussetzungen des Artikels 81
Absatz 3 in der Regel nicht erfüllt sind (46). Hier bedarf es
einer individuellen Prüfung.

107. Bei Vereinbarungen zwischen Nicht-Wettbewerbern ver-
fügt der Lizenznehmer normalerweise nicht über eine
konkurrierende Technologie. Es kann jedoch vorkommen,
dass die Parteien in Bezug auf die Gruppenfreistellung als
Nicht-Wettbewerber betrachtet werden, obwohl der Li-
zenznehmer über eine konkurrierende Technologie ver-
fügt. Dies ist dann der Fall, wenn der Lizenznehmer seine
Technologie nicht in Lizenz vergibt und der Lizenzgeber
kein tatsächlicher oder potenzieller Wettbewerber auf
dem Produktmarkt ist. Im Sinne der Gruppenfreistel-
lungsverordnung gelten die Parteien unter diesen Umstän-
den nicht als Wettbewerber — weder auf dem Technolo-
giemarkt noch auf dem Produktmarkt (47). In diesen Fäl-
len muss sichergestellt werden, dass der Lizenznehmer
nicht in seinen Möglichkeiten zur Verwertung und Wei-
terentwicklung seiner eigenen Technologie eingeschränkt
wird, da von dieser Technologie ein Wettbewerbsdruck
ausgeht, der erhalten werden sollte. Beschränkungen wer-
den unter diesen Umständen in der Regel als wett-
bewerbswidrig angesehen, und es ist nicht anzunehmen,
dass sie die Voraussetzungen des Artikels 81 Absatz 3
erfüllen.

108. Besitzt oder entwickelt der Lizenznehmer keine konkur-
rierende Technologie, kann eine Einschränkung der Mög-
lichkeiten der Parteien, unabhängige Forschungs- und
Entwicklungsarbeiten durchzuführen, wettbewerbs-
beschränkend wirken, wenn nur wenige Technologien
am Markt vorhanden sind. Die Parteien können in diesem
Fall eine wichtige (potenzielle) Innovationsquelle darstel-
len. Dies gilt insbesondere dann, wenn sie über die not-
wendigen Einrichtungen und Fähigkeiten für weitere For-
schungs- und Entwicklungsarbeiten verfügen. Die Voraus-
setzungen des Artikels 81 Absatz 3 dürften hier kaum zu
erfüllen sein. In anderen Fällen, in denen mehrere Tech-
nologien vorhanden sind und die Parteien nicht über
besondere Einrichtungen oder Fähigkeiten verfügen, ist

anzunehmen, dass die FuE-Beschränkung entweder auf-
grund fehlender Wettbewerbswidrigkeit nicht unter Arti-
kel 81 Absatz 1 fällt oder die Voraussetzungen des Ar-
tikels 81 Absatz 3 erfüllt. Durch die Beschränkung kann
die Verbreitung neuer Technologien gefördert werden,
weil der Lizenzgeber einerseits sicher sein kann, dass er
sich mit seiner Lizenz keinen neuen Wettbewerber heran-
zieht, und der Lizenznehmer andererseits dazu angehal-
ten wird, sich auf die Nutzung und Entwicklung der über-
lassenen Technologie zu konzentrieren.

6. Entzug der Freistellung und Nichtanwendung der Grup-
penfreistellungsverordnung

6.1 Entzug der Freistellung

109. Gemäß Artikel 6 GFTT können die Kommission und die
Wettbewerbsbehörden der Mitgliedstaaten Einzelverein-
barungen, die nicht die Voraussetzungen des Artikels
81 Absatz 3 erfüllen, den Rechtsvorteil der Gruppenfrei-
stellung entziehen. Die Befugnis der Wettbewerbsbehör-
den der Mitgliedstaaten, den Rechtsvorteil der Gruppen-
freistellung zu entziehen, beschränkt sich auf Fälle, in
denen der relevante räumliche Markt nicht größer ist
als das Staatsgebiet des jeweiligen Mitgliedstaats.

110. Die vier Voraussetzungen in Artikel 81 Absatz 3 gelten
kumulativ und müssen alle erfüllt sein, damit eine Ver-
einbarung freigestellt werden kann (48). Die Gruppenfrei-
stellung kann daher entzogen werden, wenn eine Verein-
barung eine oder mehrere der vier Voraussetzungen nicht
erfüllt.

111. Wird das Entzugsverfahren angewandt, liegt die Beweis-
last bei der entziehenden Behörde, die nachweisen muss,
dass die Vereinbarung in den Anwendungsbereich von
Artikel 81 Absatz 1 fällt und nicht allen vier Vorausset-
zungen des Artikels 81 Absatz 3 genügt. Da der Entzug
bedeutet, dass die betreffende Vereinbarung den Wett-
bewerb im Sinne von Artikel 81 Absatz 1 beschränkt
und Artikel 81 Absatz 3 nicht anwendbar ist, hat dies
zwangsläufig eine negative Entscheidung gemäß Artikel
5, 7 oder 9 der Verordnung 1/2003 zur Folge.

112. Gemäß Artikel 6 kann von einem Entzug insbesondere in
folgenden Fällen Gebrauch gemacht werden:

1. Der Zugang fremder Technologien zum Markt wird
beschränkt, beispielsweise durch die kumulative Wir-
kung nebeneinander bestehender Netze gleichartiger
beschränkender Vereinbarungen, die den Lizenzneh-
mern die Nutzung fremder Technologien untersagen.

DE1.10.2003 Amtsblatt der Europäischen Union C 235/35



2. Der Zugang potenzieller Lizenznehmer zum Markt
wird beschränkt, beispielsweise durch die kumulative
Wirkung nebeneinander bestehender Netze gleicharti-
ger beschränkender Vereinbarungen, die den Lizenz-
gebern die Erteilung von Lizenzen an andere Lizenz-
nehmer untersagen.

3. Die Parteien verwerten die überlassene Technologie
nicht, ohne dass dies sachlich gerechtfertigt wäre.

113. Artikel 4 und 5 GFTT, in denen die Kernbeschränkungen
des Wettbewerbs und ausgeschlossene Bestimmungen
aufgeführt sind, sollen sicherstellen, dass von der Grup-
penfreistellung gedeckte Vereinbarungen den Innovations-
anreiz nicht verringern, die Verbreitung von Technolo-
gien nicht verzögern oder den Wettbewerb zwischen Li-
zenzgeber und Lizenznehmer bzw. zwischen Lizenzneh-
mern nicht unangemessen einschränken. Nicht berück-
sichtigt werden hierbei jedoch die Auswirkungen einer
Vereinbarung auf Dritte. Insbesondere trägt die Gruppen-
freistellung nicht der kumulativen Wirkung gleichartiger
Beschränkungen Rechnung, die in Netzen von Lizenzver-
einbarungen enthalten sind. Lizenzvereinbarungen kön-
nen zur Abschottung gegenüber Dritten führen, und
zwar sowohl auf der Ebene der Lizenzgeber als auch
auf der Ebene der Lizenznehmer. Der Ausschluss anderer
Lizenzgeber kann auf die kumulative Wirkung von Net-
zen von Lizenzvereinbarungen zurückzuführen sein, die
die Lizenznehmer verpflichten, keine konkurrierenden
Technologien zu nutzen, was zum Ausschluss anderer
(potenzieller) Lizenzgeber führen kann. Abschottung
kann entstehen, wenn die Mehrzahl der Unternehmen
auf dem Markt, die (effektiv) eine konkurrierende Lizenz
erwerben könnten, dies infolge einschränkender Verein-
barungen nicht tun können, und wenn potenzielle Li-
zenznehmer beim Zugang zum Markt relativ hohe Hin-
dernisse überwinden müssen. Der Ausschluss anderer Li-
zenznehmer kann durch die kumulative Wirkung von
Lizenzvereinbarungen entstehen, die Lizenzgeber ver-
pflichten, keine Lizenzen an andere Lizenznehmer zu
vergeben und die somit verhindern, dass potenzielle Li-
zenznehmer Zugang zur notwendigen Technologie erhal-
ten. Die Frage der Marktabschottung wird unten in Ab-
schnitt IV.2.7 ausführlicher behandelt.

114. Die Kommission wird den Rechtsvorteil der Gruppenfrei-
stellung voraussichtlich auch dann entziehen, wenn es die
Parteien unterlassen, die überlassene Technologie zu ver-
werten, es sei denn, sie können dies sachlich begründen.
Verwerten die Parteien die überlassene Technologie nicht,
erfolgt keine effizienzsteigernde Integration der Wirt-
schaftstätigkeit, womit der Grund für die Gruppenfreistel-
lung entfällt. Bei der Erteilung von Lizenzen zwischen
Wettbewerbern kann die Tatsache, dass die Parteien die
überlassene Technologie nicht nutzen, ein Hinweis darauf
sein, dass die Vereinbarung ein verschleiertes Kartell ist,
das unter die Kernbeschränkungen des Wettbewerbs ge-
mäß Artikel 4 GFTT fällt. Besteht kein Zweifel daran, dass
der Lizenznehmer nicht beabsichtigt, die überlassene

Technologie zur Herstellung oder Bereitstellung von Ver-
tragsprodukten zu nutzen, liegt keine Technologietrans-
fer-Vereinbarung im Sinne von Artikel 2 der GFTT vor,
so dass die Gruppenfreistellung nicht anwendbar ist. Die
Kommission wird diese Fälle daher sehr genau prüfen.

6.2 Nichtanwendung der Gruppenfreistellungsverordnung

115. Aufgrund von Artikel 7 GFTT kann die Kommission ne-
beneinander bestehende Netze gleichartiger Vereinbarun-
gen im Wege einer Verordnung aus dem Anwendungs-
bereich der GFTT ausschließen, wenn diese mehr als
50 % eines relevanten Marktes erfassen. Eine solche Maß-
nahme richtet sich nicht an einzelne Unternehmen, son-
dern betrifft sämtliche Unternehmen, deren Vereinbarun-
gen in der Verordnung zur Nichtanwendung der GFTT
definiert sind.

116. Während der Entzug des Rechtsvorteils der GFTT durch
die Kommission nach Artikel 6 den Erlass einer Entschei-
dung gemäß Artikel 7 oder 9 der Verordnung 1/2003
erfordert, bewirkt eine Nichtanwendungsverordnung der
Kommission im Sinne des Artikels 7 GFTT lediglich, dass
die Anwendung der GFTT und der damit verbundene
Rechtsvorteil in Bezug auf die betreffenden Beschränkun-
gen und Märkte aufgehoben und die volle Anwendbarkeit
von Artikel 81 Absätze 1 und 3 wiederhergestellt wer-
den. Nach dem Erlass einer Verordnung zur Erklärung
der Nichtanwendung der GFTT in einem konkreten Markt
auf Vereinbarungen, die bestimmte Beschränkungen ent-
halten, sind für die Anwendung von Artikel 81 auf indi-
viduelle Vereinbarungen die durch die einschlägige Recht-
sprechung der Gemeinschaftsgerichte sowie durch die
Bekanntmachungen bzw. Mitteilungen und bisherige Ent-
scheidungspraxis der Kommission entwickelten Kriterien
maßgeblich. Gegebenenfalls wird die Kommission eine
Einzelfallentscheidung erlassen, die allen Unternehmen
in dem betreffenden Markt als Orientierung dienen kann.

117. Bei der Berechnung der Marktabdeckungsquote von 50 %
muss jedes einzelne Netz aus Lizenzvereinbarungen be-
rücksichtigt werden, das Beschränkungen oder Kombina-
tionen von Beschränkungen mit ähnlichen Wirkungen für
den Markt enthält.

118. Artikel 7 bedingt nicht, dass die Kommission eingreifen
muss, wenn die Quote von 50 % überschritten wird. Eine
Erklärung der Nichtanwendung ist grundsätzlich ange-
messen, wenn zu erwarten ist, dass der Zugang zu oder
der Wettbewerb in dem relevanten Markt spürbar be-
schränkt werden. Hinsichtlich der Notwendigkeit einer
Erklärung nach Artikel 7 wird die Kommission erwägen,
ob ein individueller Entzug der Freistellung nicht eine
angemessenere Lösung darstellt. Dies kann insbesondere
von der Anzahl der konkurrierenden Unternehmen ab-
hängen, die zu einer kumulativen Wirkung in einem
Markt beitragen, oder von der Anzahl der betroffenen
räumlichen Märkte innerhalb der Gemeinschaft.
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119. In einer nach Artikel 7 erlassenen Verordnung muss de-
ren Anwendungsbereich eindeutig festgelegt sein. Das
heißt erstens, dass die Kommission den sachlich und
räumlich relevanten Markt (bzw. die Märkte) definieren
muss, und zweitens, dass sie die Art der Beschränkung
bei der Lizenzvergabe ermitteln muss, auf welche die
GFTT keine Anwendung mehr findet. Im letztgenannten
Fall kann die Kommission den Anwendungsbereich der
Verordnung auf das Wettbewerbsproblem abstimmen,
das sie damit beheben möchte. Beispielsweise werden,
wenn es um die Ermittlung der 50 %-Quote geht, zwar
alle nebeneinander bestehenden Netze von Vereinbarun-
gen berücksichtigt, die Wettbewerbsverbote enthalten,
doch kann die Kommission den Anwendungsbereich ih-
rer Verordnung auf Wettbewerbsverbote beschränken, die
eine gewisse Dauer überschreiten. Damit könnten Verein-
barungen von kürzerer Dauer oder weniger beschrän-
kende Vereinbarungen, aufgrund ihres geringeren Maßes
an Marktabschottung unberührt bleiben. Gegebenenfalls
kann die Kommission auch Orientierungshilfen geben,
indem sie das Marktanteilsniveau angibt, welchest im je-
weiligen Marktumfeld als unzureichend betrachtet wird,
um einen erheblichen Beitrag eines einzelnen Unterneh-
mens zur kumulativen Wirkung darzustellen. Liegt der
Marktanteil der Erzeugnisse, die eine lizenzierte Tech-
nologie eines einzelnen Lizenzgebers enthalten, nicht
über 5 %, ist in der Regel davon auszugehen, dass die
Vereinbarung oder das Netz von Vereinbarungen, das
diese Technologie zum Gegenstand hat, nicht wesentlich
zu einem kumulativen Abschottungseffekt beiträgt (49).

120. Der Übergangszeitraum von mindestens sechs Monaten,
den die Kommission gemäß Artikel 7 Absatz 2 festzuset-
zen haben wird, sollte es den betroffenen Unternehmen
ermöglichen, ihre Vereinbarungen nach Maßgabe der
Verordnung zur Erklärung der Nichtanwendung der
GFTT zu ändern.

121. Die Freistellung der betreffenden Vereinbarungen bleibt
unberührt solange die Verordnung zur Erklärung der
Nichtanwendung der GFTT nicht in Kraft getreten ist.

IV. ANWENDUNG AUSSERHALB DES ANWENDUNGS-
BEREICHS DER GRUPPENFREISTELLUNGSVERORDNUNG

1. Der allgemeine Untersuchungsrahmen

122. Vereinbarungen die nicht unter die Gruppenfreistellungs-
verordnung fallen, etwa weil die Marktanteilsschwellen
überschritten werden oder eine Vereinbarung zwischen
mehr als zwei Parteien abgeschlossen wurde, unterliegen
einer Einzelprüfung. Vereinbarungen, die den Wett-
bewerb im Sinne von Artikel 81 Absatz 1 nicht be-
schränken oder die Voraussetzungen des Artikels 81 Ab-
satz 3 erfüllen, sind gültig und durchsetzbar. Es sei daran
erinnert, dass bei Vereinbarungen, die nicht unter die

Gruppenfreistellungsverordnung fallen, die Rechtswidrig-
keit nicht vermutet wird, solange sie keine Kernbeschrän-
kungen des Wettbewerbs enthalten. Insbesondere wird
eine wettbewerbsbeschränkende Wirkung nicht bereits
deshalb unterstellt, weil die Marktanteilsschwellen über-
schritten werden. Hier bedarf es einer individuellen Prü-
fung.

1.1 Die relevanten Faktoren

123. Bei der Anwendung von Artikel 81 Absatz 1 auf einzelne
Vereinbarungen muss genau geprüft werden, wie der
Wettbewerb auf dem fraglichen Markt funktioniert. Hier-
für sind vor allem folgende Faktoren von Bedeutung:

a) die Art der Vereinbarung,

b) die Marktstellung der Parteien,

c) die Marktstellung der Wettbewerber,

d) die Marktstellung der Abnehmer der Vertragsprodukte,

e) Marktzutrittsschranken,

f) Reifegrad des Marktes und

g) sonstige Faktoren.

Das Gewicht der einzelnen Faktoren kann sich von Fall
zu Fall verlagern und hängt von allen übrigen Faktoren
ab. Während beispielsweise ein hoher Marktanteil der
Vertragsparteien gewöhnlich ein guter Indikator für
Marktmacht ist, muss ein hoher Marktanteil in Märkten
mit niedrigen Marktzutrittsschranken nicht unbedingt auf
Marktmacht hindeuten. Deshalb ist es nicht möglich, feste
Regeln für das Gewicht der einzelnen Faktoren aufzustel-
len.

124. Technologietransfer-Vereinbarungen können vielfältige
Form und Gestalt annehmen. Deshalb ist es wichtig, die
Art der Vereinbarung hinsichtlich der Wettbewerbsbezie-
hungen zwischen den Vertragsparteien und der enthalte-
nen Beschränkungen zu analysieren. Was letztere angeht,
muss über den ausdrücklichen Wortlaut der Vereinbarung
hinausgegangen werden. Das Vorhandensein impliziter
Beschränkungen kann etwa daraus abgeleitet werden,
wie die Vereinbarung von den Vertragsparteien umgesetzt
wird und welche Anreize sie bietet.
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125. Die Marktstellung der Parteien bietet einen Hinweis auf
den Grad der Marktmacht des Lizenzgebers, des Lizenz-
nehmers oder beider Parteien. Je höher der Marktanteil
einer Partei ist, umso größer dürfte ihre Marktmacht sein.
Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn der Marktanteil
Kostenvorteile oder sonstige Wettbewerbsvorteile gegen-
über anderen Wettbewerbern mit sich bringt. Solche
Wettbewerbsvorteile können sich zum Beispiel für den
Erstanbieter auf dem Markt ergeben, oder für den, der
wesentliche Patente hält oder überlegene Technologien
besitzt.

126. Bei der Analyse der Wettbewerbsbeziehungen zwischen
den Vertragsparteien ist es zuweilen notwendig, über die
Parameter hinauszugehen, die in den vorangegangenen
Abschnitten II.3 über die Definition des Marktes und
II.4 über die Unterscheidung zwischen Wettbewerbern
und Nicht-Wettbewerbern erläutert worden sind. Denn
selbst wenn der Lizenzgeber kein tatsächlicher oder po-
tenzieller Anbieter auf dem Produktmarkt ist und der
Lizenznehmer kein tatsächlicher oder potenzieller Wett-
bewerber auf dem Technologiemarkt, ist es für die Ana-
lyse von Bedeutung, ob der Lizenznehmer eine konkur-
rierende Technologie besitzt, für die er keine Lizenzen
vergibt. Falls der Lizenznehmer auf dem Produktmarkt
eine starke Stellung innehat, kann eine Vereinbarung,
die ihm eine Exklusivlizenz für eine konkurrierende Tech-
nologie verleiht, den Wettbewerb im Vergleich zu einer
Situation erheblich einschränken, in der ihm der Lizenz-
geber keine Exklusivlizenz verleiht oder anderen Unter-
nehmen Lizenzen erteilt.

127. Die Marktanteile und die möglichen Wettbewerbsvorteile
und -nachteile werden auch für die Bewertung der Markt-
stellung der Wettbewerber herangezogen. Je stärker und
zahlreicher die tatsächlichen Wettbewerber sind, umso
geringer ist das Risiko, dass die Parteien in der Lage sind,
alleinige Marktmacht auszuüben. Wenn aber die Zahl der
Wettbewerber eher gering ist und ihre Marktstellung
(Größe, Kostenstruktur, Forschungs- und Entwicklungs-
potenzial usw.) vergleichbar ist, kann diese Marktstruktur
das Risiko von Absprachen erhöhen.

128. Die Marktstellung der Abnehmer bietet einen Hinweis
darauf, ob ein oder mehrere Abnehmer über Nachfrage-
macht verfügen. Der erste Indikator für Nachfragemacht
ist der Marktanteil des Abnehmers auf dem Beschaffungs-
markt. Dieser Anteil reflektiert die Bedeutung seiner
Nachfrage für mögliche Anbieter. Andere Indikatoren
konzentrieren sich auf die Marktstellung des Abnehmers
auf dem nachgelagerten Markt und auf Merkmale wie
etwa eine breite geografische Streuung seiner Betriebs-
anlagen oder sein Image bei den Endverbrauchern. Unter
bestimmten Umständen kann die Nachfragemacht Lizenz-
geber und/oder Lizenznehmer daran hindern, Markt-
macht auszuüben, und damit ein Wettbewerbsproblem
lösen, das andernfalls aufgetreten wäre. Dies ist insbeson-
dere dann der Fall, wenn starke Abnehmer die Fähigkeit
und den Anreiz haben, im Falle einer geringfügigen, aber
kontinuierlichen Erhöhung der relativen Preise neue Ver-
sorgungsquellen auf dem Markt zu erschließen. Wenn ein
nachfragestarker Abnehmer lediglich günstige Lieferbe-
dingungen aushandelt oder Preissteigerungen an seine
Kunden weitergibt, verhindert seine Position nicht die
Ausübung der Marktmacht durch den Lizenzgeber oder
Lizenznehmer auf dem Produktmarkt und trägt somit

auch nicht zur Lösung des Wettbewerbsproblems auf
diesem Markt bei (50).

129. Marktzutrittsschranken werden daran gemessen, inwie-
weit im Markt etablierte Unternehmen ihren Preis über
das Niveau des freien Marktpreises anheben können,
ohne den Einstieg neuer Anbieter in den Markt zu pro-
vozieren. Ohne Marktzutrittsschranken würden solche
Preissteigerungen und die damit verbundenen Profite
durch den leicht und rasch möglichen Marktzutritt ande-
rer Unternehmen zunichte gemacht. Die Zutrittsschran-
ken können als niedrig eingestuft werden, wenn inner-
halb von ein bis zwei Jahren mit einem erfolgreichen
Markteinstieg zu rechnen ist. Marktzutrittsschranken kön-
nen sich aus einer Vielzahl von Faktoren ergeben wie
etwa Größen- oder Verbundvorteile, staatliche Regulie-
rungen, insbesondere in Bezug auf ausschließliche Rechte,
staatliche Beihilfen, Einfuhrzölle, Rechte an geistigem Ei-
gentum, Besitz an Ressourcen, bei denen das Angebot
aufgrund natürlicher Gegebenheiten knapp ist, oder Be-
sitz von wesentlichen Einrichtungen, Erstanbietervorteile
oder durch massive Werbung erwirkte Markentreue der
Verbraucher. Beschränkende Vereinbarungen, die Unter-
nehmen eingegangen sind, können als Zutrittshindernis
wirken, indem der Marktzutritt erschwert und (potenziel-
le) Wettbewerber ausgeschlossen werden. Zutrittsschran-
ken kann es in allen Phasen der Forschung und Entwick-
lung, der Produktion und des Vertriebs geben. Die Frage,
ob einige dieser Faktoren als Zutrittshemmnisse auf-
gefasst werden müssen, hängt davon ab, ob sie mit ver-
lorenen Aufwendungen in Zusammenhang stehen. Hier-
bei handelt es sich um Kosten, die ein Unternehmen
tragen muss, um in einen Markt einzutreten oder dort
tätig zu sein, die aber unwiederbringlich sind, wenn das
Unternehmen aus dem Markt austritt. Je mehr Kosten auf
dem Spiel stehen, um so größer ist für potenzielle neue
Marktanbieter das Risiko eines Marktzutritts, und umso
plausibler können die im Markt etablierten Unternehmen
damit drohen, dass sie sich auf den neuen Wettbewerb
einstellen werden, da es für sie wegen dieser verlorenen
Aufwendungen eine teure Angelegenheit wäre, den Markt
zu verlassen. Ganz allgemein ist jeder Marktzutritt mit —
manchmal niedrigeren, manchmal höheren — verlorenen
Aufwendungen („sunk costs“) verbunden. Deshalb wird
der tatsächliche Wettbewerb allgemein als effektiver ein-
gestuft und hat bei der Bewertung eines Falles mehr Ge-
wicht als potenzieller Wettbewerb.

130. Ein ausgereifter Markt ist ein Markt, der bereits seit ei-
niger Zeit besteht und in dem die verwendete Technolo-
gie hinlänglich bekannt und verbreitet ist und sich nicht
mehr stark ändert, und auf dem die Nachfrage relativ
stabil ist oder sinkt. Auf einem solchen Markt sind nega-
tive Wirkungen eher wahrscheinlich als auf dynamische-
ren Märkten.

131. Bei der Beurteilung einzelner Beschränkungen müssen
gegebenenfalls sonstige Faktoren berücksichtigt werden.
Dazu gehören etwa die kumulative Wirkung, d. h. die
Marktabschottung durch gleichartige Vereinbarungen,
die Dauer der Vereinbarungen, das Regelungsumfeld
und Verhaltensweisen, die auf Absprachen hinweisen
oder sie erleichtern, wie etwa die Preisführerschaft, ange-
kündigte Preisänderungen und Diskussionen über den
„richtigen“ Preis, sowie Preisstarrheit infolge überschüssi-
ger Kapazitäten, Preisdiskriminierungen und frühere Ab-
sprachen.
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1.2 Negative Wirkungen von Lizenzvereinbarungen

132. Negative Auswirkungen auf den Wettbewerb am Markt,
die sich aus Technologietransfer-Vereinbarungen ergeben
können, sind insbesondere Folgende:

1. Verringerung des Technologienwettbewerbs zwischen
Unternehmen, die auf einem Technologiemarkt oder
auf einem Produktmarkt, auf dem die betreffenden
Technologien eingesetzt werden, tätig sind, einschließ-
lich der Erleichterung expliziter oder stillschweigender
Absprachen;

2. Ausschluss von Wettbewerbern durch Kostensteige-
rung, Beschränkung des Zugangs zu wesentlichen Ein-
satzgütern oder Errichtung sonstiger Zutrittsschranken
und

3. Verringerung des technologieinternen Wettbewerbs
zwischen Unternehmen, die Produkte auf der Grund-
lage derselben Technologie herstellen.

133. Technologietransfer-Vereinbarungen können den Tech-
nologienwettbewerb verringern, d. h. den Wettbewerb
zwischen Unternehmen, die auf der Grundlage von aus-
tauschbaren Technologien Lizenzen vergeben oder pro-
duzieren. Dies gilt insbesondere für wechselseitige Verein-
barungen, etwa, wenn Wettbewerber Lizenzen für kon-
kurrierende Technologien miteinander austauschen und
sich gegenseitig verpflichten, dem Partner auch die künf-
tigen Verbesserungen zu überlassen. Damit wird der
Wettbewerb zwischen den Parteien bei Innovationen ein-
geschränkt, weil keiner von beiden in der Lage sein wird,
über den anderen technologisch die Oberhand zu gewin-
nen. Führt die Vereinbarung nicht zu einer effizenzstei-
gernden Integration der Technologien, welche die be-
schränkenden Wirkungen ausgleicht, so verstößt sie ge-
gen Artikel 81.

134. Lizenzvereinbarungen zwischen Wettbewerbern können
ferner Absprachen fördern. Absprachen setzen in der Re-
gel voraus, dass der Markt konzentriert ist und die be-
treffenden Unternehmen ähnliche Vorstellungen darüber
haben, was in ihrem gemeinsamen Interesse liegt und wie
die Zusammenarbeit funktionieren soll. Damit Abspra-
chen funktionieren, müssen die Unternehmen in der
Lage sein, das gegenseitige Marktverhalten ständig zu be-
obachten, sowie auf Abweichungen von der gemein-
samen Politik auf dem Markt zu reagieren und diese zu
verhindern. Vereinbarungen können durch Erhöhung der
Transparenz auf dem Markt und verstärkte Zutrittshin-
dernisse Absprachen fördern. Ferner können Absprachen
durch Lizenzvereinbarungen erleichtert werden, die zu
einer maßgeblichen Angleichung der Kosten führen,
denn Unternehmen, die vergleichbare Kostenstrukturen
haben, dürften auch ähnliche Vorstellungen in Bezug
auf ein abgestimmtes Verhalten entwickeln (51). Die Ver-
wendung derselben Technologie kann zu einer maßgeb-
lichen Angleichung der Kosten führen. Dies muss aber
nicht notwendigerweise der Fall sein. Selbst dort, wo
die Herstellung auf der Grundlage einer lizenzierten Tech-

nologie einen wesentlicher Bestandteil der Kostenstruktur
der betreffenden Unternehmen darstellt, können sich ein-
zelne Unternehmen bei der Verwendung der Technologie
in Bezug auf die Effizienz unterscheiden oder andere In-
puts verwenden, was zu unterschiedlichen Kosten führen
kann.

135. Im Rahmen von Lizenzvereinbarungen können Gebühren
als unmittelbares Mittel für Absprachen verwendet wer-
den (vgl. oben Randnr. 76). Das Risiko einer Absprache
ist besonders hoch im Falle wechselseitiger Lizenzen zwi-
schen Wettbewerbern. Ähnliche Risiken können sich ein-
stellen, wenn ein Wettbewerber einem anderen Marktteil-
nehmer eine Technologie gegen Gebühr überlässt und
von diesem Teilnehmer ein Bauteil erwirbt, das in das
Produkt eingebaut wird, mit dem beide auf dem Markt
konkurrieren.

136. Lizenzvereinbarungen können den Technologienwett-
bewerb auch beeinträchtigen, indem sie Schranken für
den Marktzutritt oder die Marktausdehnung von Wett-
bewerbern errichten. Solche Ausschlusseffekte können
etwa aus Beschränkungen resultieren, die den Lizenzneh-
mer daran hindern oder davon abhalten, Lizenzen von
Dritten zu erwerben. Dritte können zum Beispiel aus-
geschlossen werden, wenn die marktbeherrschenden Li-
zenzgeber den Lizenznehmern Wettbewerbsverbote in ei-
nem solchen Maß auferlegen, dass die Zahl der für Dritte
zur Verfügung stehenden Lizenznehmer nicht ausreicht
und wenn der Marktzutritt für neue Lizenznehmer er-
schwert ist. Anbieter von Ersatztechnologien können
auch ausgeschlossen werden, wenn ein Lizenzgeber ver-
schiedene Teile einer Technologie zusammenfasst und sie
gemeinsam als ein Paket in Lizenz vergibt, aber nur ein
Teil dieses Pakets für die Herstellung eines bestimmten
Erzeugnisses unerlässlich ist.

137. Lizenzvereinbarungen können auch den technologieinter-
nen Wettbewerb, d. h. den Wettbewerb zwischen Unter-
nehmen beeinträchtigen, die auf der Grundlage derselben
Technologie produzieren. Eine Vereinbarung, die Lizenz-
nehmern Gebietsbeschränkungen auferlegt, indem sie den
Verkauf außerhalb des eigenen Vertragsgebiets verbietet,
verringert den Wettbewerb zwischen ihnen. Der tech-
nologieinterne Wettbewerb wird auch dann verringert,
wenn der Lizenzgeber nur einen oder eine begrenzte
Anzahl von Lizenznehmern zulässt oder ihre Produktion
auf bestimmte Mengen begrenzt. Solche Vereinbarungen
schließen potenzielle Lizenznehmer aus und können auch
den Wettbewerb zwischen den vorhandenen Lizenzneh-
mern einschränken. Lizenzvereinbarungen können ferner
den technologieinternen Wettbewerb durch Absprachen
zwischen Lizenznehmern verringern. Darüber hinaus
können Lizenzvereinbarungen, die den technologieinter-
nen Wettbewerb verringern, Absprachen zwischen den
Inhabern konkurrierender Technologien fördern oder
den Technologienwettbewerb durch Errichtung von
Marktzutrittsschranken verringern.
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1.3 Positive Wirkungen von restriktiven Lizenzvereinbarungen und
Analyseparameter

138. Restriktive Lizenzvereinbarungen können auch wett-
bewerbsfördernde Wirkungen in Form von Effizienzge-
winnen haben, die die wettbewerbsschädlichen Wirkun-
gen aufwiegen. Die entsprechende Beurteilung erfolgt im
Rahmen von Artikel 81 Absatz 3, der eine Ausnahme
von der Verbotsregel des Artikels 81 Absatz 1 zulässt.
Damit die Ausnahmeregelung greifen kann, muss die Li-
zenzvereinbarung objektive wirtschaftliche Vorteile bie-
ten, und die Beschränkung des Wettbewerbs muss für
die Erzielung der Effizienzvorteile unerlässlich sein; darü-
ber hinaus müssen die Verbraucher eine angemessene
Beteiligung an den Effizienzgewinnen erhalten und die
Vereinbarung darf den Parteien keine Möglichkeiten er-
öffnen, hinsichtlich eines wesentlichen Teils der betreffen-
den Produkte den Wettbewerb auszuschalten.

139. Was die Effizienzvorteile betrifft, so bieten Lizenzverein-
barungen vor allem die Möglichkeit, einander ergänzende
Technologien und sonstige Güter zusammenzubringen
und damit zu ermöglichen, dass neue oder verbesserte
Produkte auf den Markt gebracht oder vorhandene Pro-
dukte zu geringeren Kosten hergestellt werden. Außer-
halb des Bereichs der Hardcore-Kartelle erfolgt eine Li-
zenzvergabe häufig deshalb, weil es für den Lizenzgeber
effizienter ist, seine Technologie in Lizenz zu vergeben,
anstatt sie selbst zu verwerten. Dies ist insbesondere dann
der Fall, wenn der Lizenznehmer bereits Zugang zu den
erforderlichen Produktionsgütern hat. Die Lizenzverein-
barung gestattet dem Lizenznehmer den Zugang zu einer
Technologie, die es ihm ermöglicht, in Kombination mit
diesen Produktionsgütern neue oder verbesserte Tech-
nologien zu nutzen. Ein weiteres Beispiel für eine effi-
zienzsteigernde Lizenzvergabe besteht darin, dass ein Li-
zenznehmer bereits über eine Technologie verfügt und in
Kombination mit der Technologie des Lizenzgebers Sy-
nergieeffekte nutzen kann. Wenn beide Technologien
miteinander kombiniert werden, kann der Lizenznehmer
unter Umständen ein Verhältnis der Kosten zur Produk-
tionsmenge erzielen, das anderenfalls nicht möglich wäre.
Lizenzvereinbarungen können in derselben Weise wie
vertikale Vertriebsvereinbarungen auch auf der Vertriebs-
ebene zu Effizienzgewinnen führen, entweder in Form
von Kostenersparnissen oder in Form von nützlichen
Dienstleistungen für die Verbraucher. Die positiven Wir-
kungen vertikaler Vereinbarungen sind in den Leitlinien
über vertikale Beschränkungen dargestellt (52). Ein wei-
teres Beispiel für mögliche Effizienzgewinne sind Verein-
barungen, mit denen mehrere Lizenzgeber ein Technolo-
giepaket schnüren, für das sie Dritten Lizenzen erteilen.
Solche Pool-Vereinbarungen können insbesondere die
Transaktionskosten verringern, da die Lizenznehmer
nicht mit jedem Lizenzgeber eine getrennte Vereinbarung
schließen müssen.

140. Bei der Prüfung der Unerlässlichkeit im Sinne von Artikel
81 Absatz 3 wird die Kommission insbesondere unter-
suchen, ob einzelne Beschränkungen es möglich machen,
die fraglichen Aktivitäten effizienter zu gestalten, als dies
ohne die Vereinbarung oder die betreffende Beschrän-
kung der Fall wäre. Falls die Anwendung einer weniger
beschränkenden Alternative zu einem erheblichen Verlust

an Effizienz führen würde, wird die fragliche Beschrän-
kung als unerlässlich betrachtet. In manchen Fällen kann
es jedoch auch notwendig sein zu prüfen, ob die Verein-
barung als solche zur Erzielung der Effizienzgewinne un-
erlässlich ist. Dies kann etwa bei Technologiepools der
Fall sein, die zwar einander ergänzende, aber nicht-we-
sentliche Technologien umfassen (53); in diesem Fall muss
geprüft werden, inwieweit eine solche Einbeziehung zu
besonderen Effizienzgewinnen führt oder ob der Pool
ohne signifikanten Verlust an Effizienzgewinnen auf die-
jenigen Technologien beschränkt werden kann, für die es
keine Substitute gibt. Im Falle einer einfachen Lizenzver-
gabe zwischen zwei Parteien ist es in der Regel nicht
notwendig, über die Prüfung der Unerlässlichkeit der ein-
zelnen Beschränkungen hinauszugehen. Normalerweise
gibt es zur Lizenzvereinbarung als solcher keine weniger
beschränkende Alternative.

141. Die Voraussetzung, dass die Verbraucher angemessen an
den Effizienzgewinnen beteiligt werden müssen, impli-
ziert, dass Verbraucher der Erzeugnisse, die im Rahmen
der Lizenzvereinbarung hergestellt wurden, zumindest ei-
nen Ausgleich für die negativen Folgen der Vereinbarung
erhalten (54). Dies bedeutet, dass die Effizienzgewinne et-
waige negative Auswirkungen der Vereinbarung auf
Preise und Produktion voll ausgleichen müssen. Dies
kann etwa über die Kostenstruktur der betreffenden Un-
ternehmen erfolgen, indem Anreize zu Preissenkungen
entstehen oder indem der Verbraucher Zugang zu neuen
oder verbesserten Produkten erhält, die etwaige Preisstei-
gerungen kompensieren.

142. Die letzte Voraussetzung des Artikels 81 Absatz 3, wo-
nach die Vereinbarung den Vertragsparteien keine Mög-
lichkeit eröffnen darf, für einen wesentlichen Teil der
betreffenden Waren den Wettbewerb auszuschalten, setzt
eine Analyse des noch vorhandenen Wettbewerbsdrucks
auf den Markt und der Auswirkungen der Vereinbarung
auf solche Wettbewerbsquellen voraus. Bei der Anwen-
dung der letzten Voraussetzung von Artikel 81 Absatz 3
muss der Zusammenhang zwischen Artikel 81 Absatz 3
und Artikel 82 berücksichtigt werden. Nach ständiger
Rechtsprechung darf die Anwendung von Artikel 81 Ab-
satz 3 die Anwendung von Artikel 82 EG-Vertrag nicht
verhindern (55). Da sowohl Artikel 81 als auch Artikel 82
das Ziel verfolgen, einen effektiven Wettbewerb auf dem
Markt aufrechtzuerhalten, ist Artikel 81 Absatz 3 im
Interesse der Kohärenz so auszulegen, dass jede Anwen-
dung der Ausnahmeregelung auf wettbewerbsbeschrän-
kende Vereinbarungen, die als Missbrauch einer markt-
beherrschenden Stellung anzusehen sind, ausgeschlossen
wird (56).

143. Die Tatsache, dass eine Vereinbarung eine Dimension des
Wettbewerbs in wesentlicher Weise einschränkt, bedeutet
nicht unbedingt, dass der Wettbewerb im Sinne von Ar-
tikel 81 Absatz 3 ausgeschaltet wird. So kann etwa ein
Technologiepool zu einem Industriestandard führen, der
wenig Wettbewerb hinsichtlich des technischen Formats
zulässt. Sobald die wichtigsten Marktteilnehmer ein be-
stimmtes Format übernehmen, können Netzwerkeffekte
es für alternative Formate sehr schwierig machen zu
überleben. Dies bedeutet aber nicht, dass jede Schaffung
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eines faktischen Industriestandards den Wettbewerb im
Sinne der letzten Voraussetzung des Artikels 81 Absatz
3 ausschaltet. Unter den Lieferanten der Standardtechnik
kann es Wettbewerb bezüglich der Preise, der Qualität
oder der Produkteigenschaften geben. Damit aber eine
Vereinbarung die Voraussetzung von Artikel 81 Absatz
3 erfüllt, muss gewährleistet sein, dass sie einen solchen
Wettbewerb nicht einschränkt oder künftige Innovatio-
nen nicht übermäßig behindert.

2. Die Anwendung von Artikel 81 auf verschiedene Arten
von Lizenzbeschränkungen

144. In diesem Abschnitt geht es um die verschiedenen Arten
von Beschränkungen, die bei Lizenzvereinbarungen üb-
lich sind und den Wettbewerb einschränken können.
Auf die Beschränkungen, die bereits in den früheren Tei-
len dieser Leitlinien behandelt wurden, insbesondere in
den Abschnitten III.4 und III.5, wird in diesem Abschnitt
nur noch kurz eingegangen.

145. In diesem Abschnitt werden sowohl die Vereinbarungen
zwischen Nicht-Wettbewerbern als auch zwischen Wett-
bewerbern behandelt. Bei Letzteren wird gegebenenfalls
zwischen wechselseitigen und nichtwechselseitigen Ver-
einbarungen unterschieden. Bei Vereinbarungen zwischen
Nicht-Wettbewerbern ist diese Unterscheidung nicht er-
forderlich. Wenn Unternehmen weder tatsächliche noch
potenzielle Wettbewerber auf einem relevanten Technolo-
giemarkt oder einem Markt für Produkte, in welche die
lizenzierte Technologie eingeflossen ist, sind, ist eine
wechselseitige Lizenzierung praktisch gesehen zwei sepa-
raten Lizenzen gleichzustellen. Eine wechselseitige Li-
zenzvergabe bzw. ein Austausch von Lizenzen liegt vor,
wenn sich die Vertragspartner gegenseitig Lizenzen ertei-
len und die lizenzierten Technologien für den internen
Gebrauch benutzt werden. Der Begriff erstreckt sich nicht
auf Vereinbarungen, bei denen die Parteien ein Technolo-
giepaket schnüren, das an Dritte in Lizenz vergeben wird.
Solche Vereinbarungen werden als Technologiepools be-
zeichnet; sie werden weiter unten in Abschnitt 4 behan-
delt.

146. Nicht in diesem Abschnitt behandelt werden in Lizenz-
vereinbarungen enthaltene Verpflichtungen, die unabhän-
gig vom jeweiligen Fall keine Wettbewerbsbeschränkung
im Sinne von Artikel 81 Absatz 1 darstellen. Zu diesen
Auflagen gehören u. a.: a) Wahrung der Vertraulichkeit,
b) keine Untervergabe der Lizenz; c) Nutzungsverbot
nach Ablauf der Vereinbarung, sofern die überlassene
Technologie noch gültig und in Kraft ist; d) Unterstüt-
zung des Lizenzgebers bei der Durchsetzung seines lizen-
zierten Schutzrechts; e) Zahlung von Mindestgebühren
oder Produktion einer Mindestmenge an Erzeugnissen,
in welche die überlassene Technologie eingeflossen ist,
und f) Verwendung des Markenzeichens des Lizenzgebers
oder Anbringung von Hinweisen auf den Namen des
Lizenzgebers auf dem Produkt.

2.1 Lizenzgebühren

147. Den Vertragspartnern einer Lizenzvereinbarung steht es
in der Regel frei, die vom Lizenznehmer zu zahlenden
Lizenzgebühren und die Zahlungsmodalitäten festzule-
gen; Artikel 81 Absatz 1 wird hiervon nicht berührt.
Dieser Grundsatz gilt sowohl für Vereinbarungen zwi-
schen Wettbewerbern und als auch zwischen Nicht-Wett-
bewerbern, allerdings vorbehaltlich dessen, was bereits
über die Lizenzvergabe zwischen Wettbewerbern oben
unter Randnrn. 76 und 134 bezüglich wechselseitiger
Lizenzgebühren und unter Randnr. 77 bezüglich der Li-
zenzgebühren für Produkte gesagt wurde, die die lizen-
zierte Technologie nicht enthalten. Bei einer wechselsei-
tigen Lizenzvergabe zwischen Wettbewerbern können Li-
zenzgebühren einer Preisfestsetzung gleichkommen und
somit eine Kernbeschränkung darstellen. Wenn sich die
Lizenzgebühr auf Erzeugnisse erstreckt, die mit der eige-
nen Technologie des Lizenznehmers hergestellt werden,
erhöhen sich aufgrund der Vereinbarung die Kosten des
Lizenznehmers und machen seine Technologie weniger
wettbewerbsfähig.

148. Lizenzgebühren können in Form von Pauschalzahlungen
oder als Prozentsatz vom Verkaufspreis oder aber als
fester Betrag für jedes Produkt erhoben werden, in das
die lizenzierte Technologie eingegangen ist. Kommt die
lizenzierte Technologie einem Einsatzgut gleich, das in
das Endprodukt eingeht, ist es in der Regel nicht wett-
bewerbsschädlich, dass die Lizenzzahlung auf der Grund-
lage des Preises des Endprodukts berechnet wird, sofern
es die lizenzierte Technologie enthält. Der Lizenzgeber
kann normalerweise auch jedem Lizenznehmer unter-
schiedliche Lizenzgebühren in Rechnung stellen, ohne
gegen Artikel 81 Absatz 1 zu verstoßen.

149. Die Gruppenfreistellung gilt zwar nur so lange, wie die
Technologie gültig und in Kraft ist, doch können die
Vertragsparteien in der Regel ohne Verstoß gegen Artikel
81 Absatz 1 vereinbaren, die Lizenzgebührpflicht über
die Laufzeit der lizenzierten Schutzrechte hinaus aus-
zudehnen. Wenn diese Rechte erloschen sind, können
Dritte die betreffende Technologie rechtmäßig nutzen
und mit den Vertragsparteien konkurrieren. Ein solcher
tatsächlicher oder potenzieller Wettbewerb genügt in der
Regel, damit die betreffende Lizenzgebühr keine spür-
baren wettbewerbsschädlichen Wirkungen hat. Artikel
81 Absatz 1 kann aber ausnahmsweise eingreifen,
wenn Dritte erheblichen Zutrittshindernissen gegenüber-
stehen, die ihren Eintritt in den Markt als effektive Wett-
bewerber verhindern oder verzögern. Unter solchen Um-
ständen kann die Vereinbarung einem Lizenzgeber, der
über beträchtliche Marktmacht verfügt, gestatten, diese
aufrechtzuerhalten, indem er die Kosten seiner (früheren)
Lizenznehmer erhöht, die nunmehr die Technologie un-
abhängig von der Vereinbarung nutzen können.
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150. Bei Vereinbarungen zwischen Nicht-Wettbewerbern gilt
die Gruppenfreistellung für Vereinbarungen, bei denen
die Lizenzgebühren auf der Grundlage sämtlicher Pro-
dukte unabhängig von der tatsächlichen Nutzung der
überlassenen Technologie berechnet werden. Solche Ver-
einbarungen können zwar die Berechnung der Lizenz-
gebühren erleichtern, aber sie können auch zu Ausschlüs-
sen führen, indem sie die Kosten für die Inputs Dritter
erhöhen und somit ähnliche Wirkungen haben wie Wett-
bewerbsverbote. Wenn nämlich der Lizenznehmer von
einem Dritten eine Lizenz für eine zusätzliche Technolo-
gie erwirbt, erhöhen sich seine Kosten, weil er weiterhin
Lizenzgebühren an den (Haupt-)Lizenzgeber zu zahlen
hat. Außerhalb des Anwendungsbereichs der Gruppen-
freistellung muss daher geprüft werden, ob mit der Be-
schränkung Abschottungseffekte verbunden sind. Es emp-
fiehlt sich daher, bei einer Prüfung die in Abschnitt 2.7
dargelegten Kriterien heranzuziehen. Weisen die betref-
fenden Vereinbarungen spürbare Abschottungseffekte
auf, fallen sie unter Artikel 81 Absatz 1. In diesem Fall
dürften die Voraussetzungen des Artikels 81 Absatz 3
kaum erfüllt werden.

2.2 Exklusivlizenzen und Verkaufsbeschränkungen

151. Eine Lizenz gilt als exklusiv, wenn sie vom Lizenzgeber
entweder nur an einen Lizenznehmer, oder nur an einen
Lizenznehmer in einem bestimmten Verkaufsgebiet oder
nur bezogen auf einen bestimmten Kundenkreis vergeben
wird. Eine Exklusivlizenz als solche besagt also nicht, dass
der Lizenzgeber in Bezug auf den Produktionsort be-
schränkt ist oder dass der Lizenzgeber und andere Lizenz-
nehmer bei ihren Verkäufen auf ein bestimmtes Verkaufs-
gebiet oder einen bestimmten Kundenkreis beschränkt
sind, aber sie geht sehr häufig mit solchen Beschränkun-
gen einher. Bei diesen Verkaufsbeschränkungen gibt es
eine wichtige Unterscheidung zwischen Lizenzverein-
barungen unter Wettbewerbern und solchen unter Nicht-
Wettbewerbern. Verkaufsbeschränkungen in Lizenzver-
einbarungen unter Wettbewerbern gelten gemäß Artikel
4 Absatz 1 Buchstabe c) GFTT (siehe oben Randnr. 80)
als Kernbeschränkungen. Auf Verkaufsbeschränkungen in
Lizenzvereinbarungen unter Nicht-Wettbewerbern wird
weiter unten eingegangen (siehe Randnrn. 156 bis 160).

152. Unter Wettbewerbern hat die Beschränkung für den Li-
zenzgeber, Lizenzen an keine anderen Lizenznehmer oder
nur für ein bestimmtes Verkaufsgebiet oder für einen
bestimmten Kundenkreis zu vergeben, als wichtigste wett-
bewerbsschädliche Folge den Ausschluss anderer (poten-
zieller) Lizenznehmer. Durch die Beschränkung des
Marktzutritts kann dies zudem Absprachen zwischen
den Vertragsparteien erleichtern und den Technologien-
wettbewerb einschränken. Dies ist insbesondere dann der
Fall, wenn Parteien, die über eine beträchtliche Markt-
macht verfügen, wechselseitige Vereinbarungen eingehen,
in denen sie einander eine Exklusivlizenz für ihre jewei-
ligen Technologien gewähren. In diesem Fall vereinbaren
die Parteien, keine Lizenzen an Dritte innerhalb der
Reichweite der Exklusivität zu vergeben.

153. Unter Nichtwettbewerbern hat die Beschränkung für den
Lizenzgeber, Lizenzen an keine anderen Lizenznehmer
oder nur für ein bestimmtes Verkaufsgebiet oder für
eine bestimmte Kundengruppe zu vergeben, vor allem
zwei wettbewerbswidrige Konsequenzen: a) den Aus-
schluss anderer (potenzieller) Lizenznehmer und b) weni-
ger Wettbewerb zwischen Lizenzgeber und Lizenzneh-
mern und zwischen den Lizenznehmern bei konkurrie-
renden Technologien, insbesondere wenn sie mit Ver-
kaufsbeschränkungen einhergehen.

154. Exklusivlizenzen können aber auch zu Effizienzgewinnen
führen. So kann etwa die Exklusivität den Lizenznehmer
veranlassen, Investitionen zur Nutzung der lizenzierten
Technologie rascher vorzunehmen. Auch können durch
Vermeidung von „Trittbrettfahrern“ kontinuierliche Inves-
titionen gefördert werden. Inwieweit „Trittbrettfahrer“ ein
Problem darstellen, hängt von der Art der Produkte ab,
die die lizenzierte Technologie enthalten, und davon, wie
stark der Lizenznehmer an der Vermarktung und der
Kundenpflege beteiligt ist. Wenn der Lizenznehmer die
Produkte unter seiner eigenen Marke verkauft, ist der
Spielraum für Trittbrettfahrer enger, als wenn die Pro-
dukte unter einem gemeinsamen Markenzeichen verkauft
werden.

155. Aus dem bisher Gesagten folgt, dass bei Exklusivlizenzen
ohne Verkaufsbeschränkungen die größte Gefahr darin
besteht, potenzielle Lizenznehmer auszuschließen. Exklu-
sivlizenzvereinbarungen unter Wettbewerbern fallen bis
zu einem Marktanteil von 20 % unter die Gruppenfrei-
stellung. Oberhalb dieser Schwelle können Exklusivlizen-
zen zwischen Wettbewerbern insbesondere dann unter
Artikel 81 Absatz 1 fallen, wenn der Lizenznehmer
über erhebliche Marktmacht verfügt, der Eintritt in den
Technologiemarkt schwierig ist und die lizenzierte Tech-
nologie eine echte Wettbewerbsquelle auf dem Markt dar-
stellt. Unter solchen Bedingungen kann eine Exklusivli-
zenz Dritte ausschließen und dem Lizenznehmer den Er-
halt seiner Marktmacht sichern. Um den Eintritt neuer
Wettbewerber oder eine Expansion bereits vorhandener
Wettbewerber zu verhindern, dürfte der Lizenznehmer
bereit sein, seine Gewinne mit dem Lizenzgeber zu teilen.
Ein Lizenznehmer könnte also bereit sein, zur Wahrung
seiner Marktstellung für eine Exklusivlizenz mehr zu zah-
len als Dritte, die mit der Konkurrenz des Lizenznehmers
konfrontiert wären. Unter solchen Umständen ist es un-
wahrscheinlich, dass die Voraussetzungen des Artikels 81
Absatz 3 erfüllt sein können. Auch wenn die Zusammen-
legung zweier Technologien Effizienzgewinne brächte,
dürfte insbesondere die Exklusivität kaum unerlässlich
sein.

156. Im Falle einer wechselseitigen Exklusivlizenz-Verein-
barung zwischen Wettbewerbern besteht abgesehen von
einem möglichen Ausschluss anderer Lizenznehmer das
Risiko, dass sich der Technologienwettbewerb zwischen
den Parteien verringert. Würde es sich um eine nicht
ausschließliche Lizenz handeln, könnten die Parteien Li-
zenzen an Dritte vergeben, die dann eine neue Wett-
bewerbsquelle auf dem Markt bilden würden. Durch
ihre Exklusivvereinbarung stellen die Parteien sicher,
dass sie alleinige Anbieter der Produkte bleiben werden,
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die die lizenzierte Technologie enthalten. Solche Verein-
barungen fallen wahrscheinlich unter das Verbot des Ar-
tikels 81 Absatz 1, wenn die Parteien über eine erheb-
liche Marktmacht verfügen. Damit Artikel 81 Absatz 3
Anwendung findet, muss nachgewiesen werden, dass die
Lizenzen durch die Integration der betreffenden Tech-
nologien Effizienzvorteile zugunsten der Verbraucher
mit sich bringen und dass die Ausschließlichkeit hierfür
unerlässlich ist. Ausschließlichkeit gilt normalerweise nur
dann als unerlässlich, wenn erhebliche unwiederbring-
liche Aufwendungen erforderlich sind, um die lizenzierte
Technologie nutzen zu können. In diesem Fall können
die Risiken für die Lizenznehmer so hoch sein, dass sie
die Investitionen nur dann auf sich nehmen, wenn sie
eine Exklusivlizenz erhalten.

157. Bei Vereinbarungen zwischen Nicht-Wettbewerbern fallen
Exklusivlizenzen bis zu einem Marktanteil von 30 % un-
ter die Gruppenfreistellung. Oberhalb dieser Schwelle
dürften Exklusivlizenzen als solche kaum nennenswerte
Ausschlusswirkungen haben, es sei denn, es gibt nur
eine begrenzte Anzahl marktfähiger Technologien, von
denen die meisten auf der Basis einer Exklusivlizenz ge-
nutzt werden. Wenn zwei oder mehr Lizenzgeber in se-
paraten bilateralen Vereinbarungen Exklusivlizenzen an
denselben Lizenznehmer vergeben, sind die Ausschluss-
wirkungen gravierender, als wenn die Technologien an
verschiedene Lizenznehmer vergeben werden. Mehrere
Exklusivlizenzen an denselben Lizenznehmer können zu-
dem Absprachen zwischen den Lizenzgebern, die auf
demselben Technologiemarkt miteinander konkurrieren,
erleichtern. Lizenzgeber hätten so die Möglichkeit, sich
z. B. über die Lizenzgebühren abzustimmen. Eine solche
Abstimmung dürfte allerdings bei Lizenzvereinbarungen
schwieriger sein als bei Vertriebsvereinbarungen, wo mul-
tiple exklusive Vertriebsverhältnisse wettbewerbsrechtlich
größere Bedenken aufwerfen (57). Ausschließlichkeit kann
aber wie bei Vereinbarungen zwischen Wettbewerbern
erforderlich sein, um den Lizenznehmer dazu zu bewe-
gen, in die lizenzierte Technologie zu investieren; in die-
sem Fall können die Voraussetzungen des Artikels 81
Absatz 3 erfüllt sein. Muss der Lizenznehmer erhebliche
unwiederbringliche Investitionen auf sich nehmen, ist an-
zunehmen, dass die Voraussetzungen des Artikels 81 Ab-
satz 3 erfüllt sind, es sei denn, es gibt keine echte Alter-
native zur Technologie des Lizenzgebers auf dem Markt
oder der Lizenznehmer verfügt über Lizenzen für die
meisten verfügbaren Technologien.

158. Den Vertragsparteien im Rahmen einer Exklusivlizenz
auferlegte Verkaufsbeschränkungen werden weiter oben
in Abschnitt II.4 im Zusammenhang mit Artikel 4
GFTT sowie unter Randnr. 151 behandelt, soweit es
um Exklusivlizenzen zwischen Wettbewerbern geht. Hin-
sichtlich der Verkaufsbeschränkungen zwischen Nicht-
Wettbewerbern sei daran erinnert, dass sie in Artikel 4
Absatz 2 Buchstabe b) GFTT erfasst sind (siehe oben
Randnrn. 89 bis 95). Verkaufsbeschränkungen gelten
zwar grundsätzlich als Kernbeschränkungen, aber es
gibt eine Reihe wichtiger Ausnahmen.

159. Bei Vereinbarungen zwischen Nicht-Wettbewerbern fallen
Verkaufsbeschränkungen zwischen dem Lizenzgeber und
einzelnen Lizenznehmern bis zu einem bestimmten
Marktanteil unter die Gruppenfreistellung. Oberhalb die-
ses Marktanteils können Beschränkungen für aktive und
passive Verkäufe in Verkaufsgebiete oder an Kundenkrei-
se, die dem Lizenzgeber oder dem Lizenznehmer vor-
behalten sind, unter Artikel 81 Absatz 1 fallen. Dies
kann dann der Fall sein, wenn der Lizenzgeber über er-
hebliche Marktmacht verfügt oder wenn sich eine kumu-
lative Wirkung aus vergleichbaren Lizenzvereinbarungen
ergibt, an denen Lizenzgeber beteiligt sind, die gemein-
sam eine starke Marktstellung innehaben. Handelt es sich
jedoch bei den Parteien nicht um Wettbewerber und las-
sen objektive Anhaltspunkte darauf schließen, dass die
Lizenzvergabe ohne die Verkaufsbeschränkungen nicht
zustandekommen würde, fällt die Vereinbarung nicht un-
ter Artikel 81 Absatz 1. Das kann beispielsweise dann der
Fall sein, wenn der Lizenzgeber auf dem selben Produkt-
markt tätig ist wie der Lizenznehmer, der Lizenznehmer
ohne diese Lizenz aber nicht auf diesem Markt tätig sein
würde. Von Technologieinhabern ist in der Regel nicht
zu erwarten, dass sie sich Konkurrenz innerhalb ihres
eigenen Technologiebereichs schaffen.

160. Verkaufsbeschränkungen für den Lizenzgeber dürften, so-
fern sie unter Artikel 81 Absatz 1 fallen, die Vorausset-
zungen des Artikels 81 Absatz 3 erfüllen, es sei denn, es
gibt keine echten Alternativen zur Technologie des Li-
zenzgebers auf dem Markt oder der Lizenznehmer ver-
fügt über eine von Dritten erhaltene Lizenz für diese
alternativen Technologien. Solche Beschränkungen, und
insbesondere Beschränkungen für den aktiven Verkauf,
dürften unerlässlich sein, um den Lizenznehmer dazu
zu veranlassen, in Herstellung, Vermarktung und Vertrieb
der Produkte zu investieren, die die lizenzierte Technolo-
gie enthalten. Der Investitionsanreiz für den Lizenzneh-
mer dürfte erheblich geringer ausfallen, wenn er unmittel-
bar mit dem Lizenzgeber konkurrieren müsste, dessen
Produktionskosten nicht durch Lizenzgebühren belastet
sind, was sich nachteilig auf das Investitionsniveau aus-
wirken dürfte.

161. Im Verhältnis zwischen Lizenznehmern stellt die GFTT
Auflagen frei, die den aktiven Verkauf in Verkaufsgebiete
oder an Kundenkreise beschränken, die einem Lizenzneh-
mer vorbehalten sind. Oberhalb der Marktanteilsschwelle
behindern solche Beschränkungen den technologieinter-
nen Wettbewerb und dürften unter Artikel 81 Absatz 1
fallen, wenn der einzelne Lizenznehmer beträchtliche
Marktmacht besitzt. Sie können aber auch die Vorausset-
zungen des Artikels 81 Absatz 3 erfüllen, wenn sie er-
forderlich sind, um Trittbrettfahrer auszuschließen und
den Lizenznehmer dazu zu bewegen, in seinem Vertrags-
gebiet die für eine effiziente Nutzung der lizenzierten
Technologie notwendigen Investitionen vorzunehmen
und Verkaufsförderung für das lizenzierte Produkt zu
betreiben. Beschränkungen des passiven Verkaufs gelten
als Kernbeschränkung gemäß Artikel 4 Absatz 2 Buch-
stabe b) GFTT (vgl. oben Randnr. 92). Solche Beschrän-
kungen dürften kaum die Voraussetzungen des Artikels
81 Absatz 3 erfüllen.
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162. Wechselseitige Exklusivlizenzvereinbarungen geben An-
lass zu besonderer Sorge, wenn das so entstandene Tech-
nologiepaket de facto einen Industriestandard schafft, auf
den Dritte Zugriff erhalten müssen, um effektiv auf dem
Markt konkurrieren zu können. In diesen Fällen führt die
Vereinbarung zu einem den Parteien vorbehaltenen In-
dustriestandard. Die Kommission wird solche Verein-
barungen nach denselben Grundsätzen bewerten wie
Technologiepools (siehe unten Abschnitt 4). In der Regel
wird verlangt, dass Technologien, die der betreffenden
Norm zugrunde liegen, zu akzeptablen Bedingungen an
Dritte lizenziert werden (58). Stehen die Vertragsparteien
auf einem Produktmarkt mit Dritten im Wettbewerb und
betreffen die Lizenzvereinbarungen diesen Markt, haben
Exklusivvereinbarungen zwischen den Parteien in der Re-
gel erhebliche Ausschlusseffekte zur Folge. Diese wett-
bewerbsschädlichen Auswirkungen können nur vermie-
den werden, wenn auch Dritte Lizenzen erhalten. Wenn
die lizenzierte Technologie den Vertragsparteien gestattet,
einen neuen Markt zu schaffen, auf dem also die mit
dieser Technologie hergestellten Produkte nicht mit den
bereits vorhandenen Erzeugnissen konkurrieren, werden
Exklusivlizenzvereinbarungen wie andere Lizenzverein-
barungen behandelt. Beschränkungen für Parteien, die Li-
zenzen für ihre eigene Technologie vergeben, können
unter Artikel 81 fallen, aber in der Regel werden die
Parteien nicht verpflichtet sein, eine Lizenz für das ge-
samte Paket gemeinsam an Dritte zu vergeben.

2.3 Produktionsbeschränkungen

163. Produktionsbeschränkungen in Lizenzvereinbarungen
zwischen Wettbewerbern gelten gemäß Artikel 4 Absatz
1 Buchstabe b) GFTT als Kernbeschränkungen mit Aus-
nahme der dem Lizenznehmer auferlegten nichtwechsel-
seitigen Produktionsbeschränkungen. Letztere gelten zwar
nicht als Kernbeschränkungen, werden aber im Wege der
Voraussetzungen von der Gruppenfreistellung aus-
geschlossen (vgl. Artikel 5 Absatz 2 GFTT bzw. weiter
oben Randnrn. 79 und 104). Produktionsbeschränkungen
für den Lizenznehmer können den Wettbewerb ein-
schränken, wenn der Lizenznehmer eine nicht unerheb-
liche Marktstellung innehat und die Vereinbarung eine
tatsächliche Begrenzung der Gesamtproduktion des Li-
zenznehmers beinhaltet. In diesem Fall schränkt die Ver-
einbarung den Wettbewerb, der zuvor bestanden hat,
spürbar ein. Bei der Bewertung muss die Mengen-
beschränkung mit der Produktionsmenge des Lizenzneh-
mers und dem prognostizierten Marktwachstum vor Ab-
schluss der Vereinbarung verglichen werden. Ferner muss
berücksichtigt werden, inwieweit der Lizenznehmer völlig
auf die Technologie des Lizenzgebers umstellt bzw. ob er
weiterhin seine eigene Technologie in eigener Regie wei-
terführt.

164. Nichtwechselseitige Produktionsbeschränkungen in Ver-
einbarungen zwischen Wettbewerbern können aber
auch wettbewerbsfördernde Wirkungen haben. Insbeson-
dere können sie notwendig sein, um Lizenzgeber zu ver-
anlassen, ihre Technologie so weit wie möglich zu ver-
breiten. So kann etwa ein Lizenzgeber abgeneigt sein,

seinen Mitwettbewerbern Lizenzen zu erteilen, wenn er
diese nicht auf eine bestimmte Produktionsstätte mit ei-
ner bestimmten Kapazität beschränken darf (Standortli-
zenz). Wo eine Lizenzvereinbarung zu einer echten Inte-
gration von sich ergänzenden Betriebsanlagen führt, kön-
nen die Produktionsbeschränkungen für den Lizenzneh-
mer die Voraussetzungen des Artikels 81 Absatz 3 erfül-
len. Dies ist aber kaum der Fall, wenn die Parteien be-
trächtliche Marktmacht besitzen und die Vereinbarung zu
einer echten Beschränkung der Produktion des Lizenz-
nehmers führt.

165. Für Produktionsbeschränkungen in Lizenzvereinbarungen
zwischen Nicht-Wettbewerbern gilt die Gruppenfreistel-
lung bis zu einem Marktanteil von 30 %, vorausgesetzt,
der Lizenzgeber ist nicht verpflichtet, die Produktion an-
derer Lizenznehmer oder die Gesamtproduktion sämtli-
cher Lizenznehmer zu beschränken. Ist dies der Fall, wird
in der Regel davon ausgegangen, dass mit der Verein-
barung eine abgestimmte Verhaltensweise umgesetzt
wird, die auf eine Produktionsbeschränkung auf Ebene
der Lizenznehmer gerichtet ist.

166. Bei Produktionsbeschränkungen in Lizenzvereinbarungen
zwischen Nicht-Wettbewerbern ergibt sich die größte Ge-
fahr für den Wettbewerb aus einem verringerten tech-
nologieinternen Wettbewerb zwischen Lizenznehmern.
Das Gewicht dieser wettbewerbsschädlichen Wirkungen
hängt von der Marktstellung des Lizenzgebers und der
Lizenznehmer sowie davon ab, inwieweit die Produkti-
onsbeschränkung eine echte Beschränkung des individu-
ellen Absatzes der Lizenznehmer darstellt.

167. Produktionsbeschränkungen können auch genutzt wer-
den, um eine Aufteilung der Märkte zu erleichtern und
den Gebietsschutz über die in der GFTT und in diesen
Leitlinien gestatteten Grenzen hinaus auszudehnen. Aller-
dings wird die Kommission nicht davon ausgehen, dass
quantitative Beschränkungen bereits als solche diesem
Zweck dienen. Anders ist die Lage, wenn Mengen-
beschränkungen benutzt werden, um eine zugrunde lie-
gende Marktaufteilungsvereinbarung umzusetzen. Hin-
weise darauf sind die Anpassung der Mengen im Laufe
der Zeit, um lediglich eine lokale Nachfrage zu decken,
gestaffelte Lizenzgebühren entsprechend dem Bestim-
mungsort der Produkte, und die Überwachung des Be-
stimmungsortes der Produkte, die von den einzelnen Li-
zenznehmern verkauft werden.

168. Wo Produktionsbeschränkungen mit exklusiven Vertrags-
gebieten oder Kundenkreisen kombiniert werden, verstär-
ken sich die beschränkenden Wirkungen. Die Kombina-
tion beider Arten von Beschränkungen lassen es als wahr-
scheinlicher erscheinen, dass eine Vereinbarung dazu
dient, Märkte aufzuteilen.
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169. Produktionsbeschränkungen für Lizenznehmer können
aber auch wettbewerbsfördernde Folgen haben, indem
sie die Verbreitung von Technologien fördern. Als Tech-
nologieanbieter sollte der Lizenzgeber in der Regel
ebenso wie Anbieter materieller Güter die Freiheit haben
zu entscheiden, wie viel er verkauft. Da geistiges Eigen-
tum entweder in den Produktionsprozess oder aber in das
Produkt einfließt, legt ein Lizenzgeber seinen Umsatz fest,
indem er den Einsatz der lizenzierten Technologie durch
den Lizenznehmer auf eine bestimmte Anzahl von Ar-
beitsvorgängen oder ein bestimmtes Produktionsvolumen
begrenzt. Wenn der Lizenzgeber den Output des Lizenz-
nehmers nicht bestimmen könnte, würden viele Lizenz-
vereinbarungen gar nicht erst geschlossen, was negative
Folgen für die Verbreitung der neuen Technologie hätte.
Dies dürfte vor allem dann der Fall sein, wenn der Li-
zenzgeber auch Hersteller ist, da in diesem Fall der Out-
put der Lizenznehmer seinen Weg zurück in das Haupt-
gebiet des Lizenzgebers finden könnte und somit unmit-
telbare Folgen für dessen Aktivitäten hätte. Andererseits
ist es weniger wahrscheinlich, dass Produktionsbeschrän-
kungen notwendig sind, um eine Verbreitung der Tech-
nologie des Lizenzgebers zu gewährleisten, wenn sie mit
Verkaufsbeschränkungen für den Lizenznehmer verbun-
den sind, die es ihm verbieten, in Gebieten oder an Kun-
denkreise zu verkaufen, die sich der Lizenzgeber vor-
behält.

2.4 Nutzungsbeschränkungen

170. Bei einer Nutzungsbeschränkung wird eine Lizenz entwe-
der auf einen oder mehrere technische Anwendungsberei-
che oder auf einen oder mehrere Produktmärkte be-
schränkt. Es gibt viele Fälle, in denen dieselbe Technolo-
gie für die Herstellung ganz unterschiedlicher Produkte
verwendet werden oder in Produkte einfließen kann, die
zu unterschiedlichen Produktmärkten gehören. Eine neue
Gießtechnik kann beispielsweise zur Herstellung von
Kunststoff-Flaschen und -Gläsern genutzt werden, die
nicht den gleichen Produktmärkten zuzurechnen sind.
Inwieweit die mittels der Lizenztechnologie hergestellten
Erzeugnisse unterschiedlichen Produktmärkten angehö-
ren, ist von entscheidender Bedeutung. Eine Beschrän-
kung für den Lizenznehmer, die darauf beruht, wie die
betreffenden Vertragsprodukte vom Käufer genutzt wer-
den, fällt nicht in den Bereich der Nutzungsbeschränkun-
gen im Sinne dieser Leitlinien. Eine solche Beschränkung
betrifft den Kundenkreis. Als Beispiel seien genannt Li-
zenzvereinbarungen, bei denen der eine Lizenznehmer
die Erlaubnis erhält, Getriebe für Fahrzeuge herzustellen,
um sie in Fahrzeuge mit vier oder weniger Zylindern
einzubauen, während einem anderen Lizenznehmer ge-
stattet wird, dieselben Getriebe für den Einbau in Fahr-
zeugen herzustellen, die Motoren mit mehr als vier Zy-
lindern aufweisen; eine solche Regelung führt zu einer
Aufteilung der Kunden auf die Lizenznehmer und wird
nicht als Nutzungsbeschränkung behandelt. Beschränkun-
gen des Kundenkreises sind in Artikel 4 Absatz 1 Buch-
stabe c) und Absatz 2 Buchstabe b) GFTT geregelt (vgl.
Randnrn. 80 und 89 bis 95).

171. Wechselseitige und nicht wechselseitige Beschränkungen
des Anwendungsbereichs in Lizenzvereinbarungen unter

Wettbewerbern gelten gemäß Artikel 4 Absatz 1 Buch-
stabe c) GFTT (siehe oben Randnr. 82) als Kernbeschrän-
kungen. Nutzungsbeschränkungen im Sinne von Artikel
4 Absatz 1 Buchstabe c) GFTT fallen unter Artikel 81
Absatz 1 und dürften kaum die Voraussetzungen von
Artikel 81 Absatz 3 erfüllen, insbesondere nicht bezüg-
lich ihrer Unerlässlichkeit.

172. Dem Lizenznehmer auferlegte Nutzungsbeschränkungen
in nicht wechselseitigen Lizenzvereinbarungen unter
Wettbewerbern fallen bis zu einem Marktanteil von
20 % unter die Gruppenfreistellung. Der wichtigste wett-
bewerbsrechtliche Einwand gegen solche Beschränkungen
liegt in der Gefahr, dass der Lizenznehmer innerhalb des
betreffenden Anwendungsbereiches als Wettbewerber
ausfällt. Das gilt insbesondere dann, wenn die auf die
Nutzung der Lizenztechnologie zugeschnittene Produkti-
onsanlage des Lizenznehmers auch zur Herstellung von
Erzeugnissen verwendet wird, die von der Beschränkung
des Anwendungsbereiches erfasst werden. Falls die Ver-
einbarung die Fähigkeit des Lizenznehmers, im vom Li-
zenzgeber beschränkten Anwendungsbereich seine eigene
Technologie zu nutzen, beeinträchtigen dürfte oder be-
reits beeinträchtigt hat und ihn zur Verringerung seiner
Produktion zwingt, schränkt sie den Wettbewerb ein, der
ohne ihr Zustandekommen existiert hätte. In diesem Fall
wird die Vereinbarung wahrscheinlich von Artikel 81
Absatz 1 erfasst, ohne die Voraussetzungen nach Artikel
81 Absatz 3 zu erfüllen, da die Abnehmer der Produkte
des betroffenen Anwendungsbereichs voraussichtlich
nicht angemessen am entstehenden Gewinn beteiligt wer-
den (59). Sollte eine solche Vereinbarung unter die Grup-
penfreistellung fallen, wird diese wahrscheinlich entzo-
gen.

173. Nutzungsbeschränkungen in Vereinbarungen zwischen
Nicht-Wettbewerbern, bei denen sich der Lizenzgeber ei-
nen oder mehrere Produktmärkte oder technische An-
wendungsbereiche vorbehält, sind im Allgemeinen entwe-
der nicht wettbewerbsschädlich oder effizienzsteigernd.
Sie fördern die Verbreitung neuer und wertvoller Tech-
nologie, indem sie dem Lizenzgeber einen Anreiz zur
Vergabe von Lizenzen für die Nutzung der Technologie
in Bereichen geben, in denen er die Technologie nicht
selbst einsetzen will. Wenn der Lizenzgeber nicht verhin-
dern könnte, dass Lizenznehmer in Bereichen tätig sind,
in denen er selbst die Technologie verwendet, würde ihn
dies daran hindern, Lizenzen zu vergeben.

174. Der Lizenzgeber hat in der Regel auch das Recht, ver-
schiedenen Lizenznehmern Lizenzen zu erteilen, die je-
weils auf einen oder mehrere Anwendungsbereiche be-
schränkt sind. Sofern die entsprechenden Produkte zu
verschiedenen Produktmärkten gehören (siehe oben
Randnr. 170), haben solche Beschränkungen keine Zu-
weisung von Kunden oder Gebieten zur Folge. Wenn
sie aber mit Ausschließlichkeitsrechten kombiniert wer-
den, z. B. mit einer Verpflichtung für den Lizenzgeber,
innerhalb eines bestimmten Anwendungsbereichs keine
anderen Lizenzen zu vergeben, schränken solche Bestim-
mungen den technologieinternen Wettbewerb zwischen
Lizenznehmern auf dieselbe Weise ein wie eine Exklusiv-
lizenz und werden in gleicher Weise beurteilt (siehe oben
Abschnitt 2.2).
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2.5 Beschränkung auf den Eigenbedarf

175. Die Beschränkung auf den Eigenbedarf kann als Auflage
für den Lizenznehmer definiert werden, seine Herstellung
des lizenzierten Produkts auf solche Mengen zu beschrän-
ken, die für die Herstellung, Wartung und Reparatur sei-
ner eigenen Produkte erforderlich sind. Das heißt, diese
Art von Beschränkung erfolgt in Form einer Verpflich-
tung für den Lizenznehmer, die Produkte, in die die li-
zenzierte Technologie eingeflossen ist, lediglich als Input
für seine eigene Produktion zu benutzen, sie aber nicht
an andere Hersteller für deren Produktion zu verkaufen.

176. Für Beschränkungen auf den Eigenbedarf gilt die Grup-
penfreistellung bis zu einem Marktanteil von 20 % bzw.
30 %. Oberhalb dieses Bereichs muss geprüft werden,
welche wettbewerbsfördernden und wettbewerbsschädli-
chen Wirkungen diese Beschränkungen haben. Hierzu
muss zwischen Vereinbarungen zwischen Nicht-Wett-
bewerbern und Vereinbarungen zwischen Wettbewerbern
unterschieden werden.

177. Bei Lizenzvereinbarungen zwischen Wettbewerbern hin-
dert eine Beschränkung, die dem Lizenznehmer lediglich
gestattet, die Lizenz für die Verwendung in seinen eige-
nen Produkten zu nutzen, den Lizenznehmer daran, als
Zulieferer für Dritte aufzutreten. Wenn der Lizenznehmer
vor Abschluss der Vereinbarung kein tatsächlicher oder
aussichtsreicher potenzieller Zulieferer für andere Herstel-
ler war, bedeutet die Beschränkung auf den Eigenbedarf
keine Veränderung gegenüber der früheren Situation. In
diesem Fall wird die Beschränkung ebenso behandelt wie
bei Vereinbarungen zwischen Nicht-Wettbewerbern.
Wenn der Lizenznehmer hingegen ein tatsächlicher
oder potenzieller Zulieferer ist, wird der Wettbewerb,
der vor der Vereinbarung bestand, durch die Verein-
barung eingeschränkt, so dass die Vereinbarung erhebli-
che negative Auswirkungen auf den Markt haben kann.
Eine Beschränkung auf den Eigenbedarf zwischen kon-
kurrierenden Zulieferern kann dazu führen, dass die
Märkte zwischen ihnen aufgeteilt werden, insbesondere
bei einer wechselseitigen Lizenzvereinbarung, die eine
entsprechende Klausel enthält. Wird darüber hinaus nicht
nur die Verwendung der lizenzierten Technologie be-
schränkt, sondern auch die Verwendung der eigenen
Technologie des Lizenznehmers, so läuft dies auf eine
Kernbeschränkung gemäß Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe
c) GFTT hinaus.

178. Bei Lizenzvereinbarungen zwischen Nicht-Wettbewerbern
können sich aus den Beschränkungen auf den Eigenbe-
darf zwei Gefahren für den Wettbewerb ergeben: a) eine
Beschränkung des technologieinternen Wettbewerbs auf
dem Markt für die Lieferung von Einsatzmitteln und b)
ein Ausschluss der Arbitrage zwischen Lizenznehmern,
was dem Lizenzgeber mehr Möglichkeiten gibt, von den
Lizenznehmern unterschiedliche Lizenzgebühren zu for-
dern.

179. Beschränkungen auf den Eigenbedarf können aber auch
eine wettbewerbssteigernde Lizenzvergabe fördern. Wenn

der Lizenzgeber Zulieferer ist, kann eine solche Beschrän-
kung erforderlich sein, um eine Verbreitung der Tech-
nologie zu ermöglichen. Wo aufgrund objektiver Fak-
toren bei Fehlen einer solchen Beschränkung der Lizenz-
geber wahrscheinlich keine Lizenz vergeben würde, weil
er sich damit auf dem Zuliefermarkt Konkurrenten schaf-
fen würde, gilt für die Beschränkung gerade nicht Artikel
81 Absatz 1. Dies setzt allerdings voraus, dass der Lizenz-
nehmer nicht daran gehindert wird, die lizenzierten Pro-
dukte als Ersatzteile für seine eigenen Erzeugnisse zu ver-
kaufen. Der Lizenznehmer muss in der Lage sein, den
Ersatzteilemarkt zu bedienen, darunter auch unabhängige
Dienstleistungsunternehmen, die Erzeugnisse des Lizenz-
nehmers warten und reparieren.

180. Wenn der Lizenzgeber auf dem relevanten Markt nicht
als Zulieferer vertreten ist, gelten die vorgenannten
Gründe für eine Beschränkung auf den Eigenbedarf nicht,
weil in solchen Fällen eine Verbreitung der Technologie
gefördert werden könnte, indem sichergestellt wird, dass
die Lizenznehmer nicht an Hersteller weiterverkaufen, die
mit dem Lizenzgeber auf anderen Märkten im Wett-
bewerb stehen. Die einschränkende Auflage für den Li-
zenznehmer, nicht an bestimmte Kundenkreise zu ver-
kaufen, die dem Lizenzgeber vorbehalten sind, bildet je-
doch in der Regel eine weniger beschränkende Alternati-
ve. Folglich ist in solchen Fällen eine Beschränkung auf
den Eigenbedarf zugunsten einer Verbreitung der Tech-
nologie in der Regel nicht notwendig.

181. Beschränkungen auf den Eigenbedarf können eine Lizenz-
vergabe auch deshalb fördern, weil sie dem Lizenzgeber
gestatten, die Zahlung der Lizenzgebühren besser zu
überwachen. Eine Überwachung kann einfacher sein,
wenn die Gebühren pro Erzeugnis berechnet werden,
das die auf der Grundlage der lizenzierten Technologie
hergestellten Einsatzgüter enthält. Wenn der Lizenzgeber
jedoch über eine beträchtliche Marktmacht verfügt, dürfte
ein solcher Effizienzgewinn kaum die wettbewerbsschäd-
lichen Wirkungen aufwiegen.

2.6 Kopplungsvereinbarungen

182. Kopplungsvereinbarungen liegen dann vor, wenn der Li-
zenzgeber dem Lizenznehmer bei der Vergabe einer
Technologielizenz (dem Kopplungsprodukt) zur Bedin-
gung macht, auch die Lizenz für eine andere Technologie
oder ein Produkt des Lizenzgebers oder ein anderes von
ihm bezeichnetes Produkt (das gekoppelte Produkt) zu
erwerben. Kopplungsvereinbarungen liegen nicht vor,
wenn sich das Kopplungsprodukt nicht vom gekoppelten
Produkt unterscheiden lässt. Technologien oder Produkte
werden als unterschiedlich betrachtet, wenn sie bei feh-
lender Kopplung aus der Sicht des Lizenznehmers bzw.
Käufers zu unterschiedlichen Märkten gehören. Dies ist in
der Regel dann nicht der Fall, wenn die Technologien
oder Produkte in der Weise miteinander verbunden sind,
dass die lizenzierte Technologie ohne das gekoppelte Pro-
dukt nicht genutzt werden kann.
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183. Kopplungsvereinbarungen zwischen Wettbewerbern sind
bis zu einem Marktanteil von 20 % Vereinbarungen zwi-
schen Nicht-Wettbewerbern bis zu einem Marktanteil von
30 % in die Gruppenfreistellung einbezogen. Oberhalb
dieser Marktanteile müssen die wettbewerbsschädlichen
und wettbewerbsfördernden Wirkungen der Kopplung
gegeneinander abgewogen werden.

184. Wenn der Lizenzgeber eine starke Marktstellung auf dem
Markt für das gekoppelte Produkt, aber nicht auf dem
Markt für das Kopplungsprodukt innehat, wird die Be-
schränkung als Wettbewerbsverbot oder Mengenvorgabe
eingestuft. Damit wird zum Ausdruck gebracht, dass jedes
Wettbewerbsproblem seinen Ursprung auf dem Markt für
das gekoppelte Produkt und nicht für das Kopplungspro-
dukt hat (60). Artikel 3 GFTT, der die Anwendung der
Gruppenfreistellung von der Höhe der Marktanteile ab-
hängig macht, stellt sicher, dass Vereinbarungen oberhalb
des Schwellenwerts von 20 % bzw. 30 % von der Grup-
penfreistellung ausgenommen sind. Die Marktanteils-
schwellen gelten für jeden relevanten Technologie- oder
Produktmarkt einschließlich der Märkte der gekoppelten
Produkte.

185. Die wichtigste beschränkende Wirkung der Kopplung ist
der Ausschluss von Konkurrenzunternehmen. Kopplungs-
vereinbarungen können es dem Lizenzgeber aber auch
ermöglichen, die Lizenzgebühren zu erhöhen, und zwar
insbesondere dann, wenn Kopplungsprodukt und gekop-
peltes Produkt teilweise substituierbar sind und beide Pro-
dukte nicht in einem festen Verhältnis zueinander ver-
wendet werden. Die Kopplung hindert den Lizenznehmer
daran, angesichts höherer Lizenzgebühren für das Kopp-
lungsprodukt zur Verwendung anderer Einsatzmittel
überzugehen. Diese Wettbewerbsbedenken gelten unab-
hängig davon, ob die Vertragsparteien Wettbewerber
sind oder nicht. Damit eine Kopplung wettbewerbsschäd-
liche Wirkungen hat, muss der Lizenzgeber auf dem
Markt für das Kopplungsprodukt über eine hinreichend
starke Stellung verfügen, um den Wettbewerb bei dem
gekoppelten Produkt einschränken zu können. Bei man-
gelnder Marktmacht in Bezug auf das Kopplungsprodukt
kann der Lizenzgeber seine Technologie nicht für das den
Wettbewerb verhindernde Ziel einsetzen, Lieferanten von
gekoppelten Produkten vom Markt fernzuhalten. Darüber
hinaus muss die Kopplung wie im Falle eines Wett-
bewerbsverbots einen bestimmten Anteil auf dem Markt
des gekoppelten Produkts abdecken, um Abschottungs-
effekte zu bewirken.

186. Kopplungsvereinbarungen können auch zu Effizienzge-
winnen führen. Dies ist etwa dann der Fall, wenn das
gekoppelte Produkt notwendig ist, um eine technisch be-
friedigende Anwendung der lizenzierten Technologie zu
erzielen, oder um zu gewährleisten, dass die Produktion
auf der Grundlage der Lizenz den Qualitätsstandards ent-
spricht, die vom Lizenzgeber und anderen Lizenzneh-
mern eingehalten werden. Hier liegt in der Regel entwe-
der keine Wettbewerbsbeschränkung vor oder die Kopp-
lungsklausel erfüllt die Voraussetzungen des Artikels 81
Absatz 3. Wenn die Lizenznehmer das Markenzeichen

des Lizenzgebers verwenden oder es für die Verbraucher
offensichtlich ist, dass zwischen dem Produkt, in das die
lizenzierte Technologie eingegangen ist, und dem Lizenz-
geber eine Verbindung besteht, hat der Lizenzgeber ein
legitimes Interesse daran, dass die Qualität der Produkte
so beschaffen ist, dass sie den Wert seiner Technologie
oder seine Reputation auf dem Markt nicht gefährdet. Wo
ferner den Verbrauchern bekannt ist, dass Lizenznehmer
(und Lizenzgeber) auf der Grundlage derselben Technolo-
gie produzieren, dürften Lizenznehmer kaum bereit sein,
eine Lizenz zu erwerben, solange die Technologie nicht
von allen in einer technisch befriedigenden Form genutzt
wird.

187. Kopplungsvereinbarungen können auch wettbewerbsför-
dernd sein, wenn das gekoppelte Produkt es dem Lizenz-
nehmer gestattet, die lizenzierte Technologie erheblich
effizienter als andere vorhandene Alternativen zu nutzen.
Wenn etwa der Lizenzgeber eine Lizenz für eine beson-
dere Verfahrenstechnik vergibt, können die Vertragspar-
teien vereinbaren, dass der Lizenznehmer vom Lizenz-
geber Katalysatoren erwirbt, die entwickelt wurden, um
sie mit der lizenzierten Technologie zu verwenden und
die gestatten, diese Technologie effizienter zu nutzen als
im Falle anderer Katalysatoren. Fällt die Beschränkung in
solchen Fällen unter Artikel 81 Absatz 1, dürften die
Voraussetzungen des Artikels 81 Absatz 3 auch oberhalb
der Marktanteilsschwellen erfüllt sein.

2.7 Wettbewerbsverbote

188. Wettbewerbsverbote im Zusammenhang mit Technolo-
gielizenzen stellen sich als Auflagen für den Lizenzneh-
mer dar, keine fremden Technologien zu verwenden, die
mit der lizenzierten Technologie im Wettbewerb stehen.
Sofern ein Wettbewerbsverbot ein Produkt oder eine Zu-
satztechnologie des Lizenzgebers betrifft, wird es im vo-
rangehenden Abschnitt über Kopplungsvereinbarungen
behandelt.

189. Die GFTT stellt Wettbewerbsverbote frei, wenn es sich
um Vereinbarungen zwischen Wettbewerbern oder zwi-
schen Nicht-Wettbewerbern mit Marktanteilsgrenzen von
20 % bzw. 30 % handelt.

190. Die größte Gefahr für den Wettbewerb besteht bei Wett-
bewerbsverboten darin, dass fremde Technologien vom
Markt ferngehalten werden. Wettbewerbsverbote können
ferner Absprachen zwischen Lizenzgebern im Falle von
kumulativen Anwendungen erleichtern. Dadurch, dass
konkurrierende Technologien vom Markt ferngehalten
werden, verringert sich sowohl der Wettbewerbsdruck
auf die Lizenzgebühren, die vom Lizenzgeber erhoben
werden, als auch der Wettbewerb zwischen den markt-
beherrschenden Technologien, weil die Möglichkeiten der
Lizenznehmer beschnitten werden, auf andere Technolo-
gien überzuwechseln. Da das Hauptproblem in beiden
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Fällen die Abschottung ist, können Vereinbarungen zwi-
schen Wettbewerbern und Nicht-Wettbewerbern in der
Regel auf die gleiche Weise beurteilt werden. Bei einer
wechselseitigen Lizenzvereinbarung zwischen Wettbewer-
bern, bei der beide Parteien vereinbaren, keine Technolo-
gie von Dritten zu verwenden, kann die Vereinbarung
jedoch Absprachen auf dem Produktmarkt erleichtern,
weshalb eine niedrigere Marktanteilsschwelle von 20 %
gerechtfertigt erscheint.

191. Eine Abschottung kann vorliegen, wenn ein erheblicher
Teil der potenziellen Lizenznehmer bereits an einen oder
— im Falle von kumulativen Wirkungen — an mehrere
Technologielieferanten gebunden ist und daran gehindert
wird, konkurrierende Technologien zu nutzen. Abschot-
tungseffekte können sich auch aus Vereinbarungen erge-
ben, die von einem Lizenzgeber geschlossen worden sind,
der über eine starke Marktstellung verfügt, oder aus der
kumulativen Wirkung von Vereinbarungen, die verschie-
dene Lizenzgeber geschlossen haben, selbst wenn die
GFTT für jede einzelne Vereinbarung oder das Netz von
Vereinbarungen gilt. In diesem Fall aber dürfte sich ein
schwerwiegender kumulativer Effekt kaum ergeben, so-
lange weniger als 50 % des Marktes gebunden sind. Ober-
halb dieser Schwelle dürften erhebliche Abschottungs-
effekte auftreten, wenn für neue Lizenznehmer relativ
hohe Zutrittshindernisse bestehen. Sind die Marktzutritts-
schranken niedrig, können neue Lizenznehmer in den
Markt eintreten und wirtschaftlich attraktive Technolo-
gien nutzen, die sich in Händen Dritter befinden; damit
besteht eine echte Alternative zu den etablierten Lizenz-
nehmern. Um die tatsächlichen Möglichkeiten für den
Eintritt und die Marktausdehnung von Dritten beurteilen
zu können, muss auch beachtet werden, in welchem Um-
fang Vertriebshändler durch Wettbewerbsverbote an Li-
zenznehmer gebunden sind. Fremde Technologien haben
nur dann eine reelle Chance, auf dem Markt Fuß zu
fassen, wenn sie Zugang zu den notwendigen Produkti-
ons- und Vertriebseinrichtungen haben. Der Markteintritt
hängt somit nicht nur von den vorhandenen Lizenzneh-
mern ab, sondern auch davon, welchen Zugang sie zum
Vertrieb haben. Bei der Beurteilung der Abschottungswir-
kungen auf der Vertriebsebene wird die Kommission den
analytischen Rahmen zugrunde legen, der in Abschnitt
IV.2.1 der Leitlinien über vertikale Beschränkungen dar-
gestellt ist (61).

192. Wenn ein Lizenzgeber über eine starke Marktstellung
verfügt, kann die Auflage für Lizenznehmer, Technologie
ausschließlich vom Lizenzgeber zu beziehen, zu spür-
baren Abschottungseffekten führen. Je stärker die Markt-
stellung des Lizenzgebers, desto größer die Gefahr, dass
konkurrierende Technologien vom Markt ausgeschlossen
werden. Damit nennenswerte Abschottungseffekte eintre-
ten, brauchen Wettbewerbsverbote nicht notwendiger-
weise für einen erheblichen Teil des Marktes zu gelten.
Selbst wenn kein Marktanteil vorhanden ist, können sich
beträchtliche Abschottungswirkungen ergeben, wenn sich
Wettbewerbsverbote gegen Unternehmen richten, die am
ehesten Lizenzen für konkurrierende Technologien ver-
geben würden. Die Gefahr der Abschottung ist besonders
hoch, wenn es nur eine begrenzte Anzahl potenzieller
Lizenznehmer gibt und die Lizenzvereinbarung eine
Technologie betrifft, die von den Lizenznehmern zur Her-
stellung von Einsatzmitteln für den Eigenbedarf genutzt
wird. Die Marktnachfrage beschränkt sich in diesem Fall

auf die Lizenznehmer. Eine Abschottung des Marktes ist
weniger wahrscheinlich, wenn die Technologie zur Her-
stellung eines Produkts eingesetzt wird, das für Dritte
bestimmt ist, da die Beschränkung in diesem Fall nur
Produktionskapazitäten bindet, nicht aber die Nachfrage
nach dem Produkt, das die lizenzierte Technologie ent-
hält. Für den Markteintritt benötigen die Lizenzgeber in
letzterem Fall lediglich Zugang zu Lizenznehmern mit
geeigneten Produktionskapazitäten. Einem Lizenzgeber
dürfte es kaum möglich sein, Wettbewerbern den Zugang
zu leistungsfähigen Lizenznehmern zu verwehren, indem
er seinen Lizenznehmern Wettbewerbsverbote auferlegt,
es sei denn, es gibt nur wenige Unternehmen, die über
geeignete Anlagen verfügen oder in der Lage sind, solche
Anlagen zu erwerben, die für den Erwerb einer Lizenz
erforderlich sind.

193. Wettbewerbsverbote können auch wettbewerbsfördernde
Wirkungen haben. Erstens können solche Auflagen die
Verbreitung der Technologie fördern, indem sie das Ri-
siko für eine unrechtmäßige Nutzung der lizenzierten
Technologie, insbesondere des Know-hows, senken.
Wenn ein Lizenznehmer das Recht hat, von Dritten Li-
zenzen für konkurrierende Technologien zu erwerben,
besteht das Risiko, dass vor allem lizenziertes Know-how
beim Einsatz konkurrierender Technologien benutzt wird
und somit den Wettbewerbern zugute kommt. Wenn ein
Lizenznehmer auch konkurrierende Technologien nutzt,
macht dies in der Regel eine Überwachung der Lizenz-
gebühren schwieriger und kann als Hemmnis für die Li-
zenzvergabe wirken.

194. Zweitens können Wettbewerbsverbote notwendig sein,
um dem Lizenznehmer Anreize zu bieten, Investitionen
in die lizenzierte Technologie zu tätigen und sie effektiv
zu nutzen. Häufig reicht es für diesen Zweck in denjeni-
gen Fällen, in denen die Vereinbarung unter Artikel 81
Absatz 1 fällt, jedoch aus, Mindestproduktionsvorgaben
oder Lizenzgebühren festzulegen, was in der Regel weni-
ger geeignet ist, konkurrierende Technologien aus-
zuschließen.

195. Drittens können in Fällen, in denen sich der Lizenzgeber
zu erheblichen kundenspezifischen Investitionen ver-
pflichtet, zum Beispiel in die Ausbildung sowie in die
Anpassung der lizenzierten Technologie an die Bedürf-
nisse des Lizenznehmers, entweder Wettbewerbsverbote
oder alternativ dazu Mindestproduktionsvorgaben oder
Mindestlizenzgebühren notwendig sein, um den Lizenz-
geber zu veranlassen, diese Investitionen zu tätigen, und
Sperrprobleme zu vermeiden. In der Regel kann der Li-
zenzgeber jedoch für solche Investitionen direkt eine Pau-
schalsumme in Rechnung stellen, d. h. es gibt Alternati-
ven, die weniger einschränkend sind als Wettbewerbsver-
bote.

3. Anspruchsregelungs- und Anspruchsverzichtverein-
barungen

196. In Technologietransfer-Vereinbarungen überträgt der Li-
zenzgeber dem Lizenznehmer seine Technologie zur Ver-
wertung. In einigen Wirtschaftszweigen kommt ihnen
aber auch zunehmend die Rolle zu, Konflikte zu regeln
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oder zu vermeiden, dass eine Partei ihre geistigen Eigen-
tumsrechte dazu nutzt, die andere Partei an der Nutzung
ihrer eigenen Technologie zu hindern. Die wechselseitige
Lizenzvergabe im Rahmen von Anspruchsregelungs- und
-verzichtvereinbarungen schränkt nicht schon an sich den
Wettbewerb ein, da sie einen anschließenden Wettbewerb
zwischen den Parteien erlauben. Aber die einzelnen Be-
dingungen dieser Vereinbarungen können unter Artikel
81 Absatz 1 fallen.

197. Vereinbarungen, die den Parteien Beschränkungen bezüg-
lich der Verwendung ihrer eigenen Technologien, ein-
schließlich der Lizenzvergabe an Dritte, auferlegen, dürf-
ten unter Artikel 81 Absatz 1 fallen. Selbst wenn die
Parteien wegen einer zweiseitigen Sperrposition (Randnr.
24) dazu verurteilt sind, nicht miteinander zu konkurrie-
ren, dürfte eine solche Einschränkung voraussichtlich un-
ter Art. 81 Abs. 1 fallen, da sie nicht objektiv notwendig
ist (Randnr. 13). Darüber hinaus dürften solche Verein-
barungen kaum die Voraussetzungen des Artikels 81 Ab-
satz 3 erfüllen. Der größte Vorteil der Vereinbarung liegt
darin, Konflikte zu beenden und weitere zu vermeiden.
Eine wechselseitige Lizenzvorgabe ohne jedwede Ein-
schränkung reicht hierzu aus.

198. Sind die Parteien gemäß der Vereinbarung zur Nutzung
der Technologie des Partners berechtigt und gilt dieses
Recht auch für künftige Entwicklungen, ist zu prüfen,
wie sich die Vereinbarung auf die Innovationsanreize
für die Parteien auswirkt. Verfügen die Parteien über
eine beträchtliche Marktmacht und werden sie durch
die Vereinbarung daran gehindert, einen Wettbewerbsvor-
sprung gegenüber der jeweils anderen Partei zu erreichen,
fällt die Vereinbarung wahrscheinlich unter Artikel 81
Absatz 1 und dürfte kaum die Voraussetzungen des Ar-
tikels 81 Absatz 3 kaum insbesondere im Hinblick auf
ihre Unerlässlichkeit erfüllen. Der Zweck der Verein-
barung, dass beide Parteien sich nicht gegenseitig an
der weiteren Nutzung ihrer eigenen Technologie hindern,
erfordert nicht, dass die Parteien auch die gemeinsame
Nutzung künftiger Innovationen vereinbaren.

199. Lizenzgebühren und andere Zahlungsregelungen in An-
spruchsregelungs- und Anspruchsverzichtvereinbarungen
können unter Artikel 81 Absatz 1 fallen, wenn sie den
Parteien eine Koordinierung ihres Preisverhaltens ermög-
lichen, und werden wie in Vereinbarungen zwischen
Wettbewerbern beurteilt (Randnrn. 76 und 147). Lizen-
zen sollten gebührenfrei sein oder — wenn der objektive
Wert der betreffenden Technologien unterschiedlich ist

— mit einseitigen (Pauschal-)gebühren einhergehen, die
diesen objektiven Wertunterschied zum Ausdruck brin-
gen.

200. Nichtangriffsklauseln in Anspruchsregelungs- und -ver-
zichtvereinbarungen fallen generell nicht unter Artikel
81 Absatz 1. Es ist charakteristisch für solche Verein-
barungen, dass die Parteien sich darauf einigen, die be-
treffenden geistigen Eigentumsrechte im Nachhinein an-
zugreifen. Es ist ja gerade der Sinn dieser Vereinbarung,
bestehende Konflikte zu lösen und/oder künftige zu ver-
meiden.

201. Die Gruppenfreistellung findet Anwendung, wenn die
Vereinbarung keine Kernbeschränkung im Sinne von Ar-
tikel 4 GFTT enthält. Es sei jedoch daran erinnert, dass
die Gruppenfreistellung gemäß Artikel 2 GFTT nur für
Vereinbarungen zwischen zwei Unternehmen über die
Vergabe einer Lizenz zur Herstellung oder Bereitstellung
von Produkten gilt, die die lizenzierte Technologie ent-
halten (Randnr. 33). Hieraus folgt, dass die Gruppenfrei-
stellung nicht anwendbar ist, wenn die Lizenzen nicht
zum Zwecke der Produktion, sondern nur zum Zwecke
der Streitbeilegung oder Streitvermeidung vergeben wer-
den.

4. Technologiepools

202. Als Technologiepools gelten Vereinbarungen, bei denen
zwei oder mehr Parteien ein Technologiepaket zusam-
menstellen, das nicht nur an die Mitglieder des Pools,
sondern auch an Dritte in Lizenz vergeben wird. Hin-
sichtlich ihrer Struktur können Technologiepools in
Form einfacher Vereinbarungen zwischen einer begrenz-
ten Anzahl von Parteien errichtet werden oder aber als
komplexe Organisation, in der eine separate Stelle mit
der Lizenzierung des Technologiepakets betraut wird. In
beiden Fällen kann der Pool den Lizenznehmern gestat-
ten, auf der Grundlage einer einzigen Lizenz auf dem
Markt zu operieren.

203. In manchen Fällen unterstützen die im Pool zusammen-
gefassten Technologien (insgesamt oder teilweise) eine de
facto oder de jure bestehende Industrienorm. Es besteht
allerdings keine unmittelbare Verbindung zwischen einem
Technologiepool und einem bestimmten Industriestan-
dard. Selbst wenn Pools Industriestandards unterstützen,
heißt dies noch nicht, dass es sich um einen einzigen
Standard handelt; vielmehr können auch konkurrierende
Standards unterstützt werden (62).
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204. Vereinbarungen zur Gründung von Technologiepools
und zur Festlegung ihrer Funktionsweise fallen — unab-
hängig von der Anzahl der Parteien — nicht unter die
Gruppenfreistellung (siehe oben Abschnitt III.2.2); für sie
gelten lediglich diese Leitlinien. Poolvereinbarungen wer-
fen eine Reihe besonderer Fragen bezüglich der Auswahl
der einbezogenen Technologien und der Funktionsweise
auf, die bei anderen Arten der Lizenzvergabe nicht auf-
treten. Die einzelnen Lizenzvereinbarungen, die der Pool
mit dritten Lizenznehmern schließt, werden allerdings
wie alle anderen Lizenzvereinbarungen behandelt, die un-
ter die Gruppenfreistellung fallen, wenn die in der GFTT
festgelegten Voraussetzungen einschließlich der Vorschrif-
ten in Artikel 4 GFTT über Kernbeschränkungen erfüllt
sind.

205. Technologiepools können den Wettbewerb beschränken,
denn ihre Gründung impliziert zwangsläufig den gemein-
samen Absatz der verbundenen Technologien, was bei
Pools, die aus substituierbaren Technologien bestehen,
zu einem Preisfestsetzungskartell führen kann. Darüber
hinaus können Technologiepools nicht nur den Wett-
bewerb zwischen den Vertragsparteien verringern, ins-
besondere, wenn sie einen Industriestandard unterstützen
oder de facto begründen, sondern durch den Ausschluss
alternativer Technologien auch den Innovationswett-
bewerb. Ein vorhandener Standard und ein entsprechen-
der Technologiepool können den Marktzugang für neue
und verbesserte Technologien erschweren.

206. Technologiepools können aber auch wettbewerbsför-
dernde Wirkungen haben, insbesondere, indem sie Ge-
schäftskosten senken, denn sie gestatten eine zentrale Li-
zenzvergabe für die vom Pool gehaltenen Technologien.
Dies ist vor allem in Sektoren wichtig, in denen Rechte
an geistigem Eigentum von größter Bedeutung sind, und
es für die Marktpräsenz erforderlich ist, von einer erheb-
lichen Anzahl von Lizenzgebern Lizenzen zu erhalten.
Wenn Lizenznehmer eine ständige Betreuung bei der An-
wendung der lizenzierten Technologie erhalten, kann eine
gemeinsame Lizenzvergabe und Betreuung zu weiteren
Kostensenkungen führen.

4.1 Art der zusammengefassten Technologien

207. Welche Gefahren für den Wettbewerb und welche effi-
zienzsteigernden Potenziale Technologiepools aufweisen,
hängt weitgehend von der Beziehung zwischen den zu-
sammengefassten Technologien und ihrem Verhältnis zu
den Technologien außerhalb des Pools ab. Hierbei müs-
sen zwei grundlegende Unterscheidungen getroffen wer-
den, nämlich zwischen a) technologischen Ergänzungen
und technologischen Substituten einerseits und b) wesent-
lichen und nicht wesentlichen Technologien andererseits.

208. Zwei Technologien ergänzen sich, wenn sie unter tech-
nischen Aspekten — im Gegensatz zu Substituten —
beide erforderlich sind, um ein Produkt herzustellen
oder das Verfahren anzuwenden, auf das sich die Tech-
nologien beziehen. Dagegen liegen zwei technologische
Substitute vor, wenn unter technischem Aspekt jede der
beiden Technologien dem Inhaber gestattet, das Produkt
herzustellen oder das Verfahren anzuwenden, auf das sich
die Technologien beziehen. Eine Technologie ist wesent-
lich, wenn es zu ihr — im Gegensatz zu einer nicht
wesentlichen Technologie — innerhalb und außerhalb
des Pools kein Substitut gibt und die betreffende Tech-
nologie notwendiger Bestandteil des Pakets an Technolo-
gien ist, die für die Herstellung der Produkte oder die
Anwendung der Verfahren, auf die sich der Pool bezieht,
unerlässlich sind. Wesentliche Technologien sind notwen-
digerweise gleichzeitig einander ergänzende Technolo-
gien.

209. Wenn die Technologien eines Pools Substitute sind, dürf-
ten die Lizenzgebühren höher ausfallen, da die Lizenz-
nehmer nicht von der Konkurrenz zwischen den betref-
fenden Technologien profitieren können. Wenn sich hin-
gegen die Technologien in einem Pool ergänzen, senkt
dies die Transaktionskosten und kann insgesamt zu nied-
rigeren Lizenzgebühren führen, da die Parteien in der
Lage sind, im Gegensatz zu einer Einzelgebühr, bei der
die von anderen festgelegten Lizenzgebühren nicht be-
rücksichtigt werden, eine gemeinsame Lizenzgebühr für
das gesamte Paket festzulegen.

210. Die Unterscheidung zwischen ergänzenden und substitu-
ierbaren Technologien ist nicht in allen Fällen eindeutig,
da sich Technologien teilweise ersetzen und teilweise er-
gänzen können. Wenn aufgrund von Effizienzgewinnen,
die sich aus der Integration zweier lizenzierter Technolo-
gien ergeben, Lizenznehmer wahrscheinlich beide Tech-
nologien verlangen, werden diese als Ergänzungen behan-
delt, selbst wenn sie teilweise substituierbar sind. In sol-
chen Fällen dürften bei Fehlen eines Technologiepools die
Lizenznehmer Lizenzen für beide Technologien erwerben
wollen, da sich aus der Anwendung beider Technologien
gegenüber der Nutzung nur einer von beiden größere
wirtschaftliche Vorteile ergeben.

211. Unter rechtlichen Gesichtspunkten ergänzen sich zwei
Technologien auch dann, wenn es nicht möglich ist, die
eine Technologie zu nutzen, ohne Rechte an der anderen
Technologie zu verletzen (zweiseitige Sperrposition). Die
Kommission wird jedoch in der Regel nicht davon aus-
gehen, dass die Schaffung eines Pools erforderlich ist, um
Sperrpositionen aufzuheben. Wie weiter oben in Ab-
schnitt 3 erläutert wurde, können die Parteien solche
Sperrpositionen überwinden, indem sie sich wechselseitig
eine Lizenz erteilen oder eine Anspruchsverzicht-Verein-
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barung eingehen, die es ihnen gestattet, ihre jeweiligen
Technologien unabhängig voneinander zu verwerten. Die
Kommission wird deshalb Technologiepools mit Sperr-
patenten in derselben Weise behandeln wie Technologie-
pools, in denen Substitute vertreten sind.

212. Die Aufnahme von substituierbaren Technologien in den
Pool schränkt den Technologienwettbewerb innerhalb des
Technologiepools ein und führt zu kollektiven Kopp-
lungsgeschäften. Wenn sich der vorherrschende Teil des
Pools aus substituierbaren Technologien zusammensetzt,
führt das Arrangement darüber hinaus zur Preisfestset-
zung zwischen Wettbewerbern. Deshalb betrachtet die
Kommission im Regelfall die Einbeziehung von substitu-
ierbaren Technologien in einen Pool als einen Verstoß
gegen Artikel 81 Absatz 1. Auch hält es die Kommission
für unwahrscheinlich, dass die Voraussetzungen des Ar-
tikels 81 Absatz 3 erfüllt werden, wenn ein Pool substi-
tuierbare Technologien enthält. Da es sich bei diesen
Technologien um Alternativen handelt, ergeben sich aus
der Aufnahme beider Arten von Technologien in den
Pool keine Ersparnisse bei den Transaktionskosten.
Wenn es keinen Pool gäbe, würden die Lizenznehmer
nicht beide Technologien gleichzeitig nachfragen. Es ist
nicht ausreichend, den Parteien freizustellen, unabhängig
voneinander Lizenzen zu vergeben. Den Parteien dürfte
kaum an einer solchen eigenständigen Lizenzvergabe ge-
legen sein, da sie damit den Pool gefährden würden, der
es ihnen gestattet, gemeinsam Marktmacht auszuüben.

213. Wenn ein Pool lediglich aus Technologien besteht, die
wesentlich sind und sich somit notwendigerweise ergän-
zen, fällt die Einrichtung eines solchen Pools — unabhän-
gig von der Marktstellung der Parteien — im Allgemeinen
nicht unter Artikel 81 Absatz 1. Allerdings können die
Konditionen für die Lizenzvergabe unter Artikel 81 Ab-
satz 1 fallen.

214. Werden nicht wesentliche, aber sich ergänzende Patente
in den Pool einbezogen, besteht die Gefahr des Aus-
schlusses fremder Technologien. Denn sobald eine Tech-
nologie Bestandteil eines Pools ist und als Teil eines Pa-
kets in Lizenz vergeben wird, dürfte es für die Lizenzneh-
mer wenig Anreize geben, Lizenzen für konkurrierende
Technologien zu erwerben, zumal dann, wenn die für das
Paket gezahlten Lizenzgebühren bereits eine substituier-
bare Technologie umfassen. Darüber hinaus zwingt die
Einbeziehung von Technologien, die für die Herstellung
von Produkten oder die Anwendung von Verfahren, auf
die sich der Technologiepool bezieht, nicht notwendig
sind, die Lizenznehmer, auch für Technologien zu zahlen,
die sie möglicherweise nicht benötigen. Die Einbeziehung
von ergänzenden Patenten führt somit zu einer kollekti-
ven Kopplung. Umfasst ein Pool nicht wesentliche Tech-
nologien, dürfte die Vereinbarung unter Artikel 81 Ab-
satz 1 fallen, sofern der Pool auf einem relevanten Markt
eine bedeutende Stellung einnimmt.

215. Bei der Beurteilung von Technologiepools, die nicht we-
sentliche Technologien umfassen, d. h. Technologien, für
die außerhalb dieser Pools alternative Technologien be-
stehen oder die nicht notwendig sind, um eines oder
mehrere Produkte, auf die sich der Pool bezieht, herzu-
stellen, wird die Kommission u. a. folgende Faktoren be-
rücksichtigen:

a) ob die Einbeziehung der nicht wesentlichen Technolo-
gien in den Pool dem Wettbewerb förderlich ist;

b) ob es den Lizenzgebern freigestellt bleibt, ihre jewei-
ligen Technologien unabhängig voneinander in Lizenz
zu vergeben. Besteht ein Pool aus einer begrenzten
Anzahl von Technologien und gibt es außerhalb des
Pools substituierbare Technologien, kann es für die
Lizenznehmer eine Alternative sein, ihr eigenes Tech-
nologiepaket zusammenzustellen, das teilweise aus
Technologien eines Pools und teilweise aus fremden
Technologien besteht;

c) ob die zusammengelegten Technologien nur als Ge-
samtpaket erhältlich sind oder die Lizenznehmer die
Möglichkeit haben, gegen entsprechend geringere Ge-
bühren auch lediglich Teile des Pakets zu erhalten.
Diese Möglichkeit ist nicht nur in solchen Fällen von
Bedeutung, in denen ein Pool nicht wesentliche Tech-
nologien enthält, sondern auch dort, wo die zusam-
mengefassten Technologien unterschiedliche Anwen-
dungsbereiche abdecken, für die nicht immer sämtli-
che Technologien benötigt werden. Im ersteren Falle
verringert das Recht, eine Lizenz lediglich für Teile des
Technologiepakets zu erhalten, das Risiko, dass außer-
halb des Pools bestehende fremde Technologien vom
Markt abgeschottet werden. Im letzteren Falle verhin-
dert das Recht, eine Lizenz lediglich für einen Teil des
Pakets zu erwerben, dass Technologien, die für ein
bestimmtes Produkt oder Verfahren nicht wesentlich
sind, mit dafür wesentlichen Technologien gekoppelt
werden. Der Erwerb einer Lizenz für einen Teil des
Pakets ist nur dann eine echte Alternative, wenn der
Lizenznehmer einen entsprechenden Nachlass bei den
Lizenzgebühren erhält. Dies setzt voraus, das den ein-
zelnen im Pool zusammengefassten Technologien je-
weils ein bestimmter Anteil an den Lizenzgebühren
zugeordnet wurde. Wenn die Lizenzvereinbarungen
zwischen dem Pool und einzelnen Lizenznehmern re-
lativ lange Laufzeiten aufweisen und die Pooltechnolo-
gie einen de facto-Industriestandard stützt, ist zu be-
rücksichtigen, dass der Pool den Markt gegenüber
neuen Ersatztechnologien abschotten kann. Bei der
Beurteilung des Abschottungsrisikos ist zu prüfen,
ob die Lizenznehmer berechtigt sind, die Lizenz in
Teilen binnen einer angemessenen Frist und verbun-
den mit einer entsprechenden Verringerung der Li-
zenzgebühren zu kündigen.
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4.2 Bewertung einzelner Beschränkungen

216. In diesem Abschnitt werden bestimmte Beschränkungen
behandelt, die in der einen oder anderen Form üblicher-
weise in Technologiepools anzutreffen sind und die im
Gesamtzusammenhang eines Pools zu bewerten sind. Es
sei daran erinnert (vgl. oben Randnr. 203), dass die GFTT
und die in Artikel 4 GFTT aufgeführten Kernbeschrän-
kungen für Lizenzvereinbarungen gelten, die zwischen
einem Technologiepool als dem Lizenzgeber und Dritten
(den Lizenznehmern) geschlossen werden. Dieser Ab-
schnitt beschränkt sich deshalb auf Fragen, die sich bei
der Gründung von Technologiepools und speziell im Zu-
sammenhang mit der Lizenzvergabe durch solche Pools
stellen.

217. Bei ihrer Bewertung wird sich die Kommission in erster
Linie von folgenden Grundsätzen leiten lassen:

1. Je stärker die Marktstellung eines Pools, desto größer
die Gefahr wettbewerbsschädigender Wirkungen.

2. Pools mit starker Marktstellung sollten offen sein und
Gleichbehandlung gewährleisten.

3. Pools dürfen fremde Technologien nicht übermäßig
abschotten oder die Einrichtung alternativer Pools ein-
schränken.

218. Unternehmen, die einen Technologiepool bilden, können
die Lizenzgebühren für das Technologiepaket und den
Anteil der einzelnen Technologien an den Lizenzgebüh-
ren in der Regel nach eigenem Gutdünken aushandeln
und festlegen. Solche Vereinbarungen sind wesentlicher
Bestandteil von Poolgründungen und dürfen nicht an
sich als wettbewerbsbeschränkend betrachtet werden.
Wo die Auswahl der Technologien, die zu einem Pool
gehören sollen, von einem unabhängigen Sachverständi-
gen vorgenommen wird, kann unter Umständen ein
Wettbewerb zwischen verfügbaren technologischen Lö-
sungen stattfinden. Die Lizenznehmer müssen hingegen
die Möglichkeit haben, Preis und Menge der Produkte
festzulegen, die auf der Grundlage der Lizenz hergestellt
werden.

219. Verfügt ein Pool über eine starke Marktstellung, dürfen
Lizenzgebühren und andere Lizenzbedingungen keine
Ungleichbehandlung zulassen, und es dürfen keine Exklu-
sivlizenzen vergeben werden. Beide Voraussetzungen sind
notwendig, um zu gewährleisten, dass der Pool offen ist
und es nicht zu einer Abschottung und zu sonstigen
wettbewerbsschädlichen Wirkungen auf den nachgelager-
ten Märkten kommt. Dies schließt allerdings unterschied-
liche Gebühren für unterschiedliche Verwendungszwecke
nicht aus. Im Allgemeinen wird die Erhebung unter-
schiedlicher Gebühren für verschiedene Produktmärkte

nicht als wettbewerbsbeschränkend betrachtet, solange
innerhalb der Produktmärkte selbst keine unterschiedliche
Behandlung stattfindet. Insbesondere darf die Behandlung
der Lizenznehmer nicht davon abhängen, ob sie auch
Lizenzgeber sind oder nicht. Die Kommission wird des-
halb berücksichtigen, ob Lizenzgeber ebenfalls Lizenz-
gebühren zahlen müssen.

220. Lizenzgeber und Lizenznehmer müssen die Freiheit ha-
ben, konkurrierende Produkte und Standards zu ent-
wickeln und Lizenzen auch außerhalb des Pools zu ver-
geben oder zu erwerben. Diese Voraussetzungen sind
notwendig, um das Risiko der Abschottung fremder
Technologien zu begrenzen und sicherzustellen, dass
der Pool Innovationen nicht behindert und konkurrie-
rende technologische Lösungen nicht ausschließt. Wenn
ein Pool einen (de facto) Industriestandard schafft und die
Vertragsparteien Wettbewerbsverboten unterliegen, ist
das Risiko besonders groß, dass der Pool die Entwicklung
neuer und verbesserter Technologien und Standards ver-
hindert.

221. Rücklizenz-Verpflichtungen dürfen nicht exklusiv sein
und müssen sich auf solche Entwicklungen beschränken,
die für die Verwendung der zusammengefassten Tech-
nologien wesentlich sind. Dies gestattet dem Pool, Vor-
teile aus den Verbesserungen zu ziehen, die sich unmittel-
bar auf die zusammengefassten Technologien beziehen,
während es den Inhabern freisteht, für abtrennbare Ver-
besserungen keine Lizenzen an den Pool zu vergeben. Für
die Vertragsparteien ist es legitim, sicherzustellen, dass
die Verwertung der zusammengefassten Technologien
nicht von Lizenznehmern blockiert wird, die wesentliche
Patente halten oder erwerben.

222. Ein Problem im Zusammenhang mit Patentpools ist das
Risiko, dass sie ungültige Patente schützen. Das Pooling
erhöht die Kosten bzw. Risiken für eine erfolgreiche An-
fechtung, denn diese scheitert, sobald auch nur ein Patent
im Pool noch gültig ist. Der Schutz ungültiger Patente im
Pool kann Lizenznehmer zwingen, höhere Lizenzgebüh-
ren zu zahlen, sowie Innovationen in dem Bereich ver-
hindern, der durch ein ungültiges Patent gedeckt wird.
Um dieses Risiko zu begrenzen, muss das Recht, eine
Lizenz im Falle einer Anfechtung zu kündigen, auf die
Technologie des Lizenzgebers, gegen den sich die Anfech-
tung richtet, beschränkt werden und darf nicht für das
gesamte Technologie-Paket gelten.

4.3 Der institutionelle Rahmen für die Leitung von Pools

223. Die Art und Weise, wie ein Technologiepool gegründet,
organisiert und verwaltet wird, kann zum einen das Ri-
siko verringern, dass er eine Wettbewerbsbeschränkung
bezweckt oder bewirkt, und zum anderen Sicherheiten
bieten, dass die Pool-Vereinbarung dem Wettbewerb för-
derlich ist.
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224. Wenn die Gründung des Pools allen interessierten Parteien,
die unterschiedliche Interessen vertreten, offen steht, wer-
den die für die Einbeziehung in den Pool in Frage kom-
menden Technologien eher auf der Grundlage von Preis-/
Qualitätserwägungen ausgewählt werden, als wenn ein
Pool lediglich von einer begrenzten Gruppe von Technolo-
gieinhabern gegründet wird. Ähnlich verhält es sich, wenn
sich die einschlägigen Gremien des Pools aus Personen zu-
sammensetzen, die unterschiedliche Interessen vertreten;
dann ist es nämlich wahrscheinlicher, dass die Bedingungen
für die Lizenzvergabe und die Lizenzgebühren offen sind,
keine Ungleichbehandlung zulassen und den Wert der li-
zenzierten Technologie widerspiegeln, als wenn der Pool
von Vertretern der Lizenzgeber kontrolliert wird.

225. Ferner ist von Bedeutung, in welchem Umfang unabhän-
gige Sachverständige bei der Gründung und den Tätig-
keiten des Pools herangezogen werden. Beispielsweise ist
die Bewertung, ob eine Technologie für einen Pool we-
sentlich ist oder nicht, häufig ein komplexes Problem, das
besonderes Fachwissen erfordert. Die Einschaltung unab-
hängiger Sachverständiger bei der Auswahl der Technolo-
gien kann langwierig sein, bis gewährleistet ist, dass die
Auflage, lediglich wesentliche Technologien aufzuneh-
men, in der Praxis erfüllt ist.

226. Die Kommission wird berücksichtigen, wie die Sachver-
ständigen ausgewählt werden und welche Aufgaben sie
genau haben. Die Sachverständigen müssen von den Un-
ternehmen, die den Pool bilden, unabhängig sein. Falls sie
in irgendeiner Weise mit den Lizenzgebern verbunden
oder sonst wie von ihnen abhängig sind, wird ihr Beitrag
nicht berücksichtigt. Die Sachverständigen müssen ferner

das notwendige Fachwissen aufweisen, um die verschie-
denen Aufgaben erfüllen zu können, mit denen sie be-
traut werden. Zu den Aufgaben unabhängiger Sachver-
ständiger kann insbesondere die Bewertung gehören, ob
Technologien, die für eine Einbeziehung in den Pool vor-
geschlagen werden, gültig sind und ob sie für das zu
schaffende Technologiepaket wesentlich sind, das heißt,
ob die Technologien für die Herstellung von Erzeugnissen
oder für die Anwendung von Verfahren, auf die sich der
Pool bezieht, notwendig sind.

227. Außerdem ist zu prüfen, welche Regelungen für den Aus-
tausch von sensiblen Informationen zwischen den Par-
teien herrschen. In oligopolistischen Märkten kann der
Austausch sensibler Informationen — z. B. über Preis-
gestaltung und Umsätze — Absprachen erleichtern (63).
In solchen Fällen wird die Kommission berücksichtigen,
welche Schutzvorkehrungen getroffen wurden, um zu
gewährleisten, dass sensible Informationen nicht aus-
getauscht werden. Ein unabhängiger Sachverständiger
oder lizenzerteilendes Organ kann hier eine wichtige
Rolle spielen, indem sichergestellt wird, dass Daten über
Umsätze und Verkäufe, die für die Berechnung und Über-
wachung der Lizenzgebühren notwendig sind, Unterneh-
men, die auf den betroffenen Märkten konkurrieren, nicht
bekanntgegeben werden.

228. Schließlich muss berücksichtigt werden, welche Verfahren
zur Beilegung von Streitigkeiten in den Gründungsurkun-
den vorgesehen sind. Je unabhängiger die mit der Streit-
beilegung betrauten Gremien oder Personen vom Pool
und seinen Mitgliedern sind, umso wahrscheinlicher ist
eine neutrale Streitbeilegung.

(1) ABl. L . . . Die (neue) GFTT ersetzt die Verordnung (EG) Nr. 240/96 der Kommission vom 31. Januar 1996 zur Anwendung von Artikel 81 Absatz
3 des Vertrages auf Gruppen von Technologietransfer-Vereinbarungen (ABl. L 31 vom 9.2.1996, S. 2).

(2) Siehe Urteil EuGH vom 16.3.2000, verb. Rs. C-395/96 P und C-396/96 P, Compagnie Maritime Belge, Slg. 2000, I-1365, Randnr. 130; ferner
Randnr. 94 der Leitlinien der Kommission zur Anwendung von Artikel 81 Absatz 3 EG-Vertrag (ABl. C . . .).

(3) Im Folgenden schließt der Begriff „Vereinbarung“ aufeinander abgestimmte Verhaltensweisen und Beschlüsse von Unternehmensvereinigungen ein.
(4) Siehe Bekanntmachung der Kommission zum Begriff der Auswirkungen auf den Handel zwischen Mitgliedstaaten in den Artikeln 81 und 82 des

Vertrages, (ABl. C . . .).
(5) Im Folgenden schließt der Begriff „Einschränkung“ bzw. „Beschränkung“ die Verhinderung und Verfälschung des Wettbewerbs ein.
(6) Dieser Grundsatz der gemeinschaftsweiten Erschöpfung ist beispielsweise in Artikel 7 Absatz 1 der Richtlinie 104/89/EWG zur Angleichung der

Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Marken festgeschrieben (ABl. L 40 vom 11.2.1989, S. 1), in dem es heißt, dass die Marke ihrem
Inhaber nicht das Recht gewährt, einem Dritten zu verbieten, die Marke für Waren zu benutzen, die unter dieser Marke von ihm oder mit seiner
Zustimmung in der Gemeinschaft in den Verkehr gebracht worden sind.

(7) Siehe hierzu Urteil vom 17.5.1988, Rs. 158/86, Warner Brothers und Metronome Video, Slg. 1988, 2605, und Urteil vom 22.9.1998, Rs.
C-61/97, Foreningen af danske videogramdistributører, Slg. 1998, I-5171.

(8) Siehe z. B. Urteil vom 13.7.1966, verb. Rs. 56/64 und 58/64, Consten und Grundig, Slg. 1966, 429.
(9) Die Methoden für die Anwendung von Artikel 81 Absatz 3 sind in den Leitlinien der Kommission über die Anwendung von Artikel 81 Absatz 3

des Vertrages dargelegt (siehe Fußnote 2).
(10) Siehe hierzu z. B. das Urteil des EuGH vom 8.7.1999, Rs. C-49/92 P, Anic Partecipazioni, Slg. 1999, I-4125, Randnr. 99.
(11) Siehe Urteil vom 28.4.1984, verb. Rs. 29/83 und 30/83, CRAM und Rheinzink, Slg. 1984, 1679, Randnr. 26, und Urteil vom 8.11.1983, verb.

Rs. 96/82 u. a., ANSEAU-NAVEWA, Slg. 1983, 3369, Randnrn. 23-25.
(12) Anhaltspunkte zur Frage der Spürbarkeit enthält die Bekanntmachung der Kommission über Vereinbarungen von geringer Bedeutung, die den

Wettbewerb gemäß Artikel 81 Absatz 1 des Vertrages nicht spürbar beschränken (ABl. C 368 vom 22.12.2001, S. 13). Die Bekanntmachung
enthält eine negative Definition von Spürbarkeit. Von Vereinbarungen, die nicht in den Anwendungsbereich dieser De-minimis-Bekanntmachung
fallen, geht nicht zwangsläufig eine spürbar beschränkende Wirkung aus. Hier bedarf es einer individuellen Beurteilung.

(13) Siehe Urteil vom 30.6.1966, Rs. 56/65, Société Technique Minière, Slg. 1966, 337, und Urteil vom 28.5.1998, Rs. C-7/95 P, John Deere, Slg.
1998, I-3111, Randnr. 76.

(14) Siehe z. B. Urteil vom 13.7.1966, verb. Rs. 56/64 und 58/66, Consten und Grundig, Slg. 1966, 429.
(15) Siehe Artikel 1 Absatz 2 der Verordnung des Rates Nr. 1/2003 zur Durchführung der in den Artikeln 81 und 82 des Vertrages niedergelegten

Wettbewerbsregeln, (ABl. L 1 vom 4.1.2003, S. 1).
(16) Bekanntmachung der Kommission über die Definition des relevanten Marktes im Sinne des Wettbewerbsrechts der Gemeinschaft, (ABl. C 372

vom 9.12.1997, S. 5).
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(17) Vgl. hierzu auch die Leitlinien der Kommission zur Anwendbarkeit von Artikel 81 EG-Vertrag auf Vereinbarungen über horizontale Zusammen-
arbeit, (ABl. C 3 vom 6.1.2001, S. 2), Ziffern 44 bis 52.

(18) Vgl. z. B. Ziffer 98 der Kommissionsleitlinien für vertikale Beschränkungen (ABl. C 291 vom 13.10.2000, S. 1).
(19) Siehe hierzu Ziffer 50 bis 52 der in Fußnote 17 genannten Leitlinien zu Vereinbarungen über horizontale Zusammenarbeit.
(20) Ebenda, Ziffer 51.
(21) Siehe die in Fußnote 12 zitierte Bekanntmachung der Kommission über Vereinbarungen von geringer Bedeutung.
(22) Nach Artikel 3 Absatz 2 der VO 1/2003 können Vereinbarungen, die möglicherweise den Handel zwischen Mitgliedstaaten beeinträchtigen, aber

nicht durch Artikel 81 Absatz 1 verboten werden, auch nicht durch einzelstaatliches Wettbewerbsrecht verboten werden.
(23) Siehe Erwägung 19 der GFTT.
(24) Diese Leitlinien ersetzen die Bekanntmachung der Kommission über die Beurteilung von Zulieferverträgen nach Artikel 85 [jetzt 81] Absatz 1 des

Vertrages, (ABl. C 1 vom 3.1.1979, S. 2).
(25) Siehe hierzu Entscheidung der Kommission in der Sache Moosehead/Whitbread (ABl. L 100 vom 20.4.1990, S. 32).
(26) Siehe hierzu Urteil vom 6.10.1982, Rs. 262/81, Coditel (II), Slg. 1982, 3381.
(27) ABl. L 336 vom 29.12.1999, S. 21.
(28) ABl. L 304 vom 5.12.2000, S. 3.
(29) ABl. L 304 vom 5.12.2000, S. 7.
(30) Siehe Fußnote 27.
(31) Siehe den Leitfaden „Wettbewerbspolitik in Europa — Wettbewerbsregeln für Liefer- und Vertriebsvereinbarungen“, 2002.
(32) Siehe Fußnoten 18 und 27.
(33) Die Gründe für diese Berechnungsweise sind unter Randnr. 21 dargelegt.
(34) Siehe z. B. die Angaben zur Rechtsprechung in Fußnote 11.
(35) Siehe hierzu Ziffer 84 der in Fußnote 2 genannten Leitlinien über die Anwendung von Artikel 81 Absatz 3 des Vertrages.
(36) Dies ist auch dann der Fall, wenn eine Partei der anderen Partei eine Lizenz erteilt und zusagt, ein materielles Einsatzgut vom Lizenznehmer zu

erwerben. Der Kaufpreis kann die gleiche Funktion wie eine Lizenzgebühr haben.
(37) Siehe hierzu Urteil vom 25.2.1986, Rs. 193/83, Windsurfing International, Slg. 1986, 611, Randnr. 67, und Randnr. oben, wonach Vereinbarungen,

die den tatsächlichen oder potenziellen Wettbewerb einschränken, der ohne die Vereinbarung bestanden hätte, unter Artikel 81 Absatz 1 fällt.
(38) Die Vergabe wechselseitiger Lizenzen für unterschiedliche nichtkonkurrierende Technologien wird als Vergabe zweier nichtwechselseitiger Lizen-

zen behandelt.
(39) Beschränkungen des Anwendungsbereichs werden unten in Abschnitt IV.2.4 definiert.
(40) Beschränkungen auf den Eigenbedarf werden auch unten in Abschnitt IV.2.5 behandelt.
(41) Zur Unterscheidung zwischen aktivem und passivem Verkauf siehe Ziffer 50 der in Fußnote 18 genannten Leitlinien über vertikale Wettbewerbs-

beschränkungen.
(42) Siehe hierzu Ziffer 116 der in Fußnote genannten Leitlinien für vertikale Beschränkungen.
(43) Siehe hierzu Urteil vom 8.6.1982, Rs. 258/78, Nungesser, Slg. 1982, 2015, Randnr. 77.
(44) Siehe hierzu Urteil vom 25.10.1977, Rs. 26/76, Metro (I), Slg. 1977, 1875.
(45) Ist die lizenzierte Technologie veraltet, liegt keine Beschränkung des Wettbewerbs vor, siehe hierzu Urteil vom 27.9.1988, Rs. 65/86, Bayer/Süll-

hofer, Slg. 1988, 5249.
(46) Vgl. Randnr. 10.
(47) Vgl. Randnr. 65.
(48) Siehe Ziffer 38 der in Fußnote 2 zitierten Mitteilung über die Anwendung von Artikel 81 Absatz 3.
(49) Siehe hierzu Ziffer 8 der in Fußnote 12 zitierten Bekanntmachung der Kommission über Vereinbarungen von geringer Bedeutung.
(50) Siehe hierzu Urteil vom 7.10.1999, Rs. T-228/97, Irish Sugar, Slg. 1999, II-2969, Randnr. 101.
(51) Siehe hierzu Ziffer 23 der in Fußnote 17 genannten Leitlinien für Vereinbarungen über horizontale Zusammenarbeit.
(52) Siehe Fußnote 18, insbesondere Ziffern 115 ff.
(53) Zu den Begriffen vgl. Abschnitt IV.4.1.
(54) Siehe Ziffer 73 der in Fußnote 2 genannten Leitlinien zur Anwendung von Artikel 81 Absatz 3 EG-Vertrag.
(55) Siehe Randnr. 130 des in Fußnote 2 genannten Urteils. Ebensowenig verhindert die Anwendung von Artikel 81 Absatz 3 die Anwendung der

Bestimmungen des EG-Vertrags über den freien Waren-, Dienstleistungs-, Personen- und Kapitalverkehr. Diese Bestimmungen lassen sich unter
bestimmten Umständen auf Vereinbarungen, Beschlüsse und abgestimmte Verhaltensweisen im Sinne von Artikel 81 Absatz 1 anwenden. Siehe
diesbezüglich Urteil EuGH vom 19.2.2002, Rs. C-309/99, Wouters, Slg. 2002, I-1577, Randnr. 120.

(56) Siehe hierzu Urteil vom 10.7.1990, Rs. T-51/89, Tetra Pak (I), Slg. 1990, II-309. Siehe Ziffer 98 der in Fußnote 2 genannten Leitlinien zur
Anwendung von Artikel 81 Absatz 3 EG-Vertrag.

(57) Siehe Ziffer 164 der in Fußnote 18 genannten Leitlinien für vertikale Beschränkungen.
(58) Siehe hierzu Mitteilung der Kommission betreffend die Sache Canon/Kodak (ABl. C 330 vom 1.11.1997, S. 10).
(59) Benefits for one group of consumers cannot be balanced against harms to another distinct group of consumers, see point 40 of the Guidelines on

the application of Article 81(3) cited in note 2.
(60) Bezüglich des anwendbaren analytischen Rahmens siehe Ziffer 138 ff. der in Fußnote 18 genannten Leitlinien für vertikale Beschränkungen.
(61) Siehe Fußnote 18.
(62) Siehe hierzu Pressemitteilung der Kommission IP/02/1651 zur Lizenzvergabe von Patenten für Mobilfunkdienste der dritten Generation. In diesem

Fall ging es um fünf Technologiepools mit fünf verschiedenen Technologien, die allesamt zur Herstellung von Mobilfunkgeräten der dritten
Generation eingesetzt werden können.

(63) Siehe hierzu das in Fußnote 13 genannte Urteil John Deere.
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STAATLICHE BEIHILFE — PORTUGAL

Aufforderung zur Abgabe einer Stellungnahme gemäß Artikel 88 Absatz 2 EG-Vertrag — Beihilfe
C 45/03 (ex N 1/03) — Beihilfe zugunsten der Infineon Technologies-Fabrico de Semiconductores,

Portugal, SA

(2003/C 235/05)

(Text von Bedeutung für den EWR)

Mit Schreiben vom 9. Juli 2003, das nachstehend in der verbindlichen Sprachfassung abgedruckt ist, hat
die Kommission Portugal ihren Beschluss mitgeteilt, wegen der vorerwähnten Beihilfe das Verfahren nach
Artikel 88 Absatz 2 EG-Vertrag einzuleiten.

Die Kommission fordert alle Beteiligten zu den Beihilfen, derentwegen die Kommission das Verfahren
einleitet, zur Stellungnahme innerhalb eines Monats nach dem Datum dieser Veröffentlichung an folgende
Anschrift auf:

Europäische Kommission
Generaldirektion Wettbewerb
Direktion H
Rue de la Loi/Wetstraat 200
B-1049 Brüssel
Fax (32-2) 296 98 16.

Alle Stellungnahmen werden Portugal übermittelt. Jeder, der eine Stellungnahme abgibt, kann unter An-
gabe von Gründen schriftlich beantragen, dass seine Identität nicht bekannt gegeben wird.

ZUSAMMENFASSUNG

Verfahren

Am 3. Januar 2003 meldete Portugal ein Beihilfevorhaben zu-
gunsten von Infineon Technologies-Fabrico de Semiconducto-
res, SA (in der Folge „Infineon Portugal“) an.

Beschreibung

Das Unternehmen

Infineon Portugal ist ein Tochterunternehmen der Infineon AG,
der Muttergesellschaft des Infineon-Konzerns. Infineon Portugal
betätigt sich in der sogenannten Back-End-Fertigung, die zur
Sparte „Speichermodule“ des Konzerns zählt. Der Standort
des Werks, in dem DRAMs produziert und getestet werden,
befindet sich in Vila do Conde (Grande Porto), einem Förder-
gebiet nach Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe a). Für Großunter-
nehmen beträgt die zulässige Förderhöchstintensität in dieser
Region 32 %.

Die Maßnahmen

Zur Förderung des Investitionsvorhabens meldete Portugal eine
staatliche Beihilfe in Form eines zinsfreien Darlehens in Höhe
von 56,414 Mio. EUR an, das innerhalb von sechs Jahren
rückzahlbar ist und zwei tilgungsfreie Jahre umfasst. Nach
der tilgungsfreien Zeit sollen im ersten Halbjahr 2005
42,31 Mio. EUR des Darlehens in einen Zuschuss umgewan-
delt werden. Außerdem nennt Portugal Steueranreize in Höhe
von 20,45 Mio. EUR, wobei unklar ist, ob diese bereits aus-
gezahlt worden sind. Die Beihilfemaßnahmen belaufen sich auf
insgesamt 76,864 Mio. EUR (Nominalbetrag) und den portu-
giesischen Angaben zufolge beträgt das Nettosubventionsäqui-
valent (NSÄ) 44,761 Mio. EUR.

Da die förderfähigen Kosten des Investitionsvorhabens mit ins-
gesamt 141,036 Mio. EUR angegeben werden, geht Portugal
von einer Nettointensität von 31,74 % aus.

In der Anmeldung heißt es weiter, dass 252 neue Arbeitsplätze
geschaffen, alle 596 Arbeitsplätze bei Infineon Portugal gesi-
chert und im Fördergebiet indirekt 30 Arbeitsplätze entstehen
werden.

Würdigung

Portugal hat nur sehr unzureichende Angaben dazu vorgelegt,
wie das NSÄ der Maßnahmen berechnet wurde. Nach den
Berechnungen der Kommission würde das NSÄ nicht, wie
von Portugal angegeben, 44,76 Mio. EUR, sondern
46,64 Mio. EUR (bezogen auf das Jahr 2000, als das Projekt
angelaufen ist) betragen.

Nach den portugiesischen Angaben würde eine Nettointensität
von 31,7 % erreicht. Werden die Berechnungen der Kommis-
sion zugrunde gelegt, entspricht eine Beihilfe von
46,64 Mio. EUR jedoch 35,27 % der Investitionskosten in
Höhe von 132,26 Mio. EUR (Wert der förderfähigen Kosten
von 141,036 Mio. EUR, bezogen auf das Jahr 2000). Damit
läge die Beihilfe über der zulässigen regionalen Höchstgrenze
von 32 %.

Nach den vorliegenden Informationen besteht außerdem die
Gefahr, dass der Infineon-Konzern in Schwierigkeiten geraten
könnte; in diesem Fall könnte die Beihilfe nicht als regionale
Investitionsbeihilfe — wie von Portugal notifiziert — geneh-
migt werden.

Die Kommission hat die Beihilfe zunächst entsprechend der
Notifikation als Investitionsbeihilfe nach Maßgabe des Multisek-
toralen Beihilferahmens gewürdigt.
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Eine vorläufige Würdigung nach dem Multisektoralen Regional-
beihilferahmen zeigt, dass entgegen dem portugiesischen Stand-
punkt verschiedene Kürzungsfaktoren angewandt werden müs-
sen, so dass sich eine Höchstintensität von 19,2 % bzw. 6,4 %
ergibt. Selbst wenn das Unternehmen als förderfähig eingestuft
werden sollte, würde die zulässige Höchstbeihilfe in jedem Fall
erheblich unter den notifizierten 76,864 Mio. EUR (nominaler
Beihilfebetrag) liegen.

Daher hat die Kommission beschlossen, das förmliche Prüfver-
fahren einzuleiten, um die Vereinbarkeit der Beihilfemaßnah-
men mit dem Gemeinsamen Markt zu überprüfen.

Gemäß Artikel 14 der Verordnung (EG) Nr. 659/1999 des
Rates können alle rechtswidrigen Beihilfen vom Empfänger zu-
rückgefordert werden.

WORTLAUT DES SCHREIBENS

„A Comissão informa a República Portuguesa de que, depois de
ter examinado as informações fornecidas pelas autoridades por-
tuguesas sobre a medida referida em epígrafe, decidiu dar início
ao procedimento previsto no n.o 2 do artigo 88.o do Tratado
CE.

I. PROCEDIMENTO

(1) Por carta de 23 de Dezembro de 2002, registada em 3 de
Janeiro de 2003, Portugal notificou nos termos do Enqua-
dramento multissectorial dos auxílios com finalidade re-
gional para grandes projectos de investimento (1) (a seguir
denominado «Enquadramento Multissectorial») a intenção
de conceder um auxílio ao investimento a favor da Infi-
neon Technologies-Fabrico de Semicondutores, Portugal,
SA (a seguir denominada «Infineon Portugal»). O auxílio
projectado foi registado com o número N 1/2003.

(1) JO C 107 de 7.4.1998, p. 7.

(2) A Comissão confirmou a recepção por carta de 15 de
Janeiro de 2003. Por carta de 17 de Janeiro de 2003, a
Comissão informou Portugal de que a notificação tinha
sido considerada incompleta e levantou uma série de
questões. Na sequência de uma carta de insistência da
Comissão, Portugal apresentou informações adicionais
por carta de 6 de Maio de 2003, registada no dia se-
guinte.

II. DESCRIÇÃO DO AUXÍLIO

A. O beneficiário

(3) A Infineon Portugal é uma filial a 100 % da Infineon
Technologies, NV, por sua vez controlada pela Infineon
Technologies AG (a seguir denominada Infineon). A Infi-
neon é a empresa-mãe de um grupo internacional de
grandes dimensões com quatro divisões principais: comu-
nicações sem fio, soluções seguras para telefonia móvel,
memórias, sector automóvel e industrial. O capital da
Infineon foi aberto ao público em Março de 2000 e a
empresa é uma spin-off da Siemens AG, incluindo as suas
actividades no domínio dos semiconductores. Portugal sa-
lienta que a Infineon é a única empresa europeia que
concorre no mercado dos semicondutores.

(4) A Infineon Portugal está integrada no segmento dos «Me-
mory Products» que concebe, desenvolve, fabrica e comer-
cializa produtos semicondutores para memórias. A Infi-
neon Portugal é uma unidade de «back-end», activa na
montagem e teste final das memórias DRAM (Dynamic
Random Access Memory) de 64 M, 128 M e 265 M.

(5) Portugal apresentou os seguintes dados relativamente ao volume de negócios e ao emprego no que se
refere à Infineon, discriminados pelo mercado mundial, do EEE e português (dados relativos ao
volume de negócios em milhões de euros):

Quadro 1

Mundial EEE Portugal

Volume de
negócios Emprego Volume

de negócios Emprego Volume
de negócios Emprego

1998 3 178 21 861 1 861 14 401 87 316

1999 4 237 24 541 2 444 15 695 255 505

2000 7 283 29 166 3 259 17 656 334 596

2001 5 671 33 813 — — 513 628

2002 5 207 30 423 — — 679 711
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B. O projecto

(6) O projecto de investimento encontra-se localizado em
Vila do Conde (Grande Porto), uma região assistida ao
abrigo do n.o 3, alínea a), do artigo 87.o do Tratado CE,
em que a intensidade de auxílio máxima autorizada para
apoio de novos investimentos é de 32 % líquidos no que
se refere às grandes empresas.

(7) Segundo as autoridades portuguesas, em 1997, a Infineon
Portugal (na altura Siemens AG) beneficiou de um auxílio
ao investimento para a sua fábrica de Vila do Conde. Este
pacote de incentivos não foi notificado à Comissão, uma
vez que, segundo as autoridades portuguesas, as regras em
vigor na altura não exigiam a notificação de tais projectos.
No âmbito da estratégia global da Siemens de alienação
das actividades de semicondutores do grupo Siemens, as
instalações de Vila do Conde foram afectadas à Infineon
em Abril de 1999. Devido à evolução da tecnologia dos
semicondutores, a Infineon identificou a necessidade de
proceder a investimentos adicionais em Vila do Conde.

(8) O actual projecto de investimento destina-se a aumentar a
competitividade da empresa através de uma expansão da

produção de DRAM de 16 e 64 MB para 256 e 512 MB.
Além disso, a empresa deverá introduzir a tecnologia dita
de «Board on Chip», que deverá aumentar o valor do
produto final. A Infineon Portugal deverá lançar um
novo produto, o «Chip Size Package», um tipo de memó-
ria de dimensões mais reduzidas. Segundo as autoridades
portuguesas, os trabalhos tiveram início em Junho de
2000 e estarão terminados em Setembro de 2003.

(9) Segundo as autoridades portuguesas, antes da realização
do projecto de investimento a Infineon Portugal produzia
cerca de 2 milhões de chips por semana. Na sequência da
implementação do projecto, Portugal considera que a In-
fineon Portugal deverá passar a produzir cerca de 4,5
milhões de chips por semana. Este aumento de capacidade
resultante da implementação do projecto é estimada pelas
autoridades portuguesas em 40 %.

(10) Segundo as autoridades portuguesas, a Infineon detém
uma quota de 3,5 % no mercado dos semicondutores e
de 12,2 % no mercado das DRAM (dados de 2002).

(11) Os custos de investimento totais elegíveis ascendem a 141 036 103 euros. Os custos do projecto são
discriminados no quadro infra, apresentado por Portugal. A Comissão realça contudo que a informa-
ção apresentada nesta tabela parece conter algumas incorrecções, na medida em que a soma dos
elementos descritos como despesas elegíveis por Portugal totalizariam 141 663 064 euros e não
141 036 103 euros como indicado por Portugal (montantes em euros):

Quadro 2

Despesas totais Despesas elegíveis

2000 2001 2002 2000 2001 2002

Edifícios 824 081 706 977 699 495 824 081 706 977 699 495

Maquinaria 29 435 162 44 087 610 65 719 465 29 306 215 44 406 841 65 719 455

Subtotal 30 259 243 44 794 587 66 418 951 29 822 566 44 794 587 66 418 950

Total 141 472 781 141 036 103

(12) Além disso, a Infineon Portugal deverá realizar um plano
de investimento com um custo total de 3 793 635 euros,
para o qual receberá um auxílio à formação de cerca de
1 880 445 euros. Este último auxílio é abrangido pelo
regulamento de isenção por categoria aplicável aos auxí-
lios ao emprego e não é objecto da presente investigação.

(13) Segundo as autoridades portuguesas, o projecto permitiu
criar 252 postos de trabalho directos e 30 postos de
trabalho indirectos na região. Além disso, Portugal consi-
dera que o projecto permitirá preservar 596 postos de
trabalho, que correspondem à totalidade dos postos de
trabalho existentes na Infineon Portugal.

C. Medidas financeiras do sector público

(14) Segundo as autoridades portuguesas, o beneficiário solici-
tou um auxílio estatal em Abril de 1999. Este auxílio
consiste num empréstimo e em incentivos fiscais.

(15) O empréstimo ascende a um total de 56 414 441 euros e
parece ser isento de juros. Este empréstimo deverá ser
desembolsado no primeiro semestre de 2003 e tem um
período de carência de dois anos, na sequência do qual,
no primeiro semestre de 2005, um montante de
42 310 831 euros será transformado numa subvenção.
O restante montante do empréstimo, 14 103 610 euros,
será reembolsado em oito prestações semestrais. Segundo
as autoridades portuguesas, este empréstimo foi aprovado
pelas autoridades portuguesas em 21 de Novembro de
2001 apesar de Portugal alegar que até agora não foram
efectuados quaisquer pagamentos.

(16) Além disso, a Infineon Portugal beneficia ou beneficiará
de incentivos fiscais de 20 450 235 euros. Estes incentivos
foram aprovados pelas autoridades portuguesas em 12 de
Junho de 2000. Portugal não indicou se estes incentivos já
foram pagos.
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(17) Portugal apresentou o seguinte quadro para indicar a intensidade de auxílio das medidas acima
descritas (montantes em euros):

Quadro 3

Incentivo Incentivo nominal Incentivo ESB Incentivo ESL

Empréstimo reembolsável 14 103 610 5 679 558 4 112 000

Empréstimo não reembolsável 42 310 831 34 131 565 24 711 253

Incentivos fiscais 20 450 235 15 938 478

Total 76 864 676 39 811 123 44 761 731

(18) Portugal explica que o equivalente subvenção bruto (ESB)
da parte reembolsável do empréstimo foi calculado me-
diante a aplicação de uma taxa de referência 6,33 %, a
taxa aplicável a Portugal em Novembro de 2001 quando
o empréstimo foi aprovado pelas autoridades portuguesas.
Segundo Portugal, o equivalente subvenção líquido das
medidas (ESL) foi calculado com base na taxa de conver-
são prevista no mapa regional para Portugal [ESL = ESB ×
(1-27,6 %)]. Portugal não forneceu outras explicações so-
bre estes cálculos. De acordo com as autoridades portu-
guesas, a intensidade do auxílio é de 31,74 % líquidos dos
custos elegíveis de 141 036 103 euros.

III. APRECIAÇÃO

A. Auxílio estatal na acepção do n.o 1 do artigo 87.o do
Tratado CE

(19) O n.o 1 do artigo 87.o do Tratado CE estabelece que,
salvo disposição em contrário, são incompatíveis com o
mercado comum, na medida em que afectem as trocas
comerciais entre os Estados-Membros, os auxílios que fal-
seiem ou ameacem falsear a concorrência, favorecendo
certas empresas ou certas produções.

(20) As medidas financeiras a conceder pelo Estado, um em-
préstimo de 56 414 441 euros e os incentivos fiscais de
20 450 235 euros, foram notificadas por Portugal en-
quanto medidas de auxílio. As medidas em causa provêm
de recursos estatais e proporcionarão uma vantagem à
empresa que de outro modo teria de suportar na íntegra
os custos do investimento. Uma vez que existe concor-
rência e comércio neste sector específico, as vantagens
financeiras que favorecem a empresa em relação aos
seus concorrentes ameaçam falsear a concorrência e afec-
tar o comércio entre Estados-Membros. Consequente-

mente, no âmbito desta apreciação preliminar, a Comissão
considera que as medidas em causa devem ser considera-
das como auxílios estatais na acepção do artigo acima
referido.

(21) Em relação ao tratamento processual do caso, a Comissão
nota que Portugal reconhece que os incentivos fiscais
foram aprovados em Junho de 2000, enquanto o emprés-
timo a favor da Infineon Portugal foi aprovado em 21 de
Novembro de 2001. Portugal refere, no entanto, que o
empréstimo ainda não foi pago. No que se refere aos
incentivos fiscais, não foram prestadas informações sobre
se já foram pagos total ou parcialmente. A Comissão
tratará, no âmbito da sua apreciação preliminar, o auxílio
como um auxílio notificado. Esta posição poderá vir a ser
alterada com base nas informações prestadas por Portugal,
tal como especificado no ponto 68 da presente decisão.

(22) No que se refere ao efeito de incentivo do auxílio, a
Comissão regista que Portugal apresentou elementos de
prova insuficientes a este respeito. Portugal apresentou
uma carta de Abril de 1999 enviada pela Siemens às
autoridades portuguesas, na qual explicava a necessidade
de rever os montantes do auxílio aprovados em 1997,
remetendo para um anexo em que esta revisão se encon-
trava especificada. Esta carta enviada pela Siemens muito
pouco tempo antes da aquisição da fábrica pela Infineon
constitui um elemento de prova insuficiente, em especial
porque o anexo em que esta revisão é especificada não foi
apresentado à Comissão. A Comissão nota igualmente que
os trabalhos tiveram início em Junho de 2000, antes da
aprovação de todas as medidas de auxílio pelas autorida-
des portuguesas, o que ocorreu em 12 de Junho de 2000
e 21 de Novembro de 2001. A Comissão toma nota, por
último, de que o projecto está quase terminado. A Comis-
são tem, portanto, dúvidas quanto ao efeito de incentivo
do auxílio.

(23) No que se refere ao equivalente subvenção bruto e líquido das medidas, na ausência de explicações
adequadas, a Comissão não pode, nesta fase, aceitar os cálculos efectuados por Portugal e constantes
do Quadro 3. Com base nas informações disponíveis, a Comissão efectuou os seguintes cálculos
(montantes em euros):
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Quadro 4

Incentivo Incentivo nominal GGE GGE actualizado
para 31.12.2000

NGE actualizado
para 31.12.2000

Empréstimo reembolsável 14 103 610 3 985 335 3 374 737 2 605 060

Empréstimo não reembolsável 42 310 831 42 310 831 35 828 332 27 656 958

Incentivos fiscais 20 450 235 20 450 235 16 383 186 16 383 186

Total 76 864 676 66 746 401 55 586 254 46 645 204

(24) Este quadro inclui um certo número de diferenças em
relação ao apresentado por Portugal (Quadro 3). A Co-
missão tratou o auxílio como um auxílio notificado par-
tindo do princípio que o empréstimo será desembolsado
em 2003 e que os incentivos fiscais serão exigidos
quando o projecto estiver terminado e serão pagos em
2004. A Comissão utilizou a taxa de referência de 6,33 %
apresentada por Portugal para calcular o equivalente sub-
venção bruto (ESB) da parte reembolsável do empréstimo
e partiu do princípio que esta parte reembolsável não
vence juros. Esta taxa foi aplicada durante o período de
6 anos em que o empréstimo é disponibilizado. Os dois
elementos restantes (a parte não reembolsável do emprés-
timo e os incentivos fiscais) são considerados como um
auxílio pleno. O ESB destas medidas foi então actualizado
ao seu valor de 2000 (quando os trabalhos tiveram iní-
cio), utilizando a taxa de referência de 5,7 %, aplicável ao
ano 2000. Com base numa taxa de imposto de 27,6 %
como referido por Portugal, o equivalente subvenção lí-
quido (ESL) do empréstimo (a parte reembolsável e a parte
não reembolsável em conjunto) ascenderia no total a
30 262 018 euros (valor actualizado em relação a 2000).
Os incentivos fiscais representam já um valor líquido que,
actualizado em relação a 2000, totaliza 16 383 186 eu-
ros. A Comissão conclui, portanto, a título preliminar que
o auxílio totaliza 46 645 204 euros (ESL), contrariamente
ao indicado pelos cálculos de Portugal que situavam o
auxílio total líquido em 44 761 731 euros.

(25) Por último, no que se refere à intensidade do auxílio, na
ausência de explicações adequadas, a Comissão não pode
nesta fase partilhar a posição de Portugal no sentido de a
intensidade líquida das medidas de auxílio corresponder a
31,7 % dos custos elegíveis totais. Com base nas informa-
ções disponíveis e utilizando de novo a taxa de referência
de 5,7 % aplicável quando os trabalhos começaram, uma
actualização dos custos do projecto elegíveis de
141 663 064 euros (2) para 2000 resulta num montante
de cerca de 132 259 952 euros. A intensidade líquida de
um auxílio de 46 645 204 euros seria assim de 35,27 %.
A Comissão nota que este valor se situa já bastante acima
do limite máximo de 32 % líquido para as grandes em-
presas aplicável na região.

B. Elegibilidade da empresa

(26) A Comissão nota que os dados fornecidos por Portugal
revelam que, após ter registado perdas em 1998 de 775

milhões de euros, a Infineon realizou lucros no montante
de 61 milhões de euros em 1999 e de 1,26 biliões em
2000. No entanto, em 2001 e 2002, a Infineon registou
perdas, respectivamente, de 591 milhões e 1,021 biliões
de euros. Em 2002, o resultado anual antes de juros e de
impostos passou para um valor negativo de 1,14 biliões
de euros, uma baixa de 11 % em relação às perdas de
1,02 biliões de euros registadas em 2001. A perda por
acção aumentou de (0,92 euro) para (1,47 euros). No que
se refere à Infineon Portugal, a filial registou perdas de
1,367 milhões de euros em 1998 e realizou lucros de
14,586 milhões de euros em 1999 e de 22,168 milhões
de euros em 2000. Em relação a 2001 e 2002, os lucros
baixaram, respectivamente, para 15 milhões e 4 milhões
de euros.

(27) Estes dados levantam dúvidas quanto à situação financeira
da empresa-mãe Infineon e da sua sucursal Infineon Por-
tugal. Além disso, de acordo com o relatório anual da
Infineon para 2002, em Julho de 2001 a Infineon respon-
deu à crise na indústria dos semicondutores através da
implementação de um «programa de reestruturação e de
redução dos custos». (3).

(28) No âmbito desta apreciação preliminar, a Comissão pro-
cederá a uma avaliação do auxílio enquanto auxílio regio-
nal ao investimento, de acordo com a notificação de Por-
tugal. A Comissão poderá, no entanto, alterar a sua posi-
ção com base nos dados que serão fornecidos por Portu-
gal, tal como especificado no ponto 68 da presente deci-
são.

C. Obrigação de notificação

(29) O custo do projecto de 141 472 781 euros é muito su-
perior ao limiar de 50 milhões de euros. Além disso, a
intensidade cumulada do auxílio, tal como referida por
Portugal, é de 31,7 % dos custos elegíveis do investimento
(o que é muito superior a 50 % do limite do auxílio
regional). Por conseguinte, o projecto está sujeito à obri-
gação de notificação previsto no ponto 2.2 do Enquadra-
mento Multissectorial, devendo ser apreciado em confor-
midade.
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(2) Soma dos elementos descritos como custos elegíveis na tabela 3.

(3) Em conformidade com a nota 21 das Orientações relativas aos
auxílios estatais com finalidade regional (JO C 74 de 10.3.1998,
p. 9), os auxílios a uma empresa em dificuldade devem ser exami-
nados ao abrigo das Orientações comunitárias relativas aos auxílios
estatais de emergência e à reestruturação concedidos a empresas em
dificuldade. O ponto 1.4. do Enquadramento Multissectorial refere
que «o presente enquadramento não se aplica aos casos de auxílios
à reestruturação».



D. O produto em causa

(30) Segundo Portugal, o investimento refere-se à produção de
DRAM (Dynamic Random Access Memory). As DRAM
pertencem ao código 32.10 da NACE, que inclui o fabrico
de válvulas e tubos electrónicos e outros componentes
electrónicos. Trata-se de semicondutores que armazenam
dados binários. Os semicondutores fazem parte das com-
ponentes electrónicas. As DRAM constituem o tipo mais
comum de memória de semicondutor. As DRAM são
sobretudo utilizadas em PC e produtos de baixo custo.

(31) As DRAM podem ser diferenciadas em função da dimen-
são da memória (isto é, a quantidade de dados que pode
ser armazenada nas chips). Esta dimensão depende da ge-
ração das chips. O produto está sujeito a uma rápida
evolução tecnológica, entrando uma nova geração no
mercado de três em três ou de quatro em quatro anos.
As DRAM podem igualmente ser diferenciadas em função
da aplicação a que se destinam (FPM-DRAM, EDO-DRAM,
SDRAM ou RDRAM) ou do tipo de produto final em que
são incorporadas.

(32) Existem outros tipos de chips de memória como as SRAM,
EPROM, Flash memory. Em geral, assumem funções dife-
rentes das DRAM e não podem ser consideradas como
produtos substituíveis.

(33) As DRAM são produtos de base de especificações norma-
lizadas. Do lado da procura, o mesmo tipo de DRAM
encontra-se portanto disponível para os clientes a partir
de vários fornecedores em todo o mundo. Novas gerações
de DRAM entram em concorrência com as antigas. A
preferência do cliente por um determinado tipo depende
da relação custo-eficácia e da função da DRAM no pro-
duto final.

(34) Do lado da oferta, os produtores de DRAM podem passar
a produzir DRAM de diferente capacidade utilizando as
mesmas instalações de produção, sendo também similares
as tecnologias utilizadas. No entanto, mudar entre diferen-
tes gerações de DRAM não é em geral fácil utilizando
uma mesma instalação de produção.

(35) À luz das considerações acima apresentadas, o mercado
das DRAM é considerado o mercado do produto rele-
vante (4). Não existe um código específico distinto da
NACE para este mercado.

(36) No que se refere ao mercado geográfico relevante, deve
notar-se que os DRAM são objecto de comércio a nível
mundial, com base nas mesmas classificações e conceitos
de comercialização. Os custos de transporte são reduzidos
e não existem obstáculos estruturais à entrada no mer-
cado. Deve considerar-se, portanto, que o mercado geo-
gráfico relevante é de dimensão mundial.

E. Apreciação nos termos do Enquadramento Multissecto-
rial

(37) No sentido de determinar a intensidade máxima de auxílio
autorizada para um determinado projecto, a Comissão
deve, nos termos do Enquadramento Multissectorial, iden-

tificar a intensidade máxima de auxílio (limite máximo do
auxílio regional) que a empresa pode obter na região
assistida em causa no contexto do regime de auxílios
regionais autorizado válido no momento da notificação.

(38) Vila do Conde encontra-se situada no Grande Porto, uma
região que não dispõe de uma forte estrutura económica
regional, na qual o limite máximo de auxílio é de 32 %
ESL para as grandes empresas (5). A Comissão nota que a
subvenção será concedida com base num regime apro-
vado pela Comissão enquanto auxílio N 667/1999 (SIME).
A Comissão não foi informada se os incentivos fiscais
serão ou foram concedidos ao abrigo de um regime apro-
vado pela Comissão.

(39) A Comissão deve portanto apreciar uma série de factores
de ajustamento que deverão ser aplicados ao valor per-
centual de 32 %, por forma a calcular a intensidade má-
xima de auxílio que pode ser autorizada para o projecto
em questão, a saber, o factor de concorrência (T), o factor
capital/trabalho (I) e o factor de impacto regional (M).

Factor de concorrência (T)

(40) A Comissão nota que o projecto criará novas capacidades
no mercado europeu e afectará portanto este mercado.

(41) A autorização de um auxílio a favor de empresas que
operam em sectores que se encontram em situação de
excesso de capacidade estrutural envolve um risco especial
de distorção da concorrência. Qualquer aumento de capa-
cidade que não seja compensado por uma redução da
capacidade noutra área agrava o problema estrutural de
excesso de capacidade. Nos termos do ponto 7.7 do En-
quadramento Multissectorial, verifica-se uma situação de
excesso de capacidade estrutural quando, com base na
média nos últimos cinco anos, a capacidade de utilização
do (sub)sector em causa for inferior em mais de dois
pontos percentuais ao do sector transformador no seu
conjunto. Considera-se que existe uma grave situação de
excesso de capacidade estrutural quando a diferença rela-
tivamente à média do sector transformador for superior a
cinco pontos percentuais.

(42) Nos termos dos pontos 3.3 e 3.4 do Enquadramento
Multissectorial, quando existem dados suficientes sobre a
utilização da capacidade, a Comissão deverá limitar a de-
terminação do factor de concorrência à existência ou não
de um excesso de capacidade estrutural/grave no sector
ou subsector em causa. O (sub)sector deve ser estabele-
cido ao nível mais reduzido disponível da segmentação da
classificação da NACE.

(43) O código da NACE mais reduzido correspondente ao fa-
brico de DRAM é o 32.10, que inclui todos os tipos de
componentes electrónicos. As DRAM representam apenas
uma pequena parte deste código NACE, pelo que a situa-
ção de capacidade ao nível agregado do código 32.10 da
NACE não reflecte de forma adequada a situação no mer-
cado das DRAM. A Comissão considera portanto que a
análise da situação de capacidade não é aplicável à apre-
ciação do factor de concorrência.
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(44) Nos termos do ponto 3.4 do Enquadramento Multissecto-
rial, na ausência de dados suficientes sobre a utilização da
capacidade, a Comissão terá em conta se o investimento
ocorre num mercado em declínio. Considerará que o mer-
cado está em declínio se, nos últimos cinco anos, a taxa
média de crescimento anual do consumo aparente do
produto em questão for mais de 10 % inferior à média
anual da indústria transformadora do EEE no seu con-
junto, excepto se a taxa de crescimento relativo do con-
sumo aparente do produto apresentar uma forte tendência
para a subida. Considerar-se-á que o mercado está em
total declínio se a taxa anual média de crescimento do
consumo aparente durante os últimos cinco anos for ne-
gativa.

(45) Como já referido, o mercado das DRAM é considerado o
mercado do produto relevante uma vez que a substituibi-
lidade com outras chips para memórias é muito limitada.
As DRAM são comercializadas a nível mundial, devendo
portanto o mercado mundial ser considerado o mercado
geográfico relevante.

(46) A Comissão recorda que, segundo Portugal, a Infineon
detém uma quota de 3,5 % no mercado dos semicondu-
tores e de 12,2 % no mercado das DRAM (dados de
2002). Assim, a quota de mercado do beneficiário no
mercado mundial das DRAM não parece ultrapassar
40 % no mercado relevante. Não obstante, a Comissão
necessita ainda de informações sobre a quota de mercado
prevista após a realização do projecto. Estes dados não
foram fornecidos por Portugal.

(47) Portugal não apresentou quaisquer dados sobre o con-
sumo aparente de DRAM nos últimos cinco anos, tal
como exigido pelo Enquadramento Multissectorial. Além
disso, Portugal considera que os dados utilizados pela
Comissão na sua decisão C 86/200 — Alemanha, Infineon
Technologies SC 300 GmbH & Co. KG não são aplicáveis
à Infineon Portugal, na medida em que no último ano o
mercado registou uma evolução extremamente positiva.
Portugal não apresentou, no entanto, dados actualizados
para o consumo aparente nos últimos cinco anos.

(48) De acordo com os dados utilizados pela Comissão na sua decisão C 86/200 — Alemanha, Infineon
Technologies SC 300 GmbH & Co. KG, o consumo aparente de DRAM durante o período 1995-2000
evoluiu como revelado no quadro infra (dados em termos de valor expressos em milhões de euros) (6):

1995 1996 1997 1998 1999 2000 Crescimento anual médio

31 952 20 101 17 594 12 514 19 431 31 285 – 0,42

(49) De acordo com estes dados, para os anos entre 1995 a 2000 a taxa de crescimento médio anual do
consumo aparente no mercado das DRAM foi de – 0,42 %. No período anterior, isto é, entre 1994 e
1999, o crescimento médio anual do consumo aparente das DRAM foi também negativo (– 1,3 %). A
Comissão observa, no entanto, que estes dados deverão ser actualizados para o período 1996-2001, o
que poderá conduzir a resultados diferentes.

(50) Portugal considera que, segundo as WSTS (World Semiconductor Trade Statistics), o mercado global
das DRAM crescerá de cerca de 20 % por ano. Esta estimativa baseia-se nos dados incluídos no
quadro seguinte apresentado por Portugal (dados em milhões de USD):

Vendas 2001 2002 2003 2004

Semicondutores 138 963 140 713 160 543 191 423

% crescimento 1,3 % 14,1 % 19,2 %

DRAMs 11 199 15 254 18 166 22 895

% crescimento 36,2 % 19,1 % 26 %

(51) A Comissão nota, no entanto, que apesar de este quadro
prever uma evolução positiva, os dados têm de ser inte-
grados no seu contexto. Os dados da WSTS citados no
relatório anual da Infineon de 2002 descrevem um mer-
cado dos semicondutores completamente diferente. Estes
dados indicam que, apesar de o mercado ter passado de

128 mil milhões de USD em 1998 para 204 mil milhões
de USD em 2000, em 2001 o mercado dos semicondu-
tores registou a sua mais significativa crise, tendo as ven-
das diminuído para 139 mil milhões de dólares (cerca de
– 32 % em comparação com 2000). Segundo o relatório,
o ano de 2002 foi um ano extremamente difícil caracte-
rizado por uma procura em deterioração. Os preços das
DRAM diminuíram drasticamente a partir de Setembro de
2000 e as perspectivas de mercado para o primeiro se-
mestre do exercício fiscal de 2003 não revelam sinais
claros de uma melhoria sustentada da procura.
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(52) Na sua decisão C 86/200 — Alemanha, Infineon Techno-
logies SC 300 GmbH & Co. KG, a Comissão considerou
que o mercado das DRAM é muito cíclico e sujeito a
fortes flutuações. As taxas médias de crescimento anual
em termos de valor diferem de forma significativa em
função do período considerado. Para o período de 1993
a 2000, a taxa média de crescimento anual do consumo
aparente em termos de valor foi positiva, ascendendo a
14,66 % por ano. Apesar de uma descida acentuada do
consumo aparente entre 2000 e 2001, para o período de
1993 a 2001 o crescimento médio anual foi ainda ligei-
ramente positivo (0,51 %).

(53) As fortes flutuações a que está sujeito o mercado das
DRAM devem-se principalmente ao facto de os preços
serem extremamente voláteis. A razão desta situação é
que o processo de produção das DRAM se caracteriza
por custos irrecuperáveis relativamente elevados e reduzi-
dos custos marginais. Como consequência, os preços po-
dem oscilar num intervalo muito amplo, na medida em
que é rentável para uma empresa produzir DRAM en-
quanto estiverem cobertos os custos marginais. O desen-
volvimento do consumo aparente em termos de valor não
permite só por si obter uma panorâmica adequada do
mercado das DRAM.

(54) Os preços das memórias DRAM apresentam tendência
para diminuir a longo prazo. No entanto, tal não parece
dever-se ao excesso de capacidade na indústria, apesar de
as existências atingirem pontualmente níveis muito eleva-
dos, provocando descidas abruptas dos preços. Os custos
de produção das memórias DRAM têm vindo a diminuir
de forma acentuada ao longo dos anos. A diminuição dos
preços resulta portanto de melhorias cada vez maiores na
eficácia da produção, o que por sua vez resulta de uma
contracção do processo, isto é, uma redução da largura da
linha, e a alteração sistemática do diâmetro das bolachas,
que passou de 1 polegada no início dos anos 70 para
300 mm actualmente. Estes factores permitem incluir
um número mais elevado de circuitos integrados por bo-
lacha, diminuindo assim os custos de produção. Ao
mesmo tempo, verifica-se uma melhoria constante do
rendimento, que se centra na redução do número de cir-
cuitos integrados que não funcionam e no aumento do
número de bons circuitos integrados por bolacha.

(55) Com base nas considerações acima apresentadas, a Comis-
são na sua decisão C 86/200 — Alemanha, Infineon
Technologies SC 300 GmbH & Co. KG, chegou à con-
clusão que se deveria considerar o mercado em declínio
relativo. Na ausência de quaisquer dados actualizados for-
necidos por Portugal, no âmbito da sua apreciação preli-
minar, a Comissão manterá esta posição. No âmbito desta
apreciação preliminar, o factor de concorrência é assim
fixado em 0,75. Deverá, no entanto, notar-se que os últi-
mos dados da WSTS citados no relatório anual da Infi-
neon para 2002 referem que, em 2001, o mercado dos
semicondutores registou uma das suas grandes crises. Se
tal se confirmasse, deveríamos concluir que o mercado se
encontra em declínio total, devendo nesse caso ser apli-
cado um factor de 0,25.

Factor capital/trabalho (I)

(56) Para os projectos de elevada intensidade de capital, o
Enquadramento Multissectorial prevê um factor capital-
-trabalho que se destina a ajustar a intensidade máxima

no sentido de favorecer os projectos que efectivamente
contribuem da melhor maneira para reduzir o desem-
prego através da criação de um número relativamente
mais importante de novos postos de trabalho. Este critério
tem igualmente em conta o eventual efeito de distorção
do auxílio no preço do produto final.

(57) Segundo Portugal, o projecto permitirá criar 264 postos
de trabalho directos, distribuídos da seguinte forma:

Domínio Postos de
trabalho directos

Montagem 131

Teste 116

TI 11

Controlo da qualidade 6

Total 264

(58) No entanto, Portugal explica que 12 postos de trabalho
desaparecerão simultaneamente. Portugal considera assim
que a criação líquida de postos de trabalho directos asso-
ciada ao projecto ascende a 252.

(59) Portugal declara, para além disso, que todos os postos de
trabalho existentes actualmente na Infineon Portugal (596
postos de trabalho) serão mantidos graças ao investi-
mento. Segundo Portugal, o grupo Infineon localizou a
sua operação «back end» em Portugal e na Malásia. Se o
projecto de investimento não for realizado em Portugal, o
grupo Infineon transferirá todas as suas operações «back
end» para a Malásia, o que implicaria que todos os postos
de trabalho em Portugal seriam perdidos.

(60) A Comissão nota, em primeiro lugar, que o projecto de
investimento em Portugal está quase terminado, o que a
leva a duvidar da possibilidade de encerrar as instalações.
Além disso, a Comissão considera que a declaração de
Portugal de que todos os postos de trabalho existentes
serão salvaguardados devido ao investimento teria sobre-
tudo razão de ser se a Infineon Portugal estivesse a de-
frontar dificuldades graves e não estivesse em curso um
plano de reestruturação. Partindo das explicações de Por-
tugal de que o projecto se refere essencialmente à expan-
são da produção, é difícil ver como todos os postos de
trabalho existentes desapareceriam se o projecto não fosse
implementado. A alegação de que esta operação «back
end» seria transferida para a Malásia deverá ser melhor
justificada em termos económicos. A mera declaração
efectuada por Portugal ignora os custos que tal transferên-
cia ocasionaria para a Infineon e as eventuais vantagens
de manter uma fábrica de «back end» na União Europeia.

(61) Tendo em conta o que precede, a Comissão tem sérias
dúvidas de que o número de 848 postos de trabalho
criados e salvaguardados possa ser tomado em considera-
ção na sua totalidade. No âmbito da apreciação prelimi-
nar, a Comissão tomará em consideração apenas os 252
postos de trabalho directos a criar, na medida em que este
número parece razoável relativamente a um aumento de
capacidade de 40 %. Nesta base, o factor capital-trabalho
para um investimento de 141 472 781 euros que condu-
zirá à criação de 252 postos de trabalho é o que corres-
ponde a um rácio de 561 400 euros por posto de traba-
lho. Por conseguinte, o factor «I» para o ajustamento da
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intensidade máxima de auxílio deverá ser de 0,8. Este
valor poderá, no entanto, ser alterado com base nas in-
formações que Portugal transmitirá, tal como referido no
ponto 68 da presente decisão.

Factor do impacto regional (M)

(62) O factor do impacto regional tem em consideração os
efeitos benéficos de um novo investimento que beneficia
de auxílio nas economias das regiões assistidas. A Comis-
são considera que a criação de emprego pode ser usada
como um indicador da contribuição de um projecto para
o desenvolvimento de uma região. Um investimento ca-
pital intensivo pode criar um número significativo de
postos de trabalho indirectos na região assistida em causa
e numa eventual região assistida adjacente. A criação de
emprego neste contexto refere-se a postos de trabalho
criados directamente pelo projecto em conjunto com pos-
tos de trabalho criados pelos fornecedores e clientes de
primeira linha em resposta ao investimento que beneficia
do auxílio.

(63) Segundo Portugal, o projecto conduzirá à criação de 30
postos de trabalho indirectos na região. Alega-se que estes
postos de trabalho indirectos serão criados a nível de
fornecedores locais de instrumentos e serviços. Portugal
não forneceu elementos de prova da criação destes postos
de trabalho, tais como, por exemplo, cartas de intenções.
A Comissão não pode, portanto, verificar a exactidão
desta previsão. No entanto, e dado que este valor é mo-
desto, tal como reconhecido por Portugal, a Comissão
presumirá que se trata de um valor adequado no âmbito
da sua apreciação preliminar.

(64) Com base nas alegações apresentadas por Portugal, afi-
gura-se que a criação de postos de trabalho indirectos
será reduzida. O factor do impacto regional («M») deverá
assim ser fixado em 1.

IV. CONCLUSÃO

(65) A Comissão insiste nas sérias dúvidas que tem em relação
à elegibilidade da empresa para beneficiar de um auxílio
regional ao investimento. Além disso, mesmo que a em-
presa seja elegível, a Comissão tem dúvidas quanto à
exactidão dos cálculos de Portugal no que se refere ao
ESL do auxílio e respectiva intensidade. A Comissão re-
corda que uma estimativa preliminar indica que as medi-
das em questão têm uma intensidade de 35,27 % ESL, o
que se situa muito acima do limite máximo de auxílio
regional de 32 % ESL. A Comissão recorda que não po-
dem ser concedidos em qualquer circunstância auxílios
acima do limite máximo de auxílio regional.

(66) Além disso, e contrariamente à posição de Portugal, a
Comissão considera que deveriam ser aplicados ao auxílio
diversos factores de redução. No âmbito da apreciação
preliminar, a Comissão considera que a fórmula para
este projecto deveria ser 32 % × 0,75 × 0,8 × 1 = 19,2 %
ou mesmo 32 % × 0,25 × 0,8 × 1 = 6,4 % se o mercado
se encontrasse em declínio total.

(67) Assim, mesmo que a empresa seja elegível, o auxílio má-
ximo permitido seria de qualquer modo substancialmente
inferior ao montante notificado de 76 864 676 euros (va-
lor nominal). Por conseguinte, com base nas informações
apresentadas, a Comissão conclui ser duvidoso que se
possa considerar o auxílio compatível com o mercado
comum. Consequentemente, a Comissão dá início a um
procedimento formal de investigação em relação a este
auxílio.

(68) A Comissão solicita a Portugal que lhe apresente, no
prazo de um mês a contar da recepção da presente carta,
todos os documentos, informações e dados necessários
para a apreciação da compatibilidade do auxílio a favor
da Infineon Portugal. Deverão, em especial, ser apresenta-
das as seguintes informações:

a) Elementos de prova completos de que o auxílio foi
solicitado antes de os trabalhos relativos ao projecto
terem tido início.

b) Elementos de prova de que o auxílio ainda não foi
pago.

c) Informação completa, incluindo balanços e contas de
resultados, da Infineon Portugal à data de aprovação
do auxílio pelas autoridades portuguesas.

d) Informação relativa aos custos totais elegíveis expli-
cando, se necessário, a razão pela qual estes são
mais elevados que os custos totais.

e) Explicações pormenorizadas sobre o cálculo do ESL
das medidas e respectiva intensidade. Devem ser apre-
sentados elementos de prova de que o limite máximo
de 32 % ESL não foi ultrapassado.

f) Informações sobre o consumo aparente de DRAMs
durante o período 1996-2001. Os dados deverão pro-
vir de fontes fiáveis.

g) Justificação plena dos postos de trabalho a salvaguar-
dar.

h) Justificação plena de todos os postos de trabalho a
criar pelo projecto, em especial no que se refere aos
postos de trabalho directos a criar.

(69) A Comissão gostaria de recordar a Portugal que o n.o 3
do artigo 88.o do Tratado CE tem efeito suspensivo e de
chamar a atenção para o artigo 14.o do Regulamento (CE)
n.o 659/1999 do Conselho, que estabelece que um auxílio
ilegal pode ser recuperado junto do beneficiário.

(70) A Comissão adverte Portugal de que informará as partes
interessadas através da publicação da presente carta e de
um resumo no Jornal Oficial das Comunidades Europeias.
Informará igualmente as partes interessadas nos países da
EFTA que assinaram o Acordo EEE, mediante a publicação
de uma comunicação no Suplemento EEE ao Jornal Ofi-
cial das Comunidades Europeias e informará o Órgão de
Fiscalização da EFTA através do envio de uma cópia da
presente carta. Todos estes interessados serão convidados
a apresentar as suas observações no prazo de um mês a
contar da data de publicação de tal comunicação.“
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Vorherige Anmeldung eines Zusammenschlusses

(Sache COMP/M.3274 — Advent International Corporation/Moeller)

Für das vereinfachte Verfahren in Frage kommender Fall

(2003/C 235/06)

(Text von Bedeutung für den EWR)

1. Am 22. September 2003 ist die Anmeldung eines Zusammenschlussvorhabens gemäß Artikel 4 der
Verordnung (EWG) Nr. 4064/89 des Rates (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1310/97 (2),
bei der Kommission eingegangen. Danach ist Folgendes beabsichtigt: Das US-amerikanische Unternehmen
Advent International Corporation („Advent“) erwirbt im Sinne von Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b) der
genannten Verordnung die gemeinsame Kontrolle über die Gesamtheit der Moeller Holding KG („Moeller“,
Deutschland) durch Aktienkauf.

2. Die beteiligten Unternehmen sind in folgenden Geschäftsbereichen tätig:

— Advent: Eigenkapitalinvestor (private equity company);

— Moeller: Herstellung und Verkauf von Geräten und Systemen für Elektronik/Maschinenbau.

3. Die Kommission hat nach vorläufiger Prüfung festgestellt, dass der angemeldete Zusammenschluss
unter die Verordnung (EWG) Nr. 4064/89 fällt. Ihre endgültige Entscheidung zu diesem Punkt behält sie
sich allerdings vor. Gemäß der Mitteilung der Kommission über ein vereinfachtes Verfahren zur Behand-
lung bestimmter Zusammenschlüsse nach Verordnung (EWG) Nr. 4064/89 des Rates (3) ist anzumerken,
dass dieser Fall für eine Behandlung nach dem Verfahren, das in der Mitteilung dargelegt wird, in Frage
kommt.

4. Alle interessierten Unternehmen oder Personen können bei der Kommission zu diesem Vorhaben
Stellung nehmen.

Die Stellungnahmen müssen bei der Kommission spätestens zehn Tage nach dem Datum dieser Veröffent-
lichung eingehen. Sie können der Kommission durch Telefax (Nr. (32-2) 296 43 01 oder 296 72 44) oder
auf dem Postweg, unter Angabe des Aktenzeichens COMP/M.3274 — Advent International Corporation/
Moeller, an folgende Anschrift übermittelt werden:

Europäische Kommission
Generaldirektion Wettbewerb
Kanzlei Fusionskontrolle
J-70
B-1049 Brüssel.
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HINWEIS FÜR DEN LESER

Die Akte betreffend den Beitritt der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der
Republik Zypern, der Republik Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der
Republik Malta, der Republik Polen, der Republik Slowenien und der Slowakischen Republik
zur Europäischen Union werden im Amtsblatt der Europäischen Union L 236 vom 23. Sep-
tember 2003 veröffentlicht.

Die Anlagen der Anhänge IV, V, VII, VIII, IX, X, XI, XII, XIII und XIV der Akte über die
Bedingungen des Beitritts der Tschechischen Republik, der Republik Estland, der Republik
Zypern, der Republik Lettland, der Republik Litauen, der Republik Ungarn, der Republik
Malta, der Republik Polen, der Republik Slowenien und der Slowakischen Republik und die
Anpassungen der die Europäische Union begründenden Verträge werden im Amtsblatt der
Europäischen Union C 227 E vom 23. September 2003 veröffentlicht.

Die gälische, die tschechische, die estnische, die ungarische, die litauische, die lettische, die
maltesische, die polnische, die slowakische und die slowenische Sprachfassung dieser Doku-
mente werden in den Sonderausgaben dieser Amtsblätter veröffentlicht.
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